B 2
politik
und

Feit s
geschichte

ISSN 0479-611 X

B 43/82
30. Oktober 1982

beilage
Zur
wochen

zeltung
das parlament

Wolfgang Scheffler

Zur Entstehungsgeschichte
der ,Endlésung®

Adalbert Riickerl
Vergangenheitsbewiltigung
mit Mitteln der Justiz
Tilman Ziilch

Sinti und Roma
in Deutschland

Geschichte einer verfolgten
Minderheit




Wolfgang Scheffler, Dr.phil, geb. 1929 in Leipzig; Hon. Prof. an der Freien Uni-
versitdt Berlin, seit 1965 zeitgeschichtliche Forschungstéatigkeit, 1967—1971 Se-
nior Research Fellow an der University of Sussex; umfangreiche Gutachtertatig-
keit in NSG-Verfahren.

Verbffentlichungen u. a.: Judenverfolgung im Dritten Reich, Berlin 1960 (Neuaufl.
bis 1981); Der Nationalsozialismus, in: H. H. Hartwich (Hrsg.), Politik im 20. Jahr-
hundert, Braunschweig 1964 (Neubearbeitung 1974, 1982); Zur Praxis der SS- und
Polizeigerichtsbarkeit im Dritten Reich, in: G. Déker/W. Steffani (Hrsg.), Klassen-
justiz und Pluralismus, Hamburg 1973; (mit Ino Arndt) Organisierter Massenmord
an Juden in nationalsozialistischen Vernichtungslagern, in: Vierteljahrshefte {.
Zeitgeschichte, 2/1976; Ausgewihlte Dokumente zur Geschichte des November-
pogroms 1938, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 44/78; Anmerkungen zum
Fernsehfilm ,Holocaust" und zu Fragen zeithistorischer Forschung, in: Geschichte
und Gesellschaft, 4/1979.

Adalbert Riickerl, Dr. jur, geb. 1925; Studium der Rechts- und Staatswissen-
schaften in Miinchen; 1953—1961 als Assessor und Staatsanwalt Sachbearbeiter
bei der Staatsanwaltschaft in Bielefeld; 1961 Abordnung zur Zentralen Stelle der
Landesjustizverwaltungen in Ludwigsburg; 1966 Ernennung zum Oberstaatsan-
walt; seit 1. 9. 1966 Leiter der Zentralen Stelle, leitender Oberstaatsanwalt.

Veroffentlichungen u. a.: NS-Prozesse — Nach 25 Jahren Strafverfolgung: Mog-
lichkeiten — Grenzen — Ergebnisse, Karlsruhe 1971; NS-Vernichtungslager im
Spiegel deutscher Strafprozesse, Miinchen 1977; Die Strafverfolgung von NS-Ver-
brechen 1945—1978, Heidelberg-Karlsruhe 1979; NS-Verbrechen vor Gericht —
Versuch einer Vergangenheitsbewiltigung, Heidelberg-Karlsruhe 1982,

Tilman Ziilch, geb. 1939 in Deutsch-Libau, Sudetenland; Studium der Volkswirt-
schaft und Politik, verantwortlicher Redakteur der Minderheitenzeitschrift
pogrom’, Griinder der ,Gesellschaft fiir bedrohte Vélker", Menschenrechtsorgani-
sation fiir ethnische, rassische und religidse Minderheiten in Géttingen.

Veroffentlichungen u. a.: Biafra. Todesurteil fiir ein Volk?, Berlin 1968; Von denen
keiner spricht. Unterdriickte Minderheiten — von der Friedenspolitik vergessen
(Hrsg.), Reinbek 1975; In Auschwitz vergast, bis heute verfolgt. Zur Situation der
Roma (Zigeuner) in Deutschland und Europa (Hrsg.), Reinbek 1979; Die Zigeuner,
verkannt, verachtet, verfolgt (zusammen mit Donald Kenrick und Grattan Puxon),
Niedersédchsische Landeszentrale fiir politische Bildung, Hannover 1980.

Herausgegeben von der Bundeszentrale fiir politische Bildung,
" E Berliner Freiheit 7, 5300 Bonn 1.

Redaktion:

Dr. Gerd Renken, Dr. Klaus Wippermann, Paul Lang, Holger Ehmke.
Die Vertriebsabteilung der Wochenzeitung DAS PARLAMENT, Fleisch-
str. 61—65, 5500 Trier, Tel. 0651/46171, nimmt entgegen

— Nachforderungen der Beilage ,Aus Politik und Zeitgeschichte";

— Abonnementsbestellungen der Wochenzeitung DAS PARLAMENT ein-
schliefilich Beilage zum Preis von DM 12,60 vierteljéhrlich (einschlieBlich DM 0,77
Mehrwertsteuer) bei Postzustellung;

— Bestellungen von Sammelmappen fiir die Beilage zum Preis von DM 6,50 zu-
ziiglich Verpackungskosten, Portokosten und Mehrwertsteuer.

Die Verbffentlichungen in der Beilage ,Aus Politik und Zeitgeschichte" stellen

keine MeinungsduBlerung des Herausgebers dar; sie dienen lediglich der Unter-
richtung und Urteilsbildung.




Wolfgang Scheffler

Zur Entstehungsgeschichte der ,Endlésung”

I. Die Organisation des Vernichtungsprogramms

Die Beantwortung der Frage nach dem Zeit-
punkt, zu dem Hitler die Entscheidung iiber
iie Massenvernichtung der europdischen Ju-
| den traf, beschiftigt seit einer Reihe von Jah-
ren die zeithistorische Forschung in zuneh-'
nendem Mabe ). Konnten die Alliierten un-
pitteltbar nach dem Krieg in den Niirnberger
Gerichtsverfahren fiir ihre Zwecke vereinfa-
| chend den ideologischen Anspruch des Natio-
|naJsozialismus und die tatsdchliche Entwick-
ling der Vernichtungspolitik zusammenfas-
| sen, so hat sich Jahrzehnte danach die histori-
| sche Erforschung der EndlésungsmaBnahmen
nnehmend auf Fragen konzentriert, die,
| schirfer akzentuierend, die einzelnen Phasen
| dieser Entwicklung und vor allem ihren Stand-
ort im EntscheidungsprozeB deutlicher wer-
den lassen. Mit dem allméhlichen Wegfall ta-
buisierter Faktoren der Nachkriegsjahrzehnte
sind Themen zur Diskussion gestellt, deren sy-
stematische Lésung schon vor zwanzig oder
dreiBig Jahren hétte beginnen miissen.

Erleichtert wird die Bearbeitung der Probleme
heute durch die Quellenverdichtung auf den
verschiedensten Etappen der Endlésungsge-
schichte und dem Vorliegen erster detaillier-
ter Untersuchungen zu Teilbereichen, die das
Bild verdeutlichen und noch bestehende Un-
klarheiten aufhellen 2). Entscheidend ist dabei
—und dies ist in den Umféngen der Ergeb-
nisse noch gar nicht voll in das BewuBtsein der
Forschung getreten —, was in den letzten
Jahrzehnten durch die gerichtlichen Untersu-
chungen in der Bundesrepublik an Erkennt-

') Martin Broszat, Hitler und die Genesis der ,End-
lasung”, Vierteljahrshefte fiir Zeitgeschichte (VIZ),
25, Jahrg. (1977), S. 739 {f.; Christo Eer R. Browning,
Zur Genesis der ,Endlésung’, \/!fI 29. Jahrg. (1981),
S.971f u. a.

Y) Nur als Beispiele seien genannt: Christian Streit,
Keine Kameraden, Stuttgart 1978; Christopher
Browning, The Final Solution and the German
Foreign Office, New York, London 1978; Helmut
Krausnick/Hans-Heinrich Wilhelm, Die Truppe des
Weltanschauungskrieges, Stuttgart 1981; Alfred
Streim, Die Behandlung sowjetischer Kriegsgefan-
?gg:‘ar im ,Fall Barbarossa®, Heidelberg, Karlsruhe
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nissen gewonnen wurde ). Wihrend sich die
allgemeine Betrachtung der Ereignisse inter-
national noch mit dem Abstecken der Gesamt-

.geschehnisse beschiftigte, wurde in Dutzen-

den von Gerichtsverfahren, die zumeist im
Windschatten der &ffentlichen Meinung stan-
den und auch im Ausland in ihrer Bedeutung
zumeist nur hinsichtlich negativer Ergebnisse
Aufmerksamkeit fanden, das Detailgeschehen
untersucht. Erst wenn die Masse der dabei er-
mittelten Fakten Eingang in die historischen
Erérterungen gefunden haben wird und auch
die Quellenaufarbeitung, die durch die Zer-
streuung der Unterlagen auf viele Linder er-
schwert war, und teilweise noch ist, weiter
vorankommt, werden manche heute noch mit-
unter kontrovers diskutierte Themen leichter
darstellbar sein, aber auch mancher umstrit-
tene Vorgang sich als Scheinproblem heraus-
stellen.

Eine solche Frage ist vor allem die Suche nach
,dem einen Endlésungsbefehl" Hitlers. Die
Entscheidung zur ,Endlésung’, das heiBit zur
Massenvernichtung der im deutschen Macht-
bereich lebenden Juden, war ein Vorgang, des-
sen Realisierung mit der Aufgabenstellung fiir
die Einsatzgruppen der Sicherheitspolizei und
des SD im Marz 1941 im wesentlichen begann
und der sich mit den ersten Erfahrungen die-
ser ,Truppe des Weltanschauungskrieges” %)
im Juni und Juli 1941 ausweitete. Von der Sie-
geserwartung Hitlers im Juli 1941 fiihrte der
direkte Weg zu Gorings Befehl vom 31. Juli

3) Justiz und NS-Verbrechen, Sammlung deutscher
Strafurteile wegen nationalsozialistischer Tétungs-
verbrechen 1945—1966, Amsterdam 1968 ff. (Els
1981 erschienen 22 Binde); Adalbert Riickerl [Hrs%‘
NS-Prozesse, Karlsruhe 1971; Adalbert Riickerl, N
Vernichtungslager im Spiegel deutscher Strafpro-
zesse, Miinchen 1977; ders, NS-Verbrechen vor Ge-
richt — Versuch einer Vergangenheitsbewiltigung,
Heidelberg 1982. Auf diese fiir die historische For-
schung auBerordentlich wichti‘ien gerichtlichen
Untersuchungsergebnisse weist A. Riickerl auch in
;einem in dieser Zeitschrift publizierten Aufsatz
in.

4) So der Titel der in Anm. 2 erwidhnten Arbeit von
Krausnick/Wilhelm.
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1941 an den Chef der Sicherheitspolizei und
des SD, Reinhard Heydrich, einen ,Gesamtent-
wurf iiber die organisatorische, sachliche und
materielle Endlésung der Judenfrage vorzule-
gen" %), Die Niederschrift tiber die Wannsee-
konferenz am 20. Januar 1942, die bereits An-
fang Dezember 1941 stattfinden sollte, zeigt
die Ergebnisse dieses Planungsprozesses,
wenn auch in der verschliisselten Sprache
Heydrichs, in den allgemeinen Umrissen
auf ©).

Zwischen diesen Daten: Mérz, Juli bis Novem-
ber 1941 fielen alle wesentlichen Entscheidun-
gen iiber die Verwirklichung der Massenver-
nichtung. Nur: auch Hitler und der mit der
Durchfiihrung  federfiihrend  beauftragte
Reichsfiihrer-SS mit den ihm unterstellten
Amtern und Organisationen waren hinsicht-
lich der Verwirklichung des Holocaust abhdn-
gig von den fiir sie gegebenen Realitdten und
Gegebenheiten. (So konnten Materialliefe-
rungsschwierigkeiten den Ausbau von Lagern
erheblich beeintréchtigen, wie z.B. im Falle
des Lager Lublin-Majdanek, und selbst der Bau
der vier Krematorien mit ihren Gaskammern
in Auschwitz-Birkenau war fiir die Organisa-
toren der Vernichtung, wie die Bauunterlagen
zeigen, von Verzdgerungen und Bauschwierig-
keiten gekennzeichnet.) So trafen im Entschei-
dungsprozeB des Sommers und Herbstes 1941
mehrere Entwicklungsstréinge zusammen.

Die Lésung angeblicher rassenpolitischer Pro-
bleme war fiir Hitler mit dem Krieg untrenn-
bar verbunden. Seine Genehmigung zur
Durchfiihrung der ,Gnadentodaktion®, falschli-
cherweise ,Euthanasie” genannt, war von ihm
auf den 1.September 1939 riickdatiert wor-
den 7?), Im Winter 1939/40 wurden unter der
Federfiihrung der ,Kanzlei des Fiihrers" die er-
sten Vergasungsversuche mit Kohlenmono-
xyd (CO) in Brandenburg a. d. Havel durchge-
fithrt und 1940/41 in sechs Tétungsanstalten
(Grafeneck/Wiirtt, Hadamar bei Limburg,

$) IMT, Bd. XXVI, S. 266 f., Dok. PS-710.

¢) Akten zur Deutschen Auswirtigen Politik 1918

giszégllls. Serie E: 1941—1945, Bd. 1 f(iéttingen 1969),
. 267 1f.

) Vgl. zu allen Angaben {iber die Vernichtungsla-
er: Ino Arndt/Woligang Scheffler, Massenmord an
uden in nationalsozialistischen Vernichtungsla-

gern, VIZ, 24. Jahrg. (1976), S. 112 ff.
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Brandenburg a. d. Havel, Bernburg/Saale, Sop. |
nenstein bei Pirna und Hartheim bei Linz) dje
ersten Gaskammern zur Vernichtung von [p.
sassen der Heilanstalten errichtet.

Die Kontinuitédt bei der Anwendung der Tg.
tungsmittel und der Leitung des Tétungsper.
sonals durch die ,Kanzlei des Fiihrers" sowoh]
bei der ,Euthanasie-Aktion" als auch bei der
+Aktion Reinhard’, namlich dem Vernich.
tungs- und Verwertungslagerkomplex Belzec,
Sobibor und Treblinka nebst den verschiede.
nen Lagern in und um Lublin (mit Ausnahme
des Konzentrationslagers Lublin-Majdanek)
ist offenkundig. Der Inspekteur der drei Ver.
nichtungslager bei Lublin und Warschay,
Christian Wirth, nahm bereits an der erstep
Versuchsvergasung in Brandenburg a.d. Ha.
vel im Dezember 1939 teil. Ihn finden wir mit
seinem Adjutanten im November und Dezem.
ber 1941 im Distrikt Lublin auf der Suche nach
einem geeigneten Standort fiir die Vernich.
tungsaktion wieder. Das Vernichtungsmitte],
das in Stahlflaschen fiir die ,Euthanasie” gelie-
ferte Kohlenmonoxyd, wurde in Ostpolen
durch die Motorabgase jeweils installierter
Motoren ersetzt. Alle spidteren Tétungsmetho-
den der Endlésung (auBer der Anwendung des
Schidlingsbek@mpfungsmittels Zyclon B), von
der MassenerschieBung bis zur Einzelt6tung
durch Spritzen fanden schon bei der ,Gnaden-
todaktion" ihre Anwendung. Der notwendig
gewordene Abbruch der allgemeinen ,Eutha
nasie" im August 1941, erzwungen durch die
Unruhe in der deutschen Bevdlkerung, die
trotz vielfdltiger Tarnmafinahmen der beteilig-
ten Behorden iiber die Vorgdnge partiell infor-
miert war, zeigte Hitler die Grenzen auf, die
bei der Massenvernichtung von iiber 80 000
Menschen im Reichsgebiet sichtbar wurden.

Seit dem Herbst 1939 experimentierte Himm-
ler und das fiir diese Fragen zustdndige Amt
IV des Reichssicherheitshauptamtes mit Pli-
nen fiir die Deportation der jiidischen Bevdl-
kerung in das besetzte polnische Gebiet. Auch
hier ergaben die ersten Versuche des Nisko-
Projekts sehr bald Schwierigkeiten, die durch
mangelnde Planung und Organisation ent
standen und zum schnellen Abbruch eines Un-
ternehmens fiihrten, das bereits in den ersten
Kriegsmonaten Erfahrungen fiir eine Gesamt-
deportation der Juden des Grofideutschen
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Reiches liefern sollte *). Dagegen gelang zu
groben Teilen die Vertreibung jiidischer und
nicht jiidischer Polen aus den dem Deutschen
Reich angegliederten polnischen Westgebie-
ten, Deportationen, die vom 1. Dezember 1939
bis zum 20. Januar 1941 tiber 250 000 Personen
erfaften. Die atmosphérischen Begleitumstédn-
de dieser gewaltsamen Bevolkerungsverschie-
bung in den besetzten polnischen Gebieten:
Raub des Eigentums, dramatische Verschlech-
terung der Lebensbedingungen, weitverbrei-
tete Korruption bis in die Reihen von SS und
polizei, enthiillen sich erst bei der Detailunter-
suchung. Sie zeigen zudem ein Klima auf, das
bei der spiateren Durchfiihrung der gewaltsa-
men Gettordaumungen, die aufgrund der offen-
kundigen Begleitumstdnde sich nicht geheim-
halten lieBen, von wesentlicher Bedeutung
war.

Die durch die Vorgdnge in Polen 1939 verur-
sachten Spannungen zwischen SS und Polizei
auf der einen und der Wehrmacht auf der an-
deren Seite fiihrten bei der Vorbereitung der
Titigkeit der Einsatzgruppen fiir ihre Aufga-
ben in der Sowjetunion zu sorgféltiger Abspra-
che mit der Wehrmachtsfithrung im Friihjahr
1941, Nicht zuletzt unter diesen Eindriicken
standen auch die ersten Aktionen der Einsatz-
gruppen nach Beginn des Krieges gegen die
Sowjetunion, zundchst auch getragen von der
Sorge, dhnliche Probleme wie 1939 mit der
nachfolgenden Zivilverwaltung zu bekommen.
Die ,Anpassungsschwierigkeiten®, vornehm-
lich im Reichskommissariat Ostland, wurden
jedoch im wesentlichen durch die Einbindung
der Zivilverwaltung, zumal nach der ersten Er-
schieBungswelle, in die GettoisierungsmaB-
nahmen und die wirtschaftliche Ausbeutung
der noch vorhandenen jiidischen Bevolkerung,
iberwunden 9).

Die Siegeserwartungen Hitlers im Juli 1941
erdffneten ihm die Vision des fiir seine impe-

*) Seev Goshem, Eichmann und die Nisko-Aktion
im Oktober 1939, VIZ, 29. Jahrg. (1981), S. 74 ff. Der
Versuch dieser ersten gréBeren Judendeportation
wurde ausdriicklich als ..%’robedeportation" fiir einen
ge}r:erellen Abtransport der deutschen Juden ange-
sehen.

%) Unberiihrt davon blieben die Auseinandersetzun-
gen iiber die ,geeignetsten” Formen der Judenver-
nichtung, die sich bis in den Dezember 1941 er-
streckten und auch spiiter noch das Verhaltnis zwi-
schen Sicherheitspolizei und Vertretern der Zivil-
verwaltung triibten.
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rialistischen Planungen zur Verfiligung ste-
henden Herrschaftsgebiets im gesamten euro-
pdischen RuBland, die zugleich auch die Aus-
sicht bot, in diesem Gebiet seine rassenpoliti-
schen Vorhaben zu realisieren !°). Die Schwer-
punkte fiir die kiinftige Politik lagen dabei auf
den Stichworten: Beherrschen und Ausbeuten,
aber auch: ErschieBen und Aussiedeln !'), Zur
gleichen Zeit beschiftigte sich Heinrich
Himmler mit den utopischen Bevélkerungs-
plinen des ,Generalplan Ost" mit dem Ziel der
deutschen Besiedlung ganz Polens, des Balti-
kums und Teilen der Westukraine '2). Den An-
fang hierzu wollte er mit dem Aufbau einer
grofen SS-Zentrale im Lubliner Raum und den
ersten Besiedlungsvorhaben im Distrikt Lu-
blin machen. Am 20. und 21. Juli 1941 gab er
die Befehle zum Aufbau eines SS- und Polizei-
viertels in Lublin, jenes in der Planung immer
groBer werdenden Projekts, von dem am
SchluB nur das auch in den Augen der SS un-
ter schwierigsten Bedingungen existierende
Konzentrationslager Lublin-Majdanek in der
ersten Aufbauphase entstand. Majdanek und
das zur gleichen Zeit projektierte Lager Birke-
nau waren zundchst als Kriegsgefangenenla-
ger geplant, da Himmler die Ubernahme meh-
rerer Hunderttausend sowjetischer Gefange-
ner von der Wehrmacht erhoffte.

In diesen Rahmen fiel auch der Auftrag an
Heydrich, die Gesamtplanung fiir die Endlé-
sung der Judenfrage zu entwerfen. Noch ehe
jedoch iiber den einzuschlagenden Weg letzte
Klarheit bestand, befahl Hitler bereits die De-
portierung der deutschen Juden nach dem
Osten. Himmler kiindigte daher am 18. Sep-
tember 1941 Gauleiter Greiser in Posen an,
daB er beabsichtige, 60 000 Juden aus dem Alt-
reich und dem Protektorat in das Litzmann-
stidter Getto zu verbringen, um sie im néch-
sten Frithjahr noch weiter nach dem Osten
.abzuschieben" 13), Spéter kamen dann die be-

19) Andreas Hillgruber, Die ,Endlésung” und das
geu:;;c]l‘fle Ostimperium, VIiZ, 20. Jahrg. (1972),
.1 .

') Aktenvermerk {iber die Bes rechunso vom
;g .)Iuli 1941, IMT, Bd. XXXVIII, S. 86 {f. (Dok. L-

1).

12) Gerhard Eisenbldtter, Grundlinien der Politik
des Reichs gegeniiber dem Generalgouvernement
1939—1945, phil. Diss., Frankfurt/M. 1969, S. 205 ff.
13) Zu den Auseinandersetzungen, die Himmlers
Brief an Greiser ausléste, vgl. Bundesarchiv Kob-
lenz, NS 19 (alt) 54 a mit dem gazugehéﬁgen Schrift-
wechsel.
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reits im Bereich der Einsatzgruppen liegenden
Zielorte Kowno, Minsk und Riga hinzu. An al-
len Ankunftsorten gab es fiir Himmler dabei
Schwierigkeiten.

Inzwischen hatte sich auch fiir das Gebiet der
Einsatzgruppen die Ausgangsposition vom
31. Juli 1941 allmdhlich veréndert: Die Einsatz-
gruppen im besetzten sowjetischen Gebiet wa-
ren, fiir Himmler {ibrigens auch erkennbar, an
die Grenzen ihrer ,Leistungsfihigkeit’ gesto-
Ben. AnlidBlich eines der groBten Massaker,
der Ermordung von iiber 33 000 Juden in der
Babi-Jar-Schlucht bei Kiew, stellte der Be-
richterstatter der Einsatzgruppe C lakonisch
fest: \Wenn auch bis jetzt auf diese Weise ins-
gesamt etwa 75000 Juden liquidiert worden
sind, so besteht doch schon heute Klarheit dar-
tiber, daB damit eine Losung des Judenpro-
blems nicht méglich sein wird." '%)

Auch die zur Intensivierung des Mordens spé-
ter nach Osten geschickten ,Brack'schen Hilfs-
mittel’, die Gaswagen, konnten keine Abhilfe
schaffen. Langfristig schied aus Griinden der
Geheimhaltung, der Transportprobleme, ganz
abgesehen auch von der verdnderten militéri-
schen Perspektive, der Ostraum als Tatort fiir
die anvisierte Gesamtlésung aus. Die Vernich-
tung des ersten Berliner Judentransports im
Rahmen der ErschieBung der Rigaer Juden am
30. November 1941 hatte solches Aufsehen er-
regt (wie auch das Schicksal der kurz vorher
nach Kowno deportierten und dort ermorde-
ten deutschen Juden), daB Himmler selbst zum
Eingreifen gezwungen war. Ohnehin hatte
sich die geplante Errichtung von ,Aufnahme-
lagern’, z. B. in Riga, fiir die ankommenden
deutschen Juden, wie sie sich Dr. Stahlecker,
der Leiter der Einsatzgruppe A, aus ganz ande-
ren Griinden urspriinglich vorgestellt hatte,
aufgrund praktischer Probleme erledigt '%).

Himmler hatte dagegen bereits im Sommer
1941 dem Kommandanten von Auschwitz,
H&B8, die kommende Vernichtung der europii-
schen Juden angekiindigt und ihn mit Vorbe-
reitungsarbeiten fiir das Vernichtungslager
Auschwitz beauftragt. Die ungenaue Formu-

) Ereignismeldung UdSSR Nr. 128, 3. November
1941, S. 4, BA Koblenz, R 58/218.

1) Die Problematik der Rigaer Lager kann hier

nicht behandelt werden. Zu den Ereignissen in Riga

vgl. die Urteilsausziige bei Gerald Fleming, Hitler

gnd die Endlésung, Wiesbaden, Miinchen 1982,
. 89 ff.
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lierung ,im Sommer 1941, wie H58 schrieb, ge.
stattet keine genaue Fixierung des Datumg
des Himmlerschen Auftrags. Allerdings jst
aber die von ihm weiterhin zitierte AuBerung
Himmlers, ,die bestehenden Vernichtungg.
stellen im Osten sind nicht in der Lage, die be.
absichtigten groflen Aktionen durchzufiihren”
ein sicheres Indiz dafiir, daB Himmler damit
die Grenzen der Tétigkeit der Einsatzgruppen
erkannt hatte '¢). Hinzu kam, daB der Reichs.
fihrer an sich selbst Ende Juli oder im August
1941 in Minsk erfahren muBte, wie die Realitit
der Exekutionen aussah '?). Auch wenn spiter
Transporte aus dem Reichsgebiet bis in dep
Herbst 1942 hinein in das Gebiet der Einsatz-
gruppen geleitet wurden, hatte sich die Ge.
samtplanung fiir die kommenden Vernich.
tungsaktionen im europdischen MaBstab seit
der Beauftragung von H68 auf das Gebiet des
Generalgouvernements verlagert.

Fiir den Warthegau, vornehmlich im Hinblick
auf das Lodzer Getto mit den darin unterge.
brachten deutschen Juden, dréngte Greiser
sehr schnell auf eine ,Endlésung", zumal in sei-
ner Reichsstatthalterei bereits im Juli 1941
iiber die gewaltsame ,Beseitigung"’ der jiidi-
schen Bevélkerung Uberlegungen angestellt
worden waren *8). So ist es nicht {iberraschend,
daB in seinem Gebiet bereits im Oktober und
November 1941 die ersten Polizeikommandos
mit der Errichtung des Gaswagenlagers
Chelmno begannen und Anfang Dezember mit
der Dezimierung der jiidischen Bevolkerung
des Warthegaus begonnen wurde '9).

Wenig spiter suchte auch Christian Wirth im
Distrikt Lublin die Standorte der spéteren
Vernichtungslager Belzec und Sobibor aus %),
In Ostpolen waren jedoch nicht zuletzt auch
durch die Witterungsbedingungen sowie die
Bahn- und Transportschwierigkeiten die An-

15) Kommandant in Auschwitz, Autobiographische
Aufzeichnungen von Rudolf HoB, Stuttgart 1958,
183

17) Justiz und NS-Verbrechen, Bd. XVII (1977), S. 673
u, a.

1%) Aktenvermerk des SS-Sturmbannfiihrers Hopp-
ner, 16. Juli 1941, in: Wolfgang Scheffler, Judenver-
folgung im Dritten Reich 1933—1945, Frankfurt/
‘Wien/Ziirich 1961, S. 144 1.

19) Justiz und NS-Verbrechen, Bd. XXI (1979)
S. 276 ff. 3

20) Vgl. Urteile in den Verfahren betr. die Vernich-
tungslager Belzec (Justiz und NS-Verbrechen, Bd.
XX, 1979, S. 629 ff.), Sobibor und die Wachmann-
schaften des Lagers Trawniki (nicht ver&ffentlicht)
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Jaufzeiten fiir die geplanten Vernichtungsak-
\ionen ldnger, zumal in beiden Lagern Gas-

rammerbauten erst zu errichten waren. In Bel--

sec und Sobibor begann die Ermordung der ji-
dischen Bevolkerung im Mirz bzw. Mai 1942,
wihrend das Vernichtungslager Treblinka
erst im Frithsommer 1942 errichtet wurde. Die
Taktik der Endlésungsorganisatoren war zu
diesem Zeitpunkt darauf abgestellt, in den ost-
polnischen Lagern in erster Linie zundchst die
polnischen Juden bzw. die bereits in den
Distrikt Lublin deportierten Juden deutscher
und slowakischer Herkunft auszurotten, wih-
rend Auschwitz und Birkenau urspriinglich
aur Todesstétte fiir die anderen im deutschen
Machtbereich lebenden Juden vorgesehen

waren.

Hinzu kam, daB in Auschwitz und Birkenau
(spiter auch im Lager Lublin-Majdanek) ein
anderes Totungsmittel als die in den Lagern
der ,Aktion Reinhard" benutzten Motorabgase
verwandt wurde: Das Schédlingsbekdmp-
fungsmittel Zyclon B, das in jedem Konzentra-
tionslager zur Vernichtung von Ungeziefer
vorhanden war, wurde in Auschwitz als Mord-
mittel ,entdeckt" und im September 1941 bei
der Vernichtung sowjetischer Kriegsgefange-
ner zum ersten Mal angewandt. Die generelle
Genehmigung zur Anwendung des Zyclon B
als Massenvernichtungsmittel lieB jedoch auf
sich warten. Wenn wir HéB8 Glauben schen-
ken, dessen Zeitdatierungen generell sehr un-
prazise waren — und keiner der Vernehmer
nach dem Krieg hielt es fiir notwendig, auf
Prizisierung zu dringen (ein Versdumnis, das
man bei den Vernehmungen Eichmanns spi-
ter auch konstatieren muflite) —, war im No-
vember 1941 in Berlin noch keine Entschei-
dung hierliber gefallen. Erst im Februar 1942
wurde es generell zur Vernichtung einge-
setzt 1), :

Das fiir manche Betrachter nach dem Krieg so
verwirrende Bild erhdlt seinen Sinn, wenn
man beriicksichtigt, daf alle diese verschiede-
nen Vorgdnge sich nebeneinander entwickel-
ten, den jeweiligen Gegebenheiten angepaBt
wurden und eine Koordination lediglich hin-
sichtlich der Transportfragen zentral im Eich-
mann-Referat im Reichssicherheitshauptamt
in Berlin erfolgte.

) HoB, a.a. O, S. 154 L.

:

Waihrend die Einsatzgruppen ihre Titigkeit
vollig unabhéngig von der im Generalgouver-
nement beginnenden Verfolgung und Ver-
nichtung fortsetzten, entstanden die Lager der
«Aktion Reinhard" in der Kontinuitdt der bei
der ,Euthanasie” angewandten Methoden. Die
«Kanzlei des Fiihrers" behielt dabei hinsicht-
lich des Lagerpersonals die personellen Fiden
in der Hand, die &rtlichen SS- und Polizeifiih-
rer (SSPF) waren die im Generalgouvernement
fiir ihre Distrikte verantwortlichen Depor-
tationsleiter. Daher unterstanden die Lager
Belzec, Sobibor und Treblinka auch nicht
dem Konzentrationslager-System des spd-
teren Wirtschafts-Verwaltungs-Hauptamtes
(WVHA) in Berlin. Unabhdngig von dieser ,L&-
sung" der Vernichtung vornehmlich polni-
scher Juden entstand das Vernichtungssystem
in Auschwitz und Birkenau, das von vornher-
ein in das Konzentrationslagerwesen einge-
bunden war und als Einweisungslager des
Reichssicherheitshauptamtes und als Ver-
nichtungsort fiir die sogenannten RSHA-
Transporte diente.

Ebenso unterschiedlich wie die Entwicklung
der verschiedenen regionalen (Einsatzgrup-
pen, Chelmno) und zentralen (Lager der Ak-
tion Reinhard, Auschwitz-Birkenau) Bereiche
der Mordmaschinerie — wobei ein Gesamt-
iiberblick wohl nur bei den Spitzen der SS und
anderen an zentralen Positionen Beteiligten
vorhanden war — war der Informationsstand
der in den entsprechenden Behérden an den
jeweiligen Einzelbereichen mitwirkenden Per-
sonen in diesem VernichtungsprozeB. Ent-
sprechend miissen auch dokumentarische Au-
Berungen eingeordnet werden. Wenn z. B. das
Stichwort des Madagaskar-Plans 1942 {iber-
haupt noch auftauchte (so z. B. in der Notiz des
Auswirtigen Amtes, daB dieser Plan nunmehr
aufgegeben worden sei), so spiegelte das ledig-
lich eine Information wider, wahrend man in
Wirklichkeit im Reichssicherheitshauptamt
bereits seit August 1941 an ganz anderen Vor-
stellungen arbeitete. So geschlossen das Aus-
rottungsprogramm sich letztlich prdsentierte,
so verschieden waren die Realisierungsansit-
ze, wie sie sich vom August bis Oktober/No-
vember 1941 entwickelten.

Ein zweiter Aspekt des Vernichtungspro-
gramms ist noch kurz zu streifen: das Prinzip
der Vernichtung durch Arbeit. Schon die Ein-
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satzgruppen hatten nicht verhindern kénnen,
daB jiidische Arbeitskrifte (meist bis zu den
SchluBbrdumungen der Gettos) von vielen
Dienststellen in Anspruch genommen wur-
den. Trotz vieler Selektionen hielten sich, vor-
nehmlich in den baltischen Staaten, eine
Reihe von Arbeitslagern, deren Uberlebende
bei der Réumung des Gebiets in die Konzen-
trationslager des Reichsgebiets gelangten. In
den Vernichtungslagern der ,Aktion Rein-
hard" gab es, bis auf kleinste Arbeitsgruppen,
keinen Selektionsprozefl. An vielen Riistungs-
stdtten im Generalgouvernement existierten
bis November 1943 jiidische Zwangsarbeitsla-
ger, von denen nahezu alle den Novemberer-
eignissen 1943 (Aktion Erntefest) zum Opfer
fielen. Vor allem aber in Auschwitz-Birkenau
wurde das Selektionsprinzip angewandt, nam-
lich alle als arbeitsunféhig erkldrte Personen,
sei es bei der Ankunft oder wédhrend des La-
geraqfenthaltes. zu vernichten.

II. Die Wannseekonferenz

Als Heydrich Ende November 1941 die Einla-
dungen zur Wannseekonferenz unterschrieb,
stand das generelle Konzept der Ausrottung
fest. Zum Zeitpunkt der Konferenz, die auf den
20, Januar 1942 verschoben wurde, war nicht
nur der VernichtungsprozeB vorangekommen,
sondern auch der Informationsstand einzelner
Teilnehmer hatte sich erweitert. Im Lichte der
geschilderten Entwicklung ist die Nieder-
schrift der Ergebnisse der Wannseekonferenz
in der Sprache Eichmanns und Heydrichs un-
gemein aussagekraftig. Auch wenn man Eich-
manns Erlauterungen hierzu in seinen Jerusa-
lemer Vernehmungen nicht kennt, daB ndam-
lich am Groffen Wannsee iiber die Tétungen
direkt gesprochen wurde, zeigt das Protokoll
exakt das Vernichtungsprinzip auf. Gemessen
an der Entwicklung seit dem 31. Juli 1941 und
unter Beriicksichtigung der SS-eigenen bom-
bastischen Ausdrucksweise findet man die
Vorgénge plastisch umschrieben. Die entspre-
chenden Abschnitte lauten ??):

JUnzwischen hat der Reichsfiihrer-SS und Chef
der Deutschen Polizei im Hinblick auf die Ge-
fahren einer Auswanderung im Kriege und im

B 43

Die Tatsache, daB Himmler das Vernichtungs.
programm mit dem Ausbeutungsprinzip (unq
das hiefi: Vernichtung durch Arbeit) koppelte,
gleichzeitig damit aber auch ein gewisses [p.
teresse der jeweiligen NutznieBer an einep
moglichst andauernden Zwangsarbeitseinsat;
der gesundheitlich kréftigsten Héftlinge ent.
wickelte, dnderte an der Grundstruktur des
Ausrottungsprinzips nichts. Im Distrikt Lubliy
bewies die ,Aktion Erntefest" (auf den meq.
schenverachtenden Zynismus der NS-Mord.
biirokratie soll hier nicht eingegangen wer.
den) im November 1943, daB Himmler selbgt
seinen eigenen Betrieben die jlidischen Ar.
beitskrifte durch deren Liquidierung entzog,
Diese sehr summarischen Anmerkungen z;
einem komplexen Sachverhalt muBiten des.
halb hier getroffen werden, weil das Prinzip
«Vernichtung durch Arbeit" ein Teil des End.
l6sungsprogramms war, wie es auf der Wann-
seekonferenz dargestellt wurde.

Hinblick auf die Mdglichkeiten des Ostens die
Auswanderung von Juden verboten.

Anstelle der Auswanderung ist nunmehr als
weitere Lésungsmoglichkeit nach entspre.
chender vorheriger Genehmigung durch den
Fiihrer die Evakuierung der Juden nach dem
Osten getreten.

Diese Aktionen sind jedoch lediglich als Aus-
weichmdglichkeiten anzusprechen, doch wer-
den hier bereits jene praktischen Erfahrungen
gesammelt, die im Hinblick auf die kommende
Endlésung der Judenfrage von wichtiger Be-
deutung sind.

Im Zuge dieser Endlésung der europdischen
Judenfrage kommen rund 11 Millionen Juden
in Betracht ...

Unter entsprechender Leitung sollen nun im
Zuge der Endlosung die Juden in geeigneter
Weise im Osten zum Arbeitseinsatz kommen,
In grofien Arbeitskolonnen, unter Trennung
der Geschlechter, werden die arbeitsfdhigen
Juden straBenbauend in diese Gebiete gefiihrt,
wobei zweifellos ein GroBteil durch natiirliche
Verminderung ausfallen wird.




Der allféllig endlich verbleibende Restbestand
wird, da es sich bei diesem zweifellos um den
widerstandsfdhigsten Teil handell, entspre-
chend behandelt werden miissen, da dieser,
eine natiirliche Auslese darstellend, bei Frei-
lassung als Keimzelle eines neues jiidischen
Aufbaues anzusprechen ist. (Siehe die Erfah-
rung der Geschichte,)

Im Zuge der praktischen Durchfithrung der
Endlésung wird Europa vom Westen nach
Osten durchgekdmmt. Das Reichsgebiet ein-
schlieBlich Protektorat B6hmen und Mdéhren
wird, allein schon aus Griinden der Woh-
nungsfrage und sonstigen sozial-politischen
Notwendigkeiten, vorweggenommen werden
miissen.

Die evakuierten Juden werden zundchst Zug
um Zug in sogenannte Durchgangsghettos
verbracht, um von dort aus weiter nach dem
Osten transportiert zu werden ...

Der Beginn der einzelnen gréfleren Evaku-
jerungsaktionen wird weitgehend von der mi-
litérischen Entwicklung abhdngig sein. Beziig-
lich der Behandlung der Endlésung in den von
uns besetzten und beeinflubten europdischen
Gebieten wurde vorgeschlagen, daf die in Be-
tracht kommenden Sachbearbeiter des Aus-
wértigen Amtes sich mit dem zustéindigen Re-
ferenten der Sicherheitspolizei und des SD be-
sprechen.”

Deportation, Zwangsarbeitseinsatz, Selektion
der Arbeitsunfdhigen zur Vernichtung und
schlieBlich auch die Ausrottung der dann noch
Uberlebenden — das waren die SchluBfolge-
rungen, die aus den hier zitierten Passagen des
Protokolls auch fiir die Beteiligten damals zu
entnehmen waren. DaBl die Teilnehmer der
Konferenz wuliten, worum es im Prinzip ging,
kann man dem Diskussionsbeitrag des Staats-
sekretdrs Dr. Biihler entnehmen, der feststell-
te:,.. dafl das Generalgouvernement es begrii-
fen wiirde, wenn mit der Endldsung dieser
Frage im Generalgouvernement begonnen
wiirde, weil einmal hier das Transportproblem
keine tibergeordnete Rolle spielt und arbeits-
einsatzméfige Griinde den Lauf dieser Aktion
nicht behindern wiirden. Juden miifiten so
schnell wie méglich aus dem Gebiet des Gene-
ralgouvernements entfernt werden, weil ge-
rade hier der Jude als Seuchentrdger eine emi-
nente Gefahr bedeutet und er zum anderen
durch fortgesetzten Schleichhandel die wirt-
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schaftliche Struktur des Landes dauernd in
Unordnung bringt. Von den in Frage kommen-
den etwa 2'/> Millionen Juden sei iiberdies
die Mehrzahl der Fille arbeitsunfdhig."

An dieser Stelle wird deutlich, daBl der GroB-
teil der von Biihler fiir arbeitsunfdhig erkldr-
ten Menschen der von Heydrich erwdhnten
«natiirlichen Verminderung" zum Opfer fallen
sollte. Ohnehin war der Abschnitt des Proto-
kolls, der die ,straBenbauenden Arbeitskolon-
nen" erwdahnt, nichts weiter als die Beschrei-
bung des Selektionsprinzips. Auch die ,Evaku-
ierung in die sogenannten Durchgangsghet-
tos" war nur eine andere Beschreibung und Be-
griindung fiir die in den Distrikt Lublin zu de-
portierenden deutschen Juden, die in der Um-
gebung der Vernichtungslager Belzec und So-
bibor untergebracht werden sollten, bis diese
Lager ,in Betrieb" sein wiirden. Das gleiche traf
auf das Schicksal der nach Litzmannstadt de-
portierten Juden zu. Auch konnte jeder Leser
des Protokolls, der die Verhdltnisse im Osten
kannte, sich iiber die Konsequenzen einer sol-
chen ,Evakuierung" derartiger Menschenmas-
sen unter den damals gegebenen Umstinden
nicht im unklaren sein.

SchlieBlich war auch eindeutig, was zwei Ver-
treter von Zivilbehérden, die im iibrigen ge-
nau wufiten, worum es ging — der Stellvertre-
ter Rosenbergs, Gauleiter Dr. Meyer, und
Staatssekretdr Dr. Biihler aus Krakau —, zum
Problem duBerten:

+Abschliefend wurden die verschiedenen Ar-
ten der Lésungsmdglichkeiten besprochen,
wobei sowohl seitens des Gauleiters Dr.
Meyer als auch seitens des Staatssekretédrs Dr.
Biihler der Standpunkt vertreten wurde, ge-
wisse vorbereitende Arbeiten im Zuge der
Endlésung gleich in den betreffenden Gebie-
ten selbst durchzufihren, wobel jedoch eine
Beunruhigung der Bevélkerung vermieden
werden miisse.”

Hier waren die Vernichtungsplitze selbst an-
gesprochen, wobei Meyer mit dem Hinweis
auf die Vermeidung der Beunruhigung der Be-
volkerung auf die Vorgédnge im Baltikum an-
gespielt haben mag: ErschieBungsvorgdnge,
die weithin bekannt wurden, wihrend Biihler
genau wubBte, daB ein Grobteil der kommen-
den Vernichtungsaktionen im Generalgouver-
nement stattfinden wiirden.
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Von den 14 Teilnehmern der Besprechung wa-
ren neben Heydrich allein neun, die entweder
durch Informationen oder durch praktische
Beispiele oder eigene Beteiligung ohnehin
exakte Vorkenntnisse besaBen. Heydrich
sprach also keineswegs iiber sich fern im
Osten abspielende Vorhaben.

Die Wannseekonferenz war der AbschluBl des
von Géring am 31. Juli 1941 an Heydrich gege-
benen Auftrags. Hier wurden die Vertreter
der ,Zentralinstanzen" informiert, die an den
Vorbereitungen und DurchfiihrungsmaBnah-
men Beteiligten, die mit der Endlésung in Ver-
bindung standen. Der Text des Protokolls war
eine zwar absichtlich in verdeckter Sprache
abgefalite, aber dennoch eindeutige Zustands-
beschreibung.

Mit dem EntschluB Hitlers, die Juden in sei-
nem Machtbereich nach dem Osten zu depor-
tieren, war gleichzeitig auch deren Todesurteil
gesprochen worden. Gleichgiiltig, wieviel Zeit
die mit der Vorbereitung der geplanten Ver-
schleppung Beauftragten haben mochten —
auch in dem Hitler vorschwebenden Kolonial-
reich im Osten war kein Platz fiir die jiidischen
Bevélkerungsmassen. Mit dem EntschluB, die
im besetzten sowjetrussischen Gebiet leben-
den Juden auszurotten, war ebenso das
Schicksal jener besiegelt, die irgendwann und
irgendwie an ihre Stelle treten sollten. Die Ge-
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gebenheiten hierfiir waren lediglich von zeit];.
chen und organisatorischen Bedingungen ab.
hingig. Die Ereignisse bewiesen, daB zwischep
Hitlers Entscheidung und der sich schnell ab.
zeichnenden Verwirklichung nur ein Zeiji.
raum von wenig mehr als zwei bis héchstens
drei Monaten liegen sollte. Die Schnelligkeit,
mit der Gauleiter Greiser in Posen die Geneh.
migung zur Vernichtung der in seinen Gay
hereinkommenden deutschen Juden erhijelt,
wobei die im Warthegau noch vorhandenep
polnischen Juden gleichermalBen vernichtet
werden sollten, zeigt beispielhaft, daB die Wej.
chen fiir die Endlésung der Judenfrage im na.
tionalsozialistischen Sinn bereits vorher ge-
stellt worden waren.

Die Frage nach ,dem Endldsungsbefehl" Hit.
lers wird sich erst dann als hinreichend ge.
kldrt erweisen, wenn man die hier nur skiz-
zierten, auf verschiedenen Entscheidungsebe.
nen sich abspielenden Vorgédnge vertieft. Die
oft mangelnde Unterrichtung und die fehlende
Ubersicht mancher fiihrender nationalsoziali.
stischer Politiker (so z. B. die des Dr. Goebbels,
der relativ spdt, trotz der sonst sehr offenen
Ausfiihrungen in seinem Tagebuch, die Tatsa-
chen der Vernichtung notierte), die sich in
verschiedenen Auflerungen ausdriickten, diir-
fen die seit Ende Juli 1941 sich sehr schnell
entwickelnde ,Endlésung” nicht verdecken.



Adalbert Riickerl

Vergangenheitsbewdltigung mit Mitteln der Justiz

JIch habe hier bloB ein Amt und keine Mei-
pung' 1d6t Schiller den schwedischen General
Wrangel zu Wallenstein sagen. Bei der Lek-
tiire der von mir um die Jahreswende 1978/79
auf dem Héhepunkt der &ffentlichen Diskus-
sion um die Frage der Aufhebung der Verjih-
rung fiir Verbrechen des Mordes vorgelegten,
kurz gefaBten Dokumentation ,Die Strafver-
folgung von NS-Verbrechen 1945 — 1978")
mégen manche an dieses Wort gedacht haben,
wenn sie dort vergeblich nach einer deutli-
chen persdnlichen Stellungnahme gesucht ha-
ben sollten.

Nach mehr als 18jdhriger beruflicher Tatigkeit
auf dem Gebiet der Aufkldrung nationalsozia-
listischer Verbrechen hatte ich damals und
habe ich heute dazu sehr wohl eine Meinung
und ich hatte diese bei meinen Anh&rungen
durch den RechtsausschuB des Deutschen
Bundestages und auch anldBlich von Presse-
Interviews unmiBverstédndlich zum Ausdruck
gebracht. Damals, zu Beginn des Jahres 1979,
kam es jedoch in erster Linie darauf an, recht-
zeitig vor der Entscheidung des Deutschen
Bundestages Informationsmaterial vorzule-
gen, das alle fiir die Entwicklung und den
Stand der Strafverfolgung der NS-Verbrechen
wesentlichen Gesichtspunkte enthielt, dabei

Die Abschnitte I I, VI und VII der vorliegenden Ab-
handlung sind Ausziige aus dem Vorwort, der Ein-
leitung, dem Kapitel ,Ergebnisse” und dem Schiufi-
kapitel meines im Herbst 1982 im Verlag C. F. Miil-
ler, Heidelberg, erscheinenden Buches ,NS-Verbre-
chen vor Gericht — Versuch einer Vergangenheits-
bewiltigung". Die Abschnitte Il bis V enthalten un-
ter Verzicht auf die Erérterung rechtlicher Pro-
bleme (z. B. der Abgrenzung zwischen Mord und
Totschiag und zwischen Téterschaft und Beihilfe)
nur stichwortartig Informationen idber die Entwick-
lung der Strafverfolgung von NS-Verbrechen und
die damit verbundenen Schwierigkeiten. In dem ge-
nannten Buch nimmt diese Darstellung einen Raum
von mehr als 200 Seiten ein.

'} Verlag C. F. Miiller, Karlsruhe-Heidelberg 1979;
Reihe ,Recht Justiz Zeitgeschehen’, Bd. 31.
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aber doch so knapp gefafit war, daB auch der
vielbeschiftigte, mit dem Problemkreis nicht
unmittelbar befaBte potentielle Leser nicht da-
vor zurilickschreckte, einen Blick hineinzuwer-
fen.

Damals ebenso wie heute war und bin ich da-
von liberzeugt, daB die Entscheidung tiber Bei-
behaltung oder Aufhebung der Verjahrung fiir
Mordverbrechen nicht die praktischen Aus-
wirkungen auf die Anzahl der letztlich noch
zur rechtskrdftigen Verurteilung kommenden
Fille von NS-Verbrechen haben wiirde, wie
dies manche davon offenbar erwarteten. Den
Ausschlag fiir oder gegen die Verjihrung
konnten daher nur die schwerwiegenden
rechtspolitischen Gesichtspunkte geben, die
— mit unterschiedlichen Vorzeichen — so-
wohl von den Beflirwortern wie von den Geg-
nern mit splirbarer innerer Anteilnahme und
grofiem VerantwortungsbewuBtsein vorgetra-
gen wurden.

Mit einer weitgehend wertungsfreien Darstel-
lung der Fakten hoffte ich einen Beitrag zur
Versachlichung der Diskussion zu leisten, dar-
tiber hinaus den politisch Verantwortlichen
eine Informationshilfe zu geben und gleichzei-
tig den Eindruck zu vermeiden, als wollte ich
durch eine engagierte personliche Stellung-
nahme mit allen Mitteln, vielleicht sogar —
wie mir schon gelegentlich unterstellt wurde
— aus eigensiichtigen Motiven, den Fortbe-
stand der von mir geleiteten Dienststelle si-
chern.

Nachdem im Sommer 1979 durch das Votum
des Deutschen Bundestages fiir eine Aufhe-
bung der Mordverjihrung die Entscheidung
gefallen ist und auBerdem zu einer Zeit, in der
sich — ob man es nun wahrhaben will oder
nicht — die Moglichkeiten und Erfolgschan-
cen einer Strafverfolgung von NS-Verbrechen
ihrem Ende zuneigen, wird man mir heute, so
hoffe ich, Motive dieser Art nicht mehr unter-
stellen wollen.

B 43



IL

Es ist noch zu friih, eine zahlenméBige Ab-
schluBbilanz der Strafverfolgung nationalso-
zialistischer Verbrechen zu ziehen. Eine Reihe
von Strafverfahren ist derzeit noch im Gange;
einige davon werden mit Sicherheit noch fol-
gen. Das Gesamtbild dessen, was die Justiz der
Bundesrepublik Deutschland auf diesem Ge-
biet zu leisten vermochte, werden die kiinfti-
gen Prozesse jedoch gewiB nicht mehr beein-
fluBen kénnen. Unter diesen Umstdnden er-
scheint es vertretbar, schon heute eine vorldu-
fige Gesamtbetrachtung zu wagen. Wollte
man damit warten, bis auch der letzte denk-
bare NS-ProzeB mit einer rechtskréftigen Ent-
scheidung abgeschlossen sein wiirde, so ris-
kierte man, daB von denen, die das ,Tausend-
jahrige Reich" selbst erlebt und erlitten hatten,
nur wenige noch vorhanden sein wiirden, die
den in véllig anderen Verhiltnissen aufge-
wachsenen jungen Menschen unmittelbar auf
die Frage antworten kénnten, wie das denn ei-
gentlich damals war.

Infolge des ,Gleichgewichts des Schreckens"
leben wir in einem Zeitabschnitt, der schon
heute als die zweitldngste Friedensepoche in
der bisherigen Geschichte Mitteleuropas gilt.
Zwolf Jahre, drei Monate und acht Tage hatte
das ,Tausendjahrige Reich" der Nationalsozia-
listen gedauert. Mehr als dreimal soviel Zeit
ist inzwischen seit seinem Zusammenbruch
vergangen. Wer zum Zeitpunkt der sogenann-
ten ,Machtiibernahme" durch Adolf Hitler ge-
rade volljahrig geworden war, steht heute als
iiber 70jahriger an der Schwelle des Greisenal-
ters; wer zu Beginn des Zweiten Weltkrieges
als 20jahriger zur Wehrmacht einberufen wor-
den oder aus welchen Griinden auch immer in
die SS oder Polizei eingetreten war, befindet
sich heute nahezu im Rentenalter. Etwa 50 %
der heute, im Jahre 1982, in der Bundesrepu-
blik lebenden Deutschen sind erst nach dem
Zusammenbruch des NS-Regimes geboren;
weitere etwa 15 % gingen bei Kriegsende noch
zur Schule, das heiBit, nahezu zwei Drittel der
heutigen deutschen Bevélkerung kennen die
NS-Zeit nur noch vom Hdérensagen.

Ist angesichts dieser Umsténde das, was zwi-
schen 1933 und 1945 geschah, heute im weite-
sten Sinne noch Gegenwart? Wohl kaum.
Ebensowenig aber ist es Vergangenheit, die
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nun abgeschlossen ist und endlich aus der af.
fentlichen Diskussion weg in die Geschichts.
biicher verbannt oder besser noch méglichst
rasch ganz vergessen werden konnte. Zwar
nicht im streng wissenschaftlichen, doch aber
im menschlichen Erlebnisbereich steht zwi.
schen Gegenwart und Vergangenheit das, was
man neuerdings mit einem Schlagwort die un.
bewidltigte Vergangenheit" nennt, ein Zeitah.
schnitt, der, obgleich schon lange Jahre zy.
riickliegend, stindig und in jedem Augenblick
— ob nun gewollt oder ungewollt — in die Ge.
genwart unmittelbar hineinwirkt.

Die Frage, was im weitesten Sinne noch ge.
genwartsbestimmend und was schon ,bewil.
tigte" Vergangenheit ist, kann von einem ein-
zelnen, einer Gruppe oder auch einer ganzen
Nation nur individuell beantwortet werden,
Man wird zurlickliegende, das Leben eines
einzelnen oder einer Gemeinschaft tiefgrei.
fend beeinflussende Vorgdnge nur dann als
bewiiltigt gelten lassen diirfen, wenn man sich
gedanklich und seelisch damit auseinanderge-
setzt, nach ehrlicher und vorbehaltloser Ab-
wigung aller Umsténde, gemessen an allge-
mein giiltigen sittlichen Normen, eine Ent-
scheidung iiber den Wert oder Unwert des da-
maligen Geschehens getroffen und daraus fiir
sein zukiinftiges Verhalten Lehren gezogen
hat.

Notwendige Voraussetzung dafiir ist jedoch
die Kenntnis dessen, was geschehen ist. Man
kann nun einmal aus der Geschichte nicht ler-
nen, wenn man die Geschichte nicht kennt.
Die Voreingenommenheit eines Teils der
deutschen Bevélkerung gegen eine offene Dis-
kussion der unter dem EinfluB des NS-Regi-
mes begangenen Verbrechen beruht oft auf
der Unkenntnis, mehr aber noch auf dem
Nicht-Kennen-Wollen der damaligen Ereig-
nisse. Bei den Zeitgenossen der Hitler-Dikta-
tur mag das irrationale Widerstreben gegen
jede irgendwie geartete Beschiftigung mit den
schrecklichen Vorgingen jener Zeit, dieses oft
deutlich erkennbare Streben nach Verdrdn-
gung, damit begriindet sein, dafl eine solche
gedankliche Auseinandersetzung — und dies
nicht selten gerade bei solchen, die seinerzeit
selbst am wenigstens mit diesen Dingen zu
tun hatten — bei ehrlicher Gewissenserfor-
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schung zwangsldufig zu den meist keineswegs
einfach zu beantwortenden Fragen hinfiihrt:
Was habe ich damals davon gewuBt? Was we-
nigstens geahnt? Was hdtte ich den Umstén-
den nach erkennen miissen? Und schlieBlich:
Hatte ich vielleicht doch noch selbst etwas da-
gegen tun konnen?

Manche mdgen sich bei einem solchen Nach-
denken méglicherweise dessen bewuBt wer-
den, daB man 1933 unmittelbar nach der soge-
pannten ,Machtiibernahme’, als das NS-Re-
gime noch keineswegs fest im Sattel saB, dazu
geschwiegen hat, als zundchst Kommunisten,
dann Sozialdemokraten und schlieBlich auch
Funktiondre biirgerlicher Parteien festgenom-
men, ohne Gerichtsurteil in Lager gesperrt
und dort gequdlt worden waren. Man hatte
auch zu den Aktionen gegen die Juden ge-
schwiegen. SchlieBlich war man ja selbst we-
der Kommunist, noch Sozialdemokrat, Funk-
tiondr einer antinazistischen Partei oder gar
ein Jude.

Junge Menschen, denen sich naturgeméB sol-
che Fragen auf ihre Person bezogen nicht stel-
len kénnen, sind einer gedanklichen Beschif-
tigung mit der NS-Zeit oft deswegen iiber-
driissig, weil ihnen — wie der Verfasser bei
Diskussionen mit Schiilern mehrfach zu héren
bekam — diese in der Regel in einer generali-
sierenden, mehr theoretischen, politisch-wis-
senschaftlichen Form ohne individuelle Leit-
bilder angeboten wurde, in einer Form also,
die ihre Aufnahmefdhigkeit zu dieser Zeit
noch iiberforderte und deshalb ihre Aufnah-
mebereitschaft dafiir hdaufig auf Dauer herab-
setzte, Bei Gesprdchen mit Augenzeugen und
bei der Konfrontation mit konkreten Einzel-
schicksalen zeigten sie sich dagegen aufge-
schlossen und interessiert. Als Parallele dazu
mag gelten, daB die Behandlung des Kriegsge-
schehens im Geschichtsunterricht gelegent-
lich ebenfalls eher Langeweile hervorruft,
wihrend die Schilderung einzelner Kriegser-
lebnisse — und sei es auch nur in der primiti-
ven, marktschreierischen Form der sogenann-
ten ,Landser-Hefte" — begeistert aufgenom-
men wird.

Voraussetzung fiir eine Bewiltigung jener
Vergangenheit ist aber nicht nur die Kenntnis
des Geschehens, sondern auch die Erkenntnis
und Differenzierung von Ursache und Wir-
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kung, und dies auch dort, wo es méglicher-
weise weh tut. Man sollte beispielsweise ver-
suchen, sich klar zu werden iiber die Zusam-
menhédnge zwischen dem sogenannten ,Brom-
berger Blutsonntag", wo in den ersten Kriegs-
tagen mehrere tausend Deutsche in West-
preuBen von Polen ermordet worden waren,
und dem damals schon viele Monate vorher-
gehenden, von Berlin bewuft und systema-
tisch bis zum Siedepunkt angeheizten Volks-
tumskampf. Bei dem Gedanken an die heute
sinnlos und verbrecherisch erscheinende Zer-
storung Dresdens durch amerikanische und
britische Bomben im Februar 1945 sollte man
nicht vergessen, daB ,coventrieren"” eine schon
1940 entstandene deutsche Wortschépiung
war ?), und daB die vielgepriesenen, seit 1944
verwendeten deutschen Raketenwaffen, die
mangels Zielgenauigkeit gar nicht allein auf
militdrische Ziele gerichtet werden konnten
und eine rechtzeitige Vorwarnung der Zivilbe-
volkerung weitgehend unméglich machten,
als reine Terrorinstrumente eingesetzt wur-
den. Niemand wird auBerdem verlangen kén-
nen, daB die bei der Besetzung der ostdeut-
schen Gebiete durch sowjetische Soldaten be-
gangenen zahllosen Morde und Vergewalti-
gungen vergessen werden sollten. Man mége
dabei aber auch daran denken, daB dem auf
deutscher Seite der Befehl ,Verbrannte Erde"
vorausgegangen war, der anordnete, daB die
deutschen Truppen bei ihrem Riickzug aus
dem Feindesland ohne Riicksicht auf die Zivil-
bevélkerung nichts als eine Wiiste hinterlas-
sen sollten, und daB ddann die sowjetischen
Truppen, bevor sie deutschen Boden erreicht
hatten, Hunderte oder gar Tausende von Kilo-
metern durch dieses ihr geschundenes und oft
sinnlos verwiistetes Land gezogen waren.

Mit einem solchen Hinweis sollen die Gewalt-
taten der anderen Seite keineswegs bescho-
nigt, entschuldigt oder gar gerechtfertigt wer-
den. Meist gedankenlos, gelegentlich aber
auch geflissentlich {ibersieht man aber die Tat-
sache, daB es sich — von ExzeBtaten einzelner
abgesehen — bei den als NS-Verbrechen be-
zeichneten Mordtaten um eiskalt geplanten,

?) Die siidenglische Stadt Coventry wurde im No-
vember 1940 durch einen deutschen Fliegerangriff
nahezu restlos zerstort. Hitler hatte angedroht, man
werde die Stddte der Gegner ,ausradieren’. Nach
der Zerstérung von Coventry sprach man dann von
«coventrieren”.
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unter Einsatz aller zur Verfiigung stehenden
biirokratischen und technischen Mittel vollzo-
genen Massenmord handelte, ausgefiihrt in
der Regel von Leuten, die zu ihren Opfern in
keinerlei Beziehung standen und von diesen
oder deren Landsleuten bis dahin selbst nicht
die geringste Schiddigung oder Beeintrédchti-
gung erfahren hatten. Die Verbrechen der an-
deren Seite stellen sich dagegen fast immer
dar als im Uberschwang der Emotionen began-
gene spontane Racheakte einer jahrelang un-
terdriickten, entrechteten und als Menschen
zweiter Klasse behandelten Bevélkerung. Die
auf deutscher Seite seinerzeit von den Gewalt-
taten unmittelbar Betroffenen mégen unter
dem Eindruck der ihnen zugefiigten Leiden
eine solche Unterscheidung verstindlicher-
weise auch heute noch fiir bedeutungslos hal-
ten. Sie macht jedoch die beiden Erschei-
nungsformen der Verbrechen weder ver-
gleichbar noch aufrechenbar.

DaB die an der deutschen Zivilbevélkerung
kurz vor und nach der Beendigung des Zwei-
ten Weltkrieges begangenen Gewalttaten
zwar — soweit es der Verfasser {iberblicken
kann — nicht gerichtlich geahndet wurden, ja
daB nicht einmal ein Versuch in dieser Rich-
tung unternommen wurde, ist unbefriedigend
und zu bedauern; daB diese Verbrechen (mit
Ausnahme von polnischer Seite) im wesentli-
chen doch auch nicht bestritten werden, sollte
bis zu einem gewissen Grad positiv registriert
werden. Die Tatsache, daB ,Lamsdorf', der
Name eines Lagers, in dem unter polnischer
Herrschaft Tausende von Deutschen ums Le-
ben kamen, heute noch immer bei offiziellen
polnischen Stellen als Reizwort gilt, und daB
man sich auf Konferenzen darum streitet, ob
die seit Jahrhunderten in Schlesien, Pommern
und OstpreuBen ansidssig gewesenen Deut-
schen nach dem Kriege ,vertrieben" oder ,um-
gesiedelt” bzw. ,ausgesiedelt' wurden, mag
nicht zuletzt in der Unsicherheit begriindet
sein, daB man — wie die jiingsten Ereignisse
dort zeigen — mit einer eng im christlichen
Glauben verhafteten Bevélkerung im mate-
rialistischen, von Grund auf religionsfeindli-
chen &stlichen Lager keinen soliden Standort
finden konnte, daB man aber andererseits
Moskauer Direktiven folgend auf westlicher
Seite oder auch nur zwischen beiden Positio-
nen einen solchen nicht finden durfte. Man
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hat offensichtlich — um bei der Metapher z,
bleiben — auch dort die Vergangenheit nocj
nicht bewiltigt.

Ganz auBerhalb jeder Betrachtungsweise vop
Abwigung oder Aufrechnung steht der Mas.
senmord an den Juden — und Entsprechendes
gilt fiir die Zigeuner —, gleich welcher Na.
tionalitdt. Ihre einzige ,Schuld’ nach dep
Wertvorstellungen der nationalsozialisti.
schen Machthaber war es, von jlidischen Mit.
tern geboren worden zu sein. Die Arguments.
tion der Apologeten, ein flihrender jiidischer
Funktiondr habe zu irgendeinem Zeitpunkt
den Deutschen — wohl besser gesagt: den Nj.
tionalsozialisten — ,den Krieg erkldrt', myp
ins Lécherliche abgleiten, wirft man auch nyr
einen Blick in Hitlers 1925 entstandenes Buch
«Mein Kampf", aus dem auch dem oberflich.
lichsten Leser deutlich erkennbar werdey
miiBte, wer eigentlich wem schon zu welchem
Zeitpunkt einen gnadenlosen Kampf bis hin
zur Vernichtung angesagt hat. Es kommt dabe;
nicht darauf an, ob es nun sechs, vielleicht nyr
vier, moglicherweise aber auch sechseinhalb
Millionen waren, die in den Gaskammern, un.
ter den Schiissen der Exekutionskommandos
oder auf Grund der unmenschlichen Verhilt
nisse in den Konzentrationslagern und
Zwangsarbeitslagern ihr Leben verloren, We-
der ist es die Aufgabe der Justiz noch hat sie
dazu die Maoglichkeit, genaue Zahlen zu lie-
fern. Die bisherigen Ermittlungsergebnisse
zeigen jedenfalls, daB es sich mit Sicherheit
um mehrere Millionen und nicht etwa nur um
einige Hunderttausend gehandelt hat.

Man sollte sich mit jenen, die den Holocaust
als solchen leugnen, weil sich dank der inso-
weit exzellenten Verschleierungstaktik des
NS-Regimes die Zahl der Opfer bisher noch
nicht anndhernd prizise feststellen lief, nicht
in gréBere Diskussionen einlassen. Mit der
Art ihrer Argumentation fiithren sie sich in
den Augen jedes verstdndigen und ansténdi-
gen Menschen selbst ab absurdum. Vielmehr
sollte man die Zeugnisse derer, die dabei ge-
wesen sind, der Offentlichkeit in jeder geeig-
neten Form zuginglich machen, um damit ein
Bild von der ,Qualitdt" und letztlich auch der
Quantitdt des damaligen Grauens zu vermit-
teln. Auf diesem Gebiet vermag die Justiz
heute und wohl auch noch in Zukunft einiges
zu leisten.
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Wer aber nun glaubt, mit einer solchen stindi-
gen Riickbesinnung wiirde man sich selbst den
Blick in die Zukunft verstellen und den Inter-
essen der Deutschen im In- und Ausland scha-
den, der verkennt vollig, daB es keineswegs ei-
nes AnstoBes von deutscher Seite bedarf, um
andere daran zu erinnern, was 1933 bis 1945 in
Europa geschah. Es lohnt sich auch einmal
dariiber nachzudenken, ob nicht das im Aus-
land hier und da zu beobachtende besondere
Interesse, die Erinnerung an diese Dinge
wachzuhalten, vielleicht wesentlich geringer
wire, wenn es nicht andererseits Leute gébe,
die alles daransetzen, um jene Verbrechen zu
leugnen, zu verniedlichen, zu entschuldigen
oder gar zu rechtfertigen. Man kann es gerade
den Juden und Zigeunern am allerwenigsten
veritbeln, wenn sie sich energisch dagegen
wehren, das Andenken ihrer durch das NS-Re-
gime schuldlos in den Tod getriebenen Fami-
lienangehorigen und Glaubensgenossen in
solcher Weise verunglimpfen zu lassen und
sie, wie es einmal zutreffend ausgedriickt wur-
de, so ein zweites Mal zu ermorden. Man darf
im iibrigen sicher sein, daB sich das Ausland
ganz von selbst und ohne jeden mittelbaren
oder unmittelbaren AnstoB deutscherseits im-
mer dann an die Untaten der Nationalsoziali-
sten erinnern wird, wenn man dies dort, aus
welchen Griinden auch immer — seien sie nun
respektabel oder nicht — fiir opportun hilt.

Die heute noch vielfach festzustellende Ab-
lehnung der Strafverfolgung der NS-Verbre-
chen ist bei denen, die auBer dem von ihnen
offensichtlich miBiverstandenen und regelma-
fig im falschen Zusammenhang gebrauchten
Schlagwort von der Unteilbarkeit des Rechts
keinen anderen Grund fiir ithre Haltung zu
nennen wissen als ihren Patriotismus, schwer-
lich anders als eine Uberkompensierung einer
Art von Minderwertigkeitskomplex zu verste-
hen. Sie glauben als Deutsche an Wertschat-
zung zu verlieren, wenn sie offenkundige Ver-

Im Jahre 1943 hatten sich die Alliierten dafiir
entschieden, nach Beendigung des Krieges die
Beseitigung des Nationalsozialismus und die
Bestrafung seiner Machthaber und Funktio-
nire in eigene Regie zu nehmen. Mit dem
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brechen der Vergangenheit eingestehen. Es
entstehen so — wie Peter Noll es einmal for-
mulierte *) — ,neue aggressive Versuche, kol-
lektives SelbstbewuBtsein durch irrationale
Identifikation mit einer kiinstlich berichtigten
Geschichte herzustellen”. Nicht die NS-Pro-
zesse sind es, die dem deutschen Ansehen in
der Welt Abbruch getan haben und noch tun;
dies haben vielmehr allein die diesen Prozes-
sen zugrunde liegenden Verbrechen besorgt.
Wer die NS-Prozesse aus Patriotismus ab-
lehnt, zeigt nur, wie unterentwickelt sein Pa-
triotismus im Grunde ist.

Man ist bei uns darangegangen, den durch das
NS-Regime verursachten Schmutz aus dem
deutschen Nest zu entfernen. Immerhin hat
sich die deutsche Justiz mit der Strafverfol-
gung der nationalsozialistischen Verbrechen
eine Aufgabe gestellt, wie sie staatliche Or-
gane noch nie und nirgends zu l6sen versucht
haben. Mancherlei materiellen, personellen
und zeitweilig auch politischen Schwierigkei-
ten zum Trotz, gegen das Widerstreben eines
Teils der Gesellschaft und schlieBlich ausge-
stattet mit einem aus dem Jahre 1871 stam-
menden Gesetz, in dessen Vorstellungswelt
das administrative Verbrechen, der staatlich
befohlene Massenmord, noch keinen Platz
hatte, demgemdB vielmehr der Einzelmord
den Gipfel der Verbrechensskala bildete, das
andererseits aber gerade durch seine ungebro-
chene Fortgeltung iiber verschiedene Herr-
schaftssysteme hinweg die Kontinuitit des
Rechts manifestiert — mit diesem Gesetz hat
die deutsche Justiz den Versuch gemacht, auf
dem ihr durch die verfassungsmaBige Ord-
nung zugewiesenen Gebiet der Ahndung indi-
vidueller Schuld zur Bewiltigung der Vergan-
genheit beizutragen. Niemand konnte ihr aus
eigener Erfahrung sagen, wie man dies unter
den gegebenen Umstdnden und unter Beach-
tung aller unverzichtbaren rechtsstaatlichen
und humanitdren Grundsdtze anders und vor
allem besser hitte machen sollen.

II1.

.Londoner Abkommen iiber die Verfolgung
und Bestrafung der Hauptkriegsverbrecher

%) In: Rechtliche und politische Aspekte der NS-
Verbrecherprozesse, Eeraus egeben von Peter

Schneider und Hermann J. Meyer, Mainz 1968.
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der europdischen Achse" vom 8. August 1945
und dem im wesentlichen inhaltsgleichen
Kontrollratsgesetz Nr. 10 vom 20. Dezember
1945 betreffend die ,Bestrafung von Personen,
die sich Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen
den Frieden und gegen die Menschlichkeit
schuldig gemacht haben®, glaubte man geeig-
nete rechtliche Mittel zur Erreichung dieses
Zwecks gefunden zu haben. .

In dem vor dem Internationalen Militdrge-
richtshof in Niirnberg gefiihrten, mehr als
zehn Monate dauernden ProzeB hatten sich 22
Spitzenfunktiondre des NS-Regimes zu ver-
antworten. Zwélf von ihnen wurden zum Tode,
sieben zu lebenslangen oder langjihrigen
Freiheitsstrafen verurteilt. In drei Fillen er-
ging ein Freispruch. Der urspriingliche Plan
der Alliierten, wonach noch weitere Prozesse
vor dem Internationalen Militdrgerichtshof
folgen sollten, wurde fallengelassen. Die Abur-
teilung weiterer fiihrender NS-Funktiondre
sollte durch die Gerichte der einzelnen Besat-
zungsmichte jeweils in deren Besatzungszone
erfolgen.

Vor dem amerikanischen Militdrgerichtshof
in Niirnberg wurden in zw&lf groBen Prozes-
sen — u. a. gegen ehemalige Fiihrer der Ein-
satzgruppen und Einsatzkommandos der Si-
cherheitspolizei und des SD, gegen eine Reihe
von Generélen, Medizinern, hochrangigen po-
litischen Funktiondren, Juristen und Wirt-
schaftsfiihrern — insgesamt 184 Personen an-
geklagt. Davon wurden 24 zum Tode und 118
zu lebenslangen oder langjdihrigen Freiheits-
strafen verurteilt. Weitere Prozesse vor ameri-
kanischen Militdrgerichten fanden in Dachau,
Darmstadt und Ludwigsburg statt, Insgesamt
wurden — soweit dies durch die Justizbehér-
den der Bundesrepublik Deutschland festge-
stellt werden konnte — vor amerikanischen
Militdrgerichten gegen 1941 Personen Pro-
zesse gefiihrt; 1 517 von ihnen wurden verur-
teilt, davon 324 zum Tode, 247 zu lebenslanger
und 946 zu zeitiger Freiheitsstrafe.

Britische Militdrgerichte verurteilten wvon
1 085 angeklagten Personen 240 zum Tode.
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Vor franzésischen Militargerichten i,
Deutschland wurden gegen 2 107 Personen
Strafverfahren gefiihrt. 104 wurden zum Tode
verurteilt. Aulerdem ergingen durch Militg;.
gerichte in Frankreich und Franzésisch.
Nordafrika Strafurteile gegen wenigstens
1 918 deutsche Staatsangehdrige. Hinzu kom.
men noch 956 Fille von Abwesenheitsurteilen,
die von franzdsischen Militérgerichten iy
Frankreich gegen Deutsche ausgesprochep

_wurden.

Weiter wurden nach vorliegenden Informatio.
nen verurteilt:

75 Angeklagte,
davon 10 zum Tode;
80 Angeklagte,
davon 4 zum Tode;
68 Angeklagte,
davon 15 zum Tode;
204 Angeklagte,
datvon 19 zum Tode;
80 Angeklagte,
davon 16 zum Tode;

in Belgien
in Ddnemark
in Luxemburg

in den Nieder-
landen
in Norwegen

In Polen ergingen laut einer polnischen Pres.
semeldung gegen insgesamt 5358 Personen
deutscher Nationalitit Strafurteile wegen NS.
Verbrechen.

Unbekannt geblieben ist bisher die Zahl der
von sowjetischen, tschechischen und jugosla-
wischen Gerichten verurteilten Deutschen,

Man schitzt heute, daB seit 1945 insgesamt
etwa 50 000 Deutsche von Gerichten ausldndi-
scher Staaten wegen ihrer Beteiligung an Ver.
brechen gegen die Menschlichkeit und
Kriegsverbrechen zu Strafe wverurteilt wur-
den.

Nahezu alle, die von den Gerichten der Alli-
ierten zu langjdhrigen Freiheitsstrafen verur-
teilt worden waren oder bei denen die ur-
spriinglich verhdngte Todesstrafe spiter in
eine Freiheitsstrafe umgewandelt worden war,
wurden nach einigen Jahren begnadigt; sie be-
fanden sich — dem Zugriff deutscher Strafver-
folgungsorgane weitgehend entzogen — Mitte
der fiinfziger Jahre wieder in Freiheit.
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peutsche Gerichte und Staatsanwaltschaften
pahmen im Spdtsommer 1945 und im Laufe
des Jahres 1946 ihre bei Kriegsende unterbro-
chene Tatigkeit wieder auf. Alliierte Skepsis
sorgte zundchst dafiir, daB sich die von deut-
schen Justizorganen betriebene Strafverfol-
gung ausschlieBlich auf solche Delikte zu be-
schrinken hatte, die von Deutschen an Deut-
schen oder an Staatenlosen begangen worden
waren. Das bedeutete, daB man sich deutscher-
seits nicht mit der Ahndung der zahlreichen
Straftaten befassen durfte, die in den wihrend
des Krieges von der deutschen Wehrmacht
pesetzten Ldndern oder in Konzentrationsla-
gern an Auslindern begangen worden waren.
Es kam eine groBe Zahl von Strafprozessen in
Gang, die zumeist Vorgdnge im Zusammen-
hang mit dem sogenannten +LR6hm-Putsch" im
Jahre 1934, Ereignisse um die beriichtigte
Reichs-Kristallnacht" im November 1938,
ferner Einzeltaten in Konzentrationslagern,
die Totung von Geisteskranken in ,Euthana-
sie“-Anstalten, Denunziationen und als deren
Folge Freiheitsberaubungen zum Gegenstand
hatten; mehrere betrafen auch die Tatigkeit
ehemaliger ,Standgerichte" unmittelbar vor
Kriegsende.

Durch Verordnungen der Besatzungsmadchte
wurde — unterschiedlich in den einzelnen Be-
satzungszonen — der Zustandigkeitsbereich
deutscher Gerichte bis zum Jahre 1950 nach
und nach erweitert. Formell fielen die letzten
Schranken erst durch den sogenannten Uber-
leitungsvertrag vom 30. Marz 19551),

In den Jahren 1948/49 erreichte die Zahl der
von deutschen Strafverfolgungsbehérden we-
gen NS-Verbrechen gefiihrten Prozesse einen
Héchststand %). Sie ging Anfang der fiinfziger
Jahre — teils begriindet durch den Eintritt der
Verjihrung weniger schwerwiegender Delikte
— mehr und mehr zuriick.

Die meisten der bis zu diesem Zeitpunkt ein-
geleiteten Verfahren waren aufgrund von An-

‘) Vertrag zur Regelung aus Krieg und Besatzung
entstandener Fragen (Uberleitungsvertrag) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 30. Mdrz 1955
(Bundesgesetzblatt Teil II, S. 405).

°) Im Jahre 1948 wurden 1 819, im Jahre 1949 noch
1523 Personen wegen Beteiligung an NS-Verbre-
chen rechtskriftig verurteilt.
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zeigen aus dem Kreis der Geschddigten in
Gang gekommen. Inzwischen war der gréfite
Teil der Zwangsverschleppten und der ausldn-
dischen Konzentrationslagerhdftlinge wieder
in deren Heimatlinder zurlickgekehrt oder
nach Ubersee ausgewandert. In Deutschland
war man nach der im Sommer 1948 erfolgten
Wéhrungsreform durch den Aufbau einer
wirtschaftlichen Existenz voll in Anspruch ge-
nommen. Die Zahl der Anzeigen ging zuriick.
Scheinbar uniiberwindliche Schwierigkeiten
bei der Beschaffung ausreichender Beweismit-
tel, der Mangel an zeitgeschichtlichem Wis-
sen, gelegentlich aber auch unzureichendes
Engagement lieBen manches bereits laufende
Ermittlungsverfahren scheitern. Wohl wuBten
oder wiahnten doch einzelne, dafl schwere Ver-
brechen aus der NS-Zeit ungeahndet geblie-
ben waren. Das Fehlen einer erkennbaren
sachlich oder &rtlich begriindeten gesetzli-
chen Zustdndigkeit stand jedoch zumeist der
Einleitung neuer Verfahren im Wege. Verant-
wortliche Politiker glaubten — wvermutlich
nicht zuletzt in begriindeter Sorge um ihre Po-
pularitit — auf MaBnahmen zur Ermégli-
chung einer systematischen, iiber Zustandig-
keitsschranken hinausreichenden Aufkldrung
der NS-Verbrechen verzichten zu kénnen.

In weiten Kreisen der Bevdlkerung war man
der Auffassung, die NS-Verbrecher, die den
Krieg iiberlebt hitten und denen es nicht ge-
lungen sei, im Ausland unterzutauchen, seien
inzwischen aufgestébert und von den Gerich-
ten der Siegerméchte oder den deutschen Ju-
stizorganen und Entnazifizierungsbehdrden
zur Verantwortung gezogen. Der AbschluBl der
EntnazifizierungsmaBnahmen, die Begnadi-
gung der von den Besatzungsgerichten Verur-
teilten, die Wiedereinsetzung zahlreicher bis
dahin wegen ihrer ,NS-Vergangenheit’ sus-
pendierter Beamter aufgrund des sogenann-
ten ,131er-Gesetzes"®) und nicht zuletzt wohl
auch die Bemiihungen um eine deutsche Wie-
deraufriistung wurden als Anzeichen dafiir ge-
deutet, daB sich das von vielen als leidig emp-
fundene Kapitel der Verfolgung von NS-Ver-

?) Gesetz zur Regelung der Rechtsverhiltnisse der
unter Artikel 131 des Grundgésetzes fallenden Per-
sonen vom 11.Mai 1951 (Bundesgesetzblatt Teil [,
Seite 307).
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brechen seinem AbschluBl ndherte, Zahlreiche
bisher nicht entdeckte, kriminell schwerst Be-
lastete begannen bereits aufzuatmen.

Da begann sich Mitte der fiinfziger Jahre das
Blatt zu wenden: Eine Kette von Zuféllen, be-
giinstigt durch das unbekiimmerte Auftreten
eines ehemaligen hohen SS-Funktiondrs, hatte
im Jahre 1956 umfangreiche Untersuchungen
ausgeldst. Sie fiihrten schlieBlich zu dem in-
zwischen weithin bekannten ,Ulmer-Einsatz-
kommando-ProzeB". Zehn Angeklagte, darun-
ter mehrere SS-Fiihrer, die das Entnazifizie-
rungsverfahren im wesentlichen unbehelligt
durchlaufen hatten, wurden im Sommer 1958
vom Schwurgericht in Ulm wegen der Beteili-
gung an der Ermordung mehrerer Tausend Ju-
den im deutsch-litauischen Grenzgebiet zu
langjéhrigen Freiheitsstrafen verurteilt. Mit
einem Schlag wurde der Uffentlichkeit vor
Augen gefiihrt, welche schwerwiegenden Ver-
brechen bis dahin nicht verfolgt worden wa-
ren.

Die Justiz reagierte nunmehr unverziiglich.
Angesichts der Tatsache, daB die fiir die ortli-
chen Staatsanwaltschaften und Gerichte bin-
denden Zustdndigkeitsregeln der Strafprozef-
ordnung einer umfassenden und systemati-
schen Aufkldrung der Verbrechen hinderlich
waren, beschloB die Konferenz der Justizmini-
ster und -senatoren der deutschen Bundesldn-
der im Herbst 1958 die Errichtung einer ,Zen-
tralen Stelle der Landesjustizverwaltungen
zur Aufkldrung nationalsozialistischer Ver-
brechen".

Die Dienststelle begann ihre Tétigkeit wenige
Wochen spéter am 1. Dezember 1958 in Lud-
wigsburg bei Stuttgart. Ihr ist die Aufgabe ge-
stellt worden, alle erreichbaren einschlédgigen
Unterlagen (zundchst) {iber die auBerhalb des
heutigen Gebietes der Bundesrepublik
Deutschland begangenen NS-Verbrechen —
nicht dagegen iiber echte Kriegsverbrechen —
zu sammeln, zu sichten, Tatkomplexe heraus-
zuarbeiten und voneinander abzugrenzen;
Tatverdachtige festzustellen und deren Auf-
enthalt zu ermitteln. Sodann sind die Vor-
gidnge zur Einleitung von Ermittlungsverfah-
ren an die jeweils fiir den Wohnsitz der Haupt-
beschuldigten zustédndigen Staatsanwaltschaf-
ten abzugeben. Dariiber hinaus hat die Dienst-
stelle den Auftrag erhalten, durch sachge-
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rechte Verteilung der anfallenden Informatiq.
nen die bei den Staatsanwaltschaften anhingi.
gen Verfahren zu koordinieren.

In den Jahren 1959 bis 1964 waren der Zentra.
len Stelle durchschnittlich sieben bis zehy
Staatsanwilte und etwa fiinfzehn Biirokrafte
zugeteilt, eine — wie spater deutlich erkenp.
bar wurde — véllig unzureichende Besetzung,
gemessen an dem Umfang der Aufgabe. Alle
praktischen Voraussetzungen fiir eine erfolg.
versprechende Tatigkeit muBiten erst erarhbei.
tet werden. Es gab keine vergleichbare Eip.
richtung, deren Erfahrungen man sich hitte
zunutze machen kénnen. Trotz dieser ungiin-
stigen Umstdnde gelang es schnell, eine grs.
Bere Zahl aufsehenerregender Verfahren ip
Gang zu bringen. Man konnte zu dieser Zeit
gewissermaBen aus dem vollen schépfen.

Im Frithjahr 1960 verjéhrten die bis zum
Kriegsende begangenen NS-Verbrechen des
Totschlags?). Bei weniger schwerwiegenden
Straftaten war die Verjahrung schon 1950 be.
ziehungsweise 1955 eingetreten. Nur Mord
war noch verfolgbar. Gleichwohl stieg infolge
der nunmehr weitgehend systematischen Auf-
klirungsarbeit die Zahl der anhéngigen Ver.
fahren weiter an. Von den westlichen Staaten
wurden schon ab 1960 einschligige Doku-
mente in groBer Zahl zur Verfligung gestellt
oder es wurde deutschen Ermittlungsbeamten
an Ort und Stelle die Auswertung von Archiv-
material gestattet. In hohem MaBe nachteilig
wirkte sich jedoch die Tatsache aus, da8, be-
dingt durch die politischen Verhiltnisse, den
Strafverfolgungsbehdrden der Bundesrepu.
blik Deutschland seitens der Bundesregierung
nicht erlaubt wurde, sich auch an die kommu-
nistisch regierten Staaten Osteuropas mit der
Bitte um Uberlassung des dort befindlichen
oder dort vermuteten urkundlichen Beweis-
materials zu wenden.

Erst Ende 1964, d. h. wenige Monate vor der
nach dem damals geltenden Gesetz im Mai
1965 drohenden Verjahrung der Mordtaten
aus der NS-Zeit, wurde — ausgeldst durch ei-
nen entsprechenden BeschluB des Deutschen
Bundestages — den Strafverfolgungsbehorden
dieser Weg eréffnet}

) Der Deutsche Bundestag hatte sich seinerzeit_lge-
gen eine Verlingerung der Verjihrung fiir Tot-
schlag ausgesprochen.
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Am 25. Mérz 1965 beschloB der Deutsche Bun-
destag ein Gesetz, das den Zeitpunkt des Be-
ginns der 20jahrigen Verjdhrungsfrist fiir
Mord aus der NS-Zeit auf den 1. Januar 1950
festsetzte und damit den Eintritt der Verjih-
rung solcher Verbrechen auf den 31. Dezem-
ber 1969 hinausschob.

Durch eine Erweiterung der Zustindigkeit der
Zentralen Stelle der Landesjustizverwaltun-
gen auf die Aufkldrung praktisch simtlicher,
d. h. auch der im Inland begangenen NS-Ver-
prechen und damit verbunden einer personel-
len Verstirkung dieser Dienststelle auf insge-
samt 121 Mitarbeiter, davon 48 Staatsanwilte
und Richter, und eine entsprechende Verstir-
kung der bei den Staatsanwaltschaften auf die-
sem Gebiet tdtigen Sachbearbeiter glaubte
man ausreichend Vorsorge getroffen zu haben,
daB bis zum Jahresende 1969 alle NS-Verbre-
chen soweit aufgekldrt und die dafiir Verant-
wortlichen gefunden werden kénnten, so daB
der Eintritt der Verjahrung verhindert und die
gerichtliche Ahndung dieser Straftaten ge-
wiihrleistet werden konnte.

Die bei der Auswertung vor allem polnischen,
aber auch tschechoslowakischen und schlieB-
lich sowjetischen Archivmaterials aufgefunde-
nen Dokumente bewirkten aber in den folgen-
den Jahren nicht nur die Einleitung einer gro-
fen Zahl neuer Ermittlungs- und Strafverfah-
ren; sie flihrten vielmehr auch zu der Erkennt-
nis, daB es bis Ende des Jahres 1969 nicht még-
lich sein werde, alle bis dahin bekanntgewor-
denen Fille soweit aufzukldren, daB eine Un-
terbrechung der Verjihrung méglich und da-
durch die weitere Strafverfolgung gesichert
werden konnte.

Im Jahre 1969 hatte sich deshalb der Deutsche
Bundestag erneut mit der Frage der Verjih-
rung der NS-Verbrechen zu beschiftigen. Wie
schon im Jahre 1965 konnte man sich aber
auch diesmal noch nicht dazu entschlieBen,

Schon Ende der fiinfziger und Anfang der
sechziger Jahre, als man in der Bundesrepu-
blik Deutschland nach nahezu einem Jahr-
zehnt der Stagnation auf diesem Gebiet
schlieBlich mit einer systematischen Aufkld-
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die Verjihrung fiir solche Verbrechen ginz-
lich aufzuheben. Durch eine Verldngerung der
Verjidhrungsfrist generell fiir Mord von bisher
zwanzig auf nunmehr dreilig Jahre wurde —
zunéchst — erreicht, daB die weitere Strafver-
folgung bis zum 31. Dezember 1979 erméglicht
wurde.

In der Zwischenzeit hatte durch eine am
1. Oktober 1968 erfolgte Anderung einer die
Bestrafung der Beihilfe regelnde Bestimmung
des Strafgesetzbuches — § 50 Abs. 2 StGB —
bewirkt, daBl ein Teil jener, deren Tatbeitrag
als Beihilfe zum Mord zu bewerten war, straf-
rechtlich nicht mehr verfolgt werden konnten.
Diese Folge, die von den Urhebern der Geset-
zesdanderung — wie spiter nachdriicklich ver-
sichert wurde — bei der Beratung nicht er-
kannt und auch nicht gewollt war, begiinstigte
vor allem einen Teil der sogenannten Schreib-
tischtédter, denen nicht nachzuweisen war, dafl
sie aus eigenen niedrigen Beweggriinden (z. B.
RassenhaB) gehandelt hatten oder daB ihnen
die Grausamkeit der Tatausfithrung bekannt
war.

Der ZufluB von Beweismaterial vor allem aus
den 6stlichen Staaten, der auch in den Jahren
nach 1970 praktisch unvermindert anhielt,
fiihrte dazu, daB zwischen 1970 und 1979 von
den Staatsanwaltschaften der Bundesrepublik
Deutschland im Durchschnitt jahrlich rund
400 neue Ermittlungsverfahren einzuleiten
waren.

1979, als sich die Frage nach der Verjdhrung
der NS-Verbrechen erneut stellte, beschloB
der Deutsche Bundestag nunmehr, die Verjdh-
rung fiir Mord generell aufzuheben,

Noch heute, im Herbst 1982, wird den deut-
schen Strafverfolgungsbehérden vor allem aus
Polen laufend neues Beweismaterial {iber-
sandt, das Hinweise auf bisher weitgehend
noch unbekannt gebliebene T&tungsverbre-
chen aus der NS-Zeit enthalt.

V.

rung und Strafverfolgung der NS-Verbrechen
begann, sahen sich die damit befaBten Institu-
tionen veranlaBt, auf die unbestreitbaren
Schwierigkeiten hinzuweisen, die sich daraus
ergaben, daB die zu verfolgenden Straftaten
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seinerzeit schon mehr als fiinfzehn Jahre zu-
riicklagen. Der durch den Zeitablauf bedingte
Ausfall von Beschuldigten und Zeugen, deren
oft schwindendes Erinnerungsvermégen, der
Mangel an urkundlichem Beweismaterial wa-
ren schon damals durchaus ernst zu neh-
mende Argumente, wenn es um die Beantwor-
tung der Frage nach der Ursache der vielen
unbefriedigend erscheinenden Ergebnisse der
NS-Prozesse ging. Heute, oft mehr als vierzig
Jahre nach jenen schrecklichen Verbrechen,
wird deutlich, daB nunmehr die Gerichte in na-
hezu jedem NS-ProzeB an die Grenze dessen
stoBen, was die Justiz auf diesem Gebiet unter
Beachtung unverzichtbarer rechtsstaatlicher
Grundsitze zu leisten vermag,.

Wohl 1dBt sich einwenden, daBl doch das zur
Verfiigung stehende urkundliche Beweisma-
terial in den vergangenen zwanzig Jahren
quantitativ erheblich zugenommen hat. Dies
fiihrte in der Regel jedoch lediglich dazu, daB
der duBere Ablauf des Geschehens und der
Kreis der daran beteiligten Personen heute
leichter festzustellen ist. Nur in seltenen Fil-
len enthalten solche Dokumente aber auch
ausreichende Informationen dariiber, in wel-
cher Weise eine bestimmte Einzelperson,
namlich gerade jener heute noch greifbare Be-
schuldigte oder Angeklagte, an einer Straftat
mitgewirkt hat. Auf das bekanntermafBlen un-
zuverldssigste aller Beweismittel, den Zeugen,
kann deshalb kaum jemals verzichtet wer-
den.

Die Tatsache, daB sich die nationalsozialisti-
schen Mordtaten vielfach hinter den Mauern
und Stacheldrdhten der Ghettos, der Konzen-
trations- und Vernichtungslager oder an abge-
legenen, vor dem Zugang Unbeteiligter abge-
schirmten Orten im Osten ereignet haben, be-
wirkt, daB es in den meisten dieser Prozesse
kaum ,neutrale” Zeugen gibt. Nahezu alle in
solchen Verfahren auftretenden Zeugen stan-
den zur Tatzeit entweder auf der Seite der Op-
fer oder waren mit den Beschuldigten in ir-
gendeiner Weise — und sei es nur durch die
gleiche Uniform — verbunden. Die den Be-
schuldigten ndherstehenden Zeugen haben
nicht selten die hier zu untersuchenden Vor-
gdnge aus ihrem Gedédchtnis verdrdangt. An-
dere bestreiten, beschénigen oder verniedli-
chen das Geschehen, um sich nicht durch eine
ungeschminkte, wahrheitsgemdBe Aussage
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selbst — zumindest moralisch — belasten 3,
miissen. Den Zeugen aus dem Kreis der Opfer,
die im Laufe ihrer Verfolgungszeit oftmals 2y
verschiedenen Zeiten und an verschiedenep
Orten gleichartige Erlebnisse hatten, bereitet
es heute oft Schwierigkeiten, einzelne Ge.
schehnisse zeitlich und 6rtlich zutreffend ein.
zuordnen und mit den richtigen Personen i
Zusammenhang zu bringen. Viele von ihnep
haben im Laufe der Zeit immer wieder mit ih.
ren damaligen Leidensgenossen iiber ihre Er.
lebnisse gesprochen. Die Folge davon ist, daf
sich bei manchem — fiir ihn selbst nicht mehy
erkennbar — Erlebtes und nur Gehértes up.
entwirrbar vermengen. Wohl gilt dies weniger
fiir den Kern des jeweiligen Geschehens, 6fter
jedoch fiir Details, die zur Tatzeit fiir den Zey.
gen belanglos, heute in bezug auf den Tatbei.
trag eines bestimmten Angeklagten aber vop
prozeBentscheidender Bedeutung sein kén.
nen.

Die Zahl der den Strafverfolgungsbehérden
und Gerichten zur Verfiigung stehenden Zeu.
gen nahm im Laufe der Jahre immer mehr ab,
sei es, daB diese durch Krankheit oder Tod
ausfielen oder daB — vor allem soweit es sich
um ausldndische Zeugen aus dem Kreis der
Opfer handelte — ihre Aussagebereitschaft
schwand. Von den Letztgenannten erkldrten
viele, sie seien nicht gewillt, ihr nach langen
Jahren miihsam erlangtes seelisches Gleich-
gewicht durch eine erneute, zwangsldufig ins
Detail gehende Konfrontation mit jenen
schrecklichen Ereignissen stéren zu lassen.

Die im Vergleich zu Strafverfahren anderer
Art von Anfang an schon schwierige Beweis-
lage in den NS-Prozessen hat sich, von weni-
gen Ausnahmen abgesehen, mit fortschreiten-
der Zeit weiter verschlechtert. Immer hdufiger
héngt es von Zufillen ab, ob es méglich ist, ei-
nem Tatverddchtigen seine Mitwirkung an ei-
nem NS-Verbrechen mit der zur Verurteilung
notwendigen Sicherheit nachzuweisen.

Auf eine in der Praxis ausschlieBlich in NS-
Prozessen auftretende Frage sei noch beson-
ders hingewiesen: Es gab in der Vergangen-
heit kaum ein Verfahren dieser Art, in dem die
Angeklagten nicht geltend gemacht hitten,
sie hdtten nur unter dem Druck einer unaus-
weichlichen Notstandslage an den verbreche-
rischen Handlungen teilgenommen. Seit dem
ProzeB vor dem Internationalen Militdrge-
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richtshof in Niirnberg in den Jahren 1945/46
haben sich in den NS-Prozessen die Verteidi-
ger der Angeklagten vergeblich bemiiht, den
Gerichten auch nur einen einzigen Fall zu pr-
sentieren, in dem die Nichtausfithrung eines
verbrecherischen Befehls fiir den Befehlsver-
weigerer eine Schéddigung an Leib und Leben
nach sich gezogen hétte. Andererseits wurden
zahlreiche Félle nachgewiesen, in denen eine
solche Befehlsverweigerung keine beachtens-
werten nachteiligen Folgen hatte. Ungeachtet
dessen ist aber die Behauptung vieler Tatbe-
teiligter nicht zu widerlegen, sie seien auf-
grund verschiedener Umstdnde — vor allem
veranlaBt durch das Verhalten ihrer Vorge-
setzten — seinerzeit davon iiberzeugt gewe-

Nach einer im Bundesministerium der Justiz
erstellten Statistik, der die jdhrlichen Berichte
der Landesjustizverwaltungen zugrunde la-
gen, wurden von den deutschen Staatsanwalt-
schaften auf dem Gebiet der Bundesrepublik
Deutschland in der Zeit vom 8. Mai 1945 bis
zum 31.Dezember 1981 gegen insgesamt
87 765 namentlich genannten Personen Er-
mittlungsverfahren wegen des Verdachts der
Titerschaft oder der Teilnahme an nationalso-
zialistischen Straftaten oder Kriegsverbre-
chen eingeleitet. Bei dem weitaus gréBten Teil
davon war zum Zeitpunkt der Einleitung des
Verfahrens nicht bekannt, ob sie noch lebten
und wo sie sich gegebenenfalls aufhielten.

6 456 Angeklagte wurden ausweislich der ge-
nannten Statistik bis zum Ende des Jahres
1981 rechtskréftig zu Strafe verurteilt, davon
12 zum Tode (vor der mit dem Inkrafttreten
des Grundgesetzes erfolgten Abschaffung der
Todesstrafe), 158 zu lebenslanger, 6 171 zu zei-
tiger Freiheitsstrafe und 114 zu Geldstrafe; ge-
gen einen Angeklagten wurde eine MaB-
nahme nach dem Jugendgerichtsgesetz ange-
ordnet. Tatsdchlich diirften die Verurteilungs-
zahlen geringfiigig héher sein. Aufgrund der
Ergebnisse der Forschungsarbeiten von Ulrich
Dieter Oppitz®) muB davon ausgegangen wer-
den, daB die Meldungen der Landesjustizver-

%) Ulrich Dieter Oppitz, Strafverfahren und Straf-
vollstreckung bei NS-Gewaltverbrechen, S. 77.
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sen, sich im Falle der Nichtausfiihrung auch
eines als verbrecherisch erkannten Befehls ei-
ner unmittelbaren Gefahr fiir Leib und Leben
auszusetzen. Eine solche unverschuldet irr-
tiimlich angenommene Notstandslage gilt als
SchuldausschlieBungsgrund und befreit den
Betroffenen von Strafe. Die Folge davon ist,
daB oft von einer gréBeren Zahl noch lebender
Angehdriger einer an NS-Verbrechen betei-
ligten Dienststelle oder Einheit nur noch we-
nige vor Gericht gestellt werden konnten. Es
waren dies jene, deren einverstandlicher Eifer
bei der Ausfiihrung der Tat ihre Schutzbe-
hauptung widerlegte, sie hdtten nur unter ei-
nem ihnen unausweichlich erscheinenden Be-
fehlsdruck gehandelt.

VL

waltungen iiber die zwischen dem 8. Mai 1945
und dem 31. Dezember 1964 erfolgten Verur-
teilungen, die dem Bericht des Bundesmini-
sters der Justiz an den Prasidenten des Deut-
schen Bundestages vom 26. Februar 1965 zu-
grundelagen, nicht vollstdndig waren. Bei Be-
riicksichtigung der von Oppitz nach Auswer-
tung aller erreichbaren einschldgigen Akten
getroffenen Feststellungen betrdgt die Zahl
der rechtskriftigen Todesurteile nicht 12, son-
dern 14; die Zahl der bis zum 31. Dezember
1981 ergangenen rechtskraftigen Verurteilun-
gen zu lebenslanger Freiheitsstrafe erhoht
sich auf 168.

In wenigstens 590 Fillen erfolgte die Verurtei-
lung nach 1956, das heiBt zu einer Zeit, als we-
gen der inzwischen fiir minderschwere Strafen
eingetretenen Verjahrung nur noch Tétungs-
delikte verfolgt werden konnten.

Gegen 79 638 Personen endeten die Verfahren
nicht mit einer Verurteilung. Die Griinde da-
fiir sind,

— daB in den Fillen, in denen zundchst perso-
nalstarke Dienststellen und Polizei- oder SS-
Einheiten Mann fiir Mann {berpriift wurden,
gegen Tausende von Beschuldigten die Er-
mittlung mangels hinreichenden Tatverdachts
oder wegen erwiesener Unschuld eingestellt
werden muBten;

— daB der Verbleib eines groBen Teils der Tat-
verddchtigen nicht ermittelt werden konnte;
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— daB Tausende den Krieg oder die Kriegsge-
fangenschaft nicht iiberlebt haben, in der Zeit
nach dem Krieg verstorben sind, von alliierten
Gerichten zum Tode verurteilt und hingerich-
tet wurden, wihrend des Laufes der Verfahren
verstorben sind oder Selbstmord begangen
hatten;

— daB mehrere Tausend durch alliierte Besat-
zungsgerichte oder durch auslédndische Ge-
richte bereits verurteilt oder auBer Verfolgung
gesetzt worden waren und daB ein grofier Teil
von ihnen wegen der Bestimmungen des soge-
nannten Uberleitungsvertrages nicht mehr
von deutschen Gerichten wegen derselben Tat
strafrechtlich verfolgt werden durfte;

— daBviele in den Jahren nach dem Krieg sich
in siidamerikanische oder arabische Linder
abgesetzt haben und dort untergetaucht sind
bzw. von diesen Lindern nicht an die Bundes-
republik Deutschland ausgeliefert wurden;

— daB gegen eine Reihe der Beschuldigten
wegen amtsdrztlich festgestellter alters- oder
krankheitsbedingter Gebrechlichkeit die Ver-
fahren nicht mehr durchgefiihrt werden konn-
ten;

— daB nach dem Ergebnis umfangreicher Un-
tersuchungen die staatsanwaltschaftlichen Er-
mittlungsverfahren gegen konkret Beschul-
digte mangels hinreichenden Tatverdachts
eingestellt, beziehungsweise nach AbschluB

VIL

Aufgabe der Strafjustiz ist es, die schuldhafte
Verletzung strafrechtlicher Normen zu ahn-
den. Dabei haben sich die Gerichte am Gesetz,
daneben aber auch an den von der Gesell-
schaft anerkannten Strafzwecken zu orientie-
ren. Als solche gelten — von Fall zu Fall mit
unterschiedlicher Gewichtung — Resozialisie-
rung, Besserung und Erziehung, Siihne, Ver-
geltung, Spezialpravention und schlieBlich
auch der von vielen heute als wirkungslos ab-
getane Strafzweck der Generalprdventation.

Es bedarf keiner weiteren Ausfiihrung dazu,
daB in NS-Prozessen in Anbetracht der Le-
bensumstdnde und des Alters der Angeklag-
ten die Strafzwecke der Resozialisierung, Bes-
serung, Erziehung sowie der Spezialprdven-
tion, d. h. der Abschreckung des einzelnen Ta-
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der gerichtlichen Voruntersuchung die Ange.
schuldigten auBler Verfolgung gesetzt werdep
mubBten;

— daB zahlreiche Angeklagte mangels ausre;.
chenden Beweises von den Gerichten freige.
sprochen werden mubBten.

Am 1. Januar 1982 wurden von Gerichten ung
Staatsanwaltschaften in der Bundesrepuhblik
Deutschland noch gegen 1671 Personen Fr.
mittlungs- und Strafverfahren wegen Ver.
dachts der Beteiligung an NS-Verbrechen ge.
fiihrt. Es handelt sich dabei um die Fille, in de.
nen entweder Ermittlungen noch liefen, Ap.
klage erhoben oder die Hauptverhandlung zur
Zeit im Gang war oder in denen ein bereits er.
gangenes Urteil noch nicht rechtskriftig ge.
worden war.

Die Aussichten, daB die in letzter Zeit neu eip.
geleiteten Verfahren zur Verurteilung der Ti.
ter fithren werden, schwinden angesichts der
stindig wachsenden Ermittlungs- und Beweis-
schwierigkeiten und der auch unter giinstigen
Voraussetzungen nur schwer abzukiirzenden
Verfahrensdauer immer mehr.

Wohl diirfte es auch weiterhin in vielen Fillen
noch méglich sein, den &ubBeren Ablauf einzel
ner Ereignisse bis ins Detail festzustellen, Ei-
ner Ahndung individueller Schuld steht je-
doch die fortschreitende Zeit mehr und mehr
entgegen.

ters vor der Begehung weiterer Straftaten,
nicht mehr greifen. Immer wieder kann man
deshalb lesen, daB Siihne und Vergeltung bei
NS-Verbrechen allein noch als Strafzwecke in
Betracht kommen. Anerkennt man aber, dah
Siihne — aus der theologischen Begriffswelt
stammend und letztendlich gerichtet auf die
Versohnung des Straftiters mit der Gesell-
schaft — auf der Seite der Verurteilten eine
Stihnebereitschaft, d. h. eine — wie Heinrich
Beckmann es formulierte®) — ,auf Verséh-
nung gerichtete freiwillige sittliche Leistung
des Siihnenden" voraussetzt, so wird man
Zweilel haben diirfen, ob dieser Strafzweck
den ihm zugesprochenen Vorrang haben kann

) In ,Deutsche Richterzeitung" 1977, S. 110.
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angesichts der Tatsache, daB sich heute die in
den NS-Prozessen Verurteilten eher als eine
Art Priigelknaben der Nation denn als zurecht
Bestrafte fiihlen. Gegen die Vergeltung laBt
sich einwenden, daB sie als Strafzweck —
wenn iiberhaupt — wohl dann zu bejahen ist,
wenn in der verhdngten Strafe noch ein Aqui-
valent zu dem Unrechtsgehalt der Tat gesehen
werden darf. In NS-Prozessen, in denen in der
Regel jede Strafe — selbst dann, wenn sie auf
lebenslangen Freiheitsentzug lautet — im
Vergleich zu dem AusmaB des von den Tétern
ihren Opfern zugefligten Unrechts nur noch
symbolhaft erscheinen kann, seien auch Ein-
wendungen gegen die Bedeutung dieses Straf-
zwecks erlaubt.

Es bleibt der Strafzweck der Generalpréiven-
tion, d. h. die durch die Bestrafung der Titer
bewirkte Abschreckung der Allgemeinheit
vor der Begehung dhnlicher Straftaten. Zieht
man, wie viele das heute tun, die Wirksamkeit
der Generalprédventation {iberhaupt in Zwei-
fel, so hat man, wie es zundchst erscheint,
nichts mehr, womit die Justiz einen effektiven
Beitrag zur Bewiltigung der Vergangenheit
leisten koénnte, sieht man einmal von der ge-
fahrlichen Vorstellung ab, mit jeder Verurtei-
lung eines NS-Verbrechers sei ein Stiick Ver-
gangenheit bewiltigt und kénne gewisserma-
fien ad acta gelegt werden.

Der Verfasser hilt in NS-Verfahren die Gene-
ralpravention, und zwar die Generalpriven-
tion im weitesten Sinne, fiir den wichtigsten,
wenn nicht in vielen Fillen sogar fiir den ein-
zigen anzuerkennenden Strafzweck. Zundchst
geht es dabei nicht darum, die Schuld eines
einzelnen festzustellen, um dann mit ausge-
strecktem Finger auf ihn zu deuten, gleich
dem Pharisder, der betete: ,Lieber Gott, ich
danke dir, daB ich nicht so bin wie jener Zall-
ner dort." Schon gar nicht kann es darum ge-
hen, jungen Menschen einzureden, ihre Viter
seien Verbrecher gewesen, was jene, abgese-
hen von einer kleinen Minderheit, gewiB auch
nicht waren. Wohl aber kann man durch eine
Verurteilung in einem NS-ProzeB, wie tiber-
haupt durch den ProzeB als solchen, der Allge-
meinheit klar machen, daB ein gegen das Straf-
gesetz verstoBendes Handeln auch dann ein
Verbrechen bleibt, wenn es von einer perver-
tierten Staatsfilhrung geduldet, gebilligt, ge-
wiinscht oder sogar befohlen wurde, und daB
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die Berufung auf eine solche Anordnung der
Obrigkeit nicht von der Strafe befreit. Das
durch Strafverfahren dieser Art geweckte Be-
wubBtsein, daB schlieBlich jeder fiir sein indivi-
duelles Handeln selbst einzustehen hat, er-
scheint geeignet, Verantwortungsgefiihl und
Zivilcourage zu férdern.

In dem Urteil eines Schwurgerichts heifit es
dazu: ,Durch eine strafrechtliche Ahndung
auch staatlich angeordneter Verbrechen wird
das Vertrauen der Biirger in den Bestand und
das Funktionieren der Rechtsordnung ge-
starkt und ihre Rechtstreue geftrdert; Macht-
haber, die Unrecht planen, sollen es schwer
haben, willfdhrige Helfer zu finden. Das Be-
wufitsein, bei einem Machtwechsel, der nie
ausgeschlossen werden kann, fiir begangenes
Unrecht zur Rechenschaft gezogen werden zu
kénnen, wird vielleicht manchen abhalten,
allzu bereitwillig an Unrechtstaten mitzuwir-
ken."'?)

Etwas anderes kommt hinzu: Bei den national-
sozialistischen Straftaten handelt es sich um
eine neuartige, bis dahin weitgehend unbe-
kannte Form des administrativen Verbre-
chens, bei dem der Tatbeitrag des einzelnen
scheinbar in den Hintergrund tritt. Die in den
NS-Prozessen durch die Gerichte zu treffen-
den Schuldfeststellungen lassen die Rollen-
verteilung zwischen Staat und Individuum
sichtbar werden. Herbert Jager schreibt dazu:
.Der Erkenntniswert solcher Prozesse — wie
iiberhaupt jede strafrechtlich-kriminologische
Betrachtung historischer Vorgédnge — scheint
mir gerade darin zu bestehen, daB sie Ge-
schichte individualisieren, d.h. jenen Punkt
markieren, in dem sich die Weltgeschichte mit
einer persdnlichen Lebensgeschichte trifft
und historische und individuelle Kausalitiit,
Zeitgeschichte und Kriminologie zu einer Ein-
heit verschmelzen. Auf diese Weise tragen die
Prozesse dazu bei, die optische Tduschung, es
handle sich bei solchen Verbrechen um ein
transpersonales Geschehen, in das der ein-
zelne nur als bedeutungsloses Partikel hinein-
gerissen wurde, riickgingig zu machen und
die individuelle Verantwortlichkeit fiir Teil-
vorginge zu fixieren. GewiB hat kein Einzelta-
ter die Massenvernichtung zu verantworten:

%) Aktenzeichen 8 Ks 1/70, StA Wiesbaden.
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er hat sie weder ausgeldst noch konnte er sie
beenden. Die mikroskopische Analyse des
Einzelverhaltens, zu der das Strafrecht zwingt,
weil nur die individuelle Tat als Verbrechen
aburteilbar ist, hat jedoch eine personale Di-
mension dieses Kollektivunrechts sichtbar ge-
macht, die durch eine anonyme, historischen
Gesamtprozessen geltende Geschichtsbe-
trachtung allzu leicht verdeckt wird. Im
Grunde ist erst durch die Prozesse erkennbar
geworden, dab — ebensowenig wie Kriege
Stahlgewitter sind — auch kollektiver Terror
nicht einfach eine Naturkatastrophe ist, son-
dern daB er ein Mosaik bildet aus unterschied-
lichsten, oft von persénlichen Tatantrieben
mitgesteuerten verbrecherischen Einzelak-
ten."!!)

Die NS-Prozesse bieten die Méglichkeit, an-
hand konkreter Einzelfdlle die Ursachen der
Verstrickung und die Einwirkung eines totali-
tdren Systems nationalsozialistischer Pragung
auf den Menschen vor Augen zu fithren — ei-
nes Systems, in dem im Gegensatz zur Demo-
kratie die gesamte Staatsmacht in der Hand
einer Person oder einer Gruppe liegt, deren
Ziel es ist, zur Erhaltung und Festigung der
Macht die Freiheit des Individuums abzu-
schaffen und nach dem Motto ,Du bist nichts,
dein Volk ist alles" den einzelnen — sowohl
den systemkonform Handelnden wie auch den
Leidenden — zum bloBen Objekt zu degradie-
ren. Auch in der Vermittlung solcher Erkennt-
nisse darf ein Abschreckungseffekt der NS-
Prozesse gesehen werden, ohne dall es dabei
wesentlich auf die Héhe der erkannten Strafe
oder die Frage, ob iiberhaupt eine Verurtei-
lung erfolgt, ankommt, so bedeutungsvoll dies
in anderem Zusammenhang auch sein mag.

Die Strafjustiz hat gewiB nicht die Aufgabe,
Geschichtsforschung zu treiben oder zeitge-
schichtliche Dokumentation zu liefern. Im
Mittelpunkt ihrer Betrachtungsweise steht
primdr nicht ein historisches Ereignis, sondern
der Mensch, dem vorgeworfen wird, sich ge-
gen die Gesetze vergangen zu haben. Die Auf-
klirung und Ahndung nationalsozialistischer
Verbrechen brachte es aber nun einmal mit
sich, daB Zehntausende von Zeugen und Tat-

') Herbert Jéger, Strafrecht und nationalsozialisti-
sche Gewaltverbrechen, in: Kritische Justiz 2/1968,
Seite 144 ff.
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beteiligten, deren Identitdt und Aufenthalt oft
nur mit Miihe und unter Einschaltung des ge.
samten Polizeiapparates festgestellt werdep
konnten, vernommen und ihre Bekundungen
schriftlich festgehalten wurden. Die umfang.
reichen Untersuchungen waren nicht nur er.
forderlich, um das unmittelbare Tatgeschehen
selbst, sondern auch um die fiir die Beurtei.
lung des AusmaBes individueller Schuld mag.
gebenden, wenn auch im weitesten Umfeld
der Tat zu suchenden Umstdnde erkennbar
machen.

Gelegentlich warnen Historiker — und dies
sicher mit Recht — davor, historische Vor.
giange allein auf Grund der Ergebnisse straf-
rechtlicher Ermittlungen zu beurteilen. Einige
von ihnen glauben, darauf hinweisen zu miis.
sen, daB die in Ermittlungs- und Strafverfah.
ren gemachten Aussagen deshalb mit gréBter
Vorsicht aufzunehmen seien, weil diese nicht
aus freiem Entschlufi und oft wohl auch mit ei.
ner, wenn auch kaum erkennbaren, Tendenz
der Entlastung oder Belastung der eigenen
oder einer anderen Person gemacht worden
seien. Dem ist entgegenzuhalten, daB es sich
gerade in den Strafverfahren haufig gezeigt
hat, was es mit den freiwilligen und auBerhalb
jeder strafprozessualer Untersuchungen er-
stellten und nicht selten auch verdffentlichten
Erlebnisberichten, gleichgiiltig ob es sich um
Verfolgungs-, Kriegs- oder Vertreibungserleb-
nisse handelt, tatsdchlich auf sich hat, d. h. was
davon als unbestreitbares Kerngeschehen
blieb, wenn Kriminalbeamte, Staatsanwilte,
Untersuchungsrichter und schlieBlich Ge-
richte daran gingen, diese Punkt fiir Punkt auf
ihren Wahrheitsgehalt zu untersuchen.

Es kann gleichwohl kein Zweifel dariiber be-
stehen, daBl die wissenschaftliche Durchdrin-
gung zeitgeschichtlicher Vorginge in erster
Linie Sache der Historiker ist. Ebensowenig
kann es jedoch zweifelhaft sein, daB erst die
Strafjustiz gerade auf dem Gebiet der Ahn-
dung nationalsozialistischer Straftaten den
Historikern einen GroBteil des Materials lie-
fern konnte, auf denen deren Forschungser-
gebnisse letztlich beruhen. Martin Broszat
schrieb dazu: ,Was deutsche Justiz und Juris-
prudenz bei der Strafverfolgung von NS-Ver-
brechen an faktischer Aufklédrung und begriff-
licher Erfassung des NS-Unrechtsregimes lei-
steten, war moglicherweise von gréBerer Be-
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deutung als die individuellen Strafen, die Ge-
richte verhéngten oder nicht verhingten."'?)

per Historiker fragt nach den objektiven Ursa-
chen eines Geschehens, der Jurist nach sub-
jektivem, menschlichem Verschulden. Mit ih-
ren Antworten kénnen beide die BewuBtseins-
pildung fordern und damit einen wesentlichen
Beitrag zur wohlverstandenen Bewiltigung
der Vergangenheit leisten. Einen Beitrag nur,
denn weder die Justiz noch die Zeitge-
schichtsforschung und auch nicht beide zu-
sammen konnen es allein erreichen, daB man
eines Tages von der ,bewdltigten Vergangen-

pr Th e
i) Martin Broszat, Siegerjustiz oder strafrechtliche
Selbstreinigung” — Vergangenheitsbewiltigung
der Justiz 1945—1949, in: Vierteljahrshefte fiir Zeit-
geschichte, Heft 4/1981, S. 543.

heit" wird sprechen kénnen. Es bedarf dazu
vielmehr des Zusammenwirkens aller demo-
kratischen gesellschaftlichen Gruppen und
Einrichtungen. Die Justiz kann Anst&Be geben,
und sie hat dies — wenn auch spét und gegen
mancherlei Widerstinde — mit ihren Mitteln
getan. Sie hat versucht, der Allgemeinheit
sichtbar zu machen, daB Begriffe wie Rechts-
staatlichkeit und RechtsbewuBtsein zu bloBen
Worthiilsen degradiert werden, wenn sich der
Staat iiber allgemein verbindliche sittliche
Wertvorstellungen, unter denen die Achtung
vor dem menschlichen Leben den ersten Rang
einnimmt, hinwegsetzt.

Vieles hatte man sich vorgenommen. Vieles
wurde nicht geschafft. Aber es wurden Zei-
chen gesetzt. Ein Versuch nur — immerhin ein
Versuch!
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Tilman Ziilch

Sinti und Roma in Deutschland

Geschichte einer verfolgten Minderheit

Von ihrem Schicksal her sind Zigeuner und
Juden Geschwister: Es sind die beiden Vélker,
die in Europa durch die Jahrhunderte ohne
Land lebten, verstreut, wegen ihres Anders-
seins diskriminiert, immer wieder vertrieben
und auf der Suche nach neuen lokalen und
wirtschaftlichen Existenznischen.

In der modernen Gesellschaft mit ihrer
Rechtsgleichheit, die nur denen gewéhrt wur-
de, die bereit waren, sich gleichzumachen,
stellte sich fiir viele das Problem einer Integra-
tion, die Anpassung voraussetzt, Preisgabe der
eigenen Identitdt und Tradition. Beiden Vél-
kern wurde dieses Problem von den Nazis, die
das Anderssein als rassisch bedingt festschrie-
ben, abgenommen’ durch die Endlésung der
physischen Vernichtung?).

Bis 1979 — 34 Jahre nach dem Zusammen-
bruch des Dritten Reiches — blieb die Ver-
nichtung von mehreren Hunderttausend Sinti
und Roma wihrend des Nationalsozialismus
und somit der zweite groBe nationalsozialisti-
sche Rassenmord, begangen an den deutschen
und europdischen Zigeunern, ein politisches
Tabu. Diese Tabuisierung beglinstigte sowohl
die nach 1945 in Deutschland vielfach fortge-
setzte Diskriminierung und Verfolgung dieser
Volksgruppe als auch das weitgehende Aus-
bleiben einer materiellen Wiedergutmachung
fiir ihre iiberlebenden NS-Opfer.

Der deutsch-jiidische Philosoph Ernst Tugend-
hat hatte die Frage gestellt, warum sich in
Deutschland die Vergangenheitsbewdltigung
so weitgehend auf das jlidische Schicksal im
Dritten Reich konzentriert und warum man so
leichthin {iber das Schicksal der Zigeuner hin-

') Ernst Tugendhat, Vorwort, in: Tilman Zillch, In

Auschwitz vergast, bis heute verfolgt — Zur Situa-

tion der Roma (Zigeuner) in Deutschland und Euro-

Q/a. herausgegeben fiir die ,Gesellschaft fiir bedrohte
dlker", Reinbek 1979, S. 9.
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Vorbemerkung

weggesehen habe. Denn die rassentheoreti-
schen Absichtserkldarungen nationalsozialisti-
scher Rasseforscher waren ebensowenig zu
iibersehen wie ihre 500 000 Opfer. So schrieb
der heute in Stuttgart ansdssige NS-Anthropo-
loge Adolph Wiirth 1938: ,Die Zigeunerfrage
ist heute in erster Linie eine Rassenfrage. So
wie der nationalsozialistische Staat die Juden-
frage geldst hat, so wird er auch die Zigeuner-
frage grundsitzlich regeln miissen. Der An-
fang ist schon gemacht, In den Durchfithrungs-
verordnungen zu den Niirnberger Gesetzen
zum Schutze des deutschen Blutes werden die
Zigeuner den Juden hinsichtlich des Ehever-
botes gleichgestellt. Sie gelten also weder als
deutschbliitig, noch sind sie deutschem Blute
artverwandt."?)

Obschon seit 1945 in Deutschland Hunderte
von Arbeiten iiber das Dritte Reich und seine
Verbrechen verfaft wurden, blieb der Geno-
cid, begangen an den Sinti und Roma, bis heute
ein blinder Fleck fiir die Forschung. Hier hat
die deutsche Geschichts- und Sozialwissen-
schaft offenkundig versagt. Tugendhat hat zu
Recht dieses jahrzehntelange Nicht-zur-
Kenntnis-nehmen-Wollen von seiten der Wis-
senschaft, der Medien und der Politik darauf
zuriickgefiihrt, ,daff die Bundesrepublik zwar
im Hinblick auf die Juden, aber nicht im Hin-
blick auf die Zigeuner unter internationalem
Druck stand und steht"?). Den deutschen Sinti
und Roma fehlte die nationale wie die interna-
tionale Lobby — in GroBfamilien organisiert,
mit weitgehend schriftloser Kultur, vermoch-

2) Adolf Wiirth, Bemerkung zur Zigeunerfrage und

Zigeunerforschung in Deutschland, in: Verhandlun-

gen der Deutschen Gesellschaft fiir Rassenfor-

schung, Bd. IX, Sonderheft zum XV. Jahrgang des

,SAnthropologischen Anzeigers', Stuttgart 1938,
. 95.

%) Ernst Tugendhat, a.a. O, S.9L
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ten sie erst in den spéten siebziger Jahren, als
unter ihnen eine Biirgerrechtsbewegung ent-
stand, ihre Interessen o6ffentlichkeitswirksam

Sechs Jahrhunderte in Deutschland

Die ersten Zigeuner sind um die Wende des
14. zum 15.Jahrhundert in das deutsche
Sprachgebiet eingewandert. Nach verschiede-
nen historischen Quellen tauchten sie 1399
zum ersten Mal in B6hmen auf, schon 1407 sol-
len sie der Stadtschreiberei zu Hildesheim
ihre Papiere vorgewiesen haben, 1414 wander-
ten sie nach Hessen ein, 1416 nach MeiBen,
1417 nach Ziirich, Magdeburg und Liibeck,
1418 ist ihre Ankunft in Sachsen und im ElsaB
verbiirgt. Die Herkunft der Zigeuner aus In-
dien ist heute ebensowenig umstritten wie die
der Juden aus dem Nahen Osten, obwohl zu-
néchst jahrhundertelang iiber ihr Herkommen
geritselt wurde und sie lange Zeit als Agypter
galten, die wegen ihres christlichen Glaubens
vertrieben worden seien. Linguisten und Hi-
storiker gehen heute davon aus, daB die Zigeu-
ner um die erste Jahrtausendwende, mogli-
cherweise aber auch schon in der Zeit nach
dem 5.Jahrhundert, ihre nordwestindische
Heimat in verschiedenen Migrationswellen
verlassen haben.

Wie das jiidische Volk leben auch die Zigeu-
ner heute iiber die ganze Welt verstreut. [hre
Sprache Romanes, die bereits auf dem Wege
nach Europa zahlreiche griechische und arme-
nische Lehnwdrter in sich aufgenommen hat
und die in verschiedensten Dialekten gespro-
chen wird, ist mit dem Sanskrit verwandt. Das
Romanes hat in den Sprachgebieten, in denen
seine Sprecher ansdssig geworden sind, je-
weils zahlreiche Worter und Begriffe  der
Landessprachen aufgenommen. Die vor fast
sechs Jahrhunderten in Deutschland und
Osterreich und die angrenzenden Regionen
(Norditalien, Slowenien, Bohmen, ElsaB, Loth-
ringen) eingewanderten Zigeuner bezeichnen
sich selbst als Sinti. Es gibt Theorien, die diese
Bezeichnung auf das heute in Pakistan gele-
gene Land Sindh zuriickfiihren, so daB sich
z. B. ein bekannter deutscher Sinti-Verband,
die Freiburger ,Sindhi-Union", heute an dieser
Schreibweise orientiert. Erst im vergangenen
Jahrhundert und dann wieder in den Jahren
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anzumelden und den Tatbestand des national.
sozialistischen Vélkermordes in das éffent);.
che BewuBtsein zu bringen.

der Weimarer Republik und seit 1945 sind 7;.
geuner aus Ost- und Siideuropa, die sich wie
eine groBe Mehrheit der europdischen Zigey.
ner Roma nennen, nach Deutschland einge.
wandert oder gefliichtet. Die internationale
Biirgerrechtsbewegung der Zigeuner benutzt
heute den Begriff Roma (Romanes, fiir Mensch,
Mann) fiir alle Zigeuner {iberhaupt, wihrenq
sich in der Bundesrepublik seit 1979 weitge.
hend die Bezeichnung ,Sinti und Roma" durch.
gesetzt hat.

Wihrend iiberwiegende Teile der Roma-Be.
volkerung des europdischen Siidostens, wo
etwa drei Viertel der europdischen Zigeuner
leben, seit Jahrhunderten fest anséssig waren,
haben die mitteleuropiischen Sinti liberwie-
gend als Fahrende — in der Regel auf jeweils
eine Region beschrinkt — gelebt. GréBere
Gruppen von ihnen siedelten sich erst auf-
grund der seit Griindung des Bismarckreiches
stindig zunehmenden Behinderung und Ver-
folgung der fahrenden Lebensweise durch den
.modernen” Staat in festen Wohnquartieren
der Stddte an.

Die ersten achtzig Jahre des Aufenthalts der
Sinti in Deutschland gelten als ihr ,goldenes
Zeitalter". Mit Schutzbriefen u. a. des deutsch-
rémischen Kaisers Siegesmund zogen sie
meist unbehelligt durch deutsche Lander; ihre
Exotik erregte Bewunderung und Erstaunen.
An vielen Orten genossen sie die Gastfreund-
schaft der ansédssigen Bevolkerung.

Den Auftakt zur Verfolgung der Sinti in
Deutschland soll Brandenburgs Kurfiirst
Achilles, der 1482 den Aufenthalt von Sinti in
seinem Land verbot, gegeben haben. Mit den
Reichstagen von Lindau und Freiburg (149,
1497 und 1498) folgte auch das Deutsche Reich
diesem Beispiel, hob den Schutzbrief Sieges-
munds auf und erklarte alle Sinti fiir vogelfrei.
Jedermann konnte sie jagen, auspeitschen,
einsperren oder tdten. Kaiser Ferdinand
(1556—1564) ;milderte’ die Zigeunergesetze in-
sofern, als jetzt wenigstens Frauen und Kinder
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nicht mehr sofort hingerichtet werden sollten.
pank der deutschen Kleinstaaterei kam es
picht iiberall zu einer konsequenten Anwen-
dung dieser Reichsgesetze; Sinti konnten in
peutschland {iberleben, indem sie in einen an-
deren Teilstaat auswichen. Jedoch organisier-
ten viele der deutschen Staaten individuell ih-
ren Kampf gegen das sogenannte ,Zigeunerge-
sindel”. Allein fiir die Zeit zwischen 1497 und
1774 wurden 146 Zigeuneredikte nachgewie-
sen. Erst die Wirren des Dreifligjahrigen Krie-
ges lenkten von der Zigeunerverfolgung ab.

Im 17. und 18. Jahrhundert wurde die Verfol-
gung wieder unvermindert fortgesetzt. Sinti
sollten gestdupt, gebrandmarkt, aus dem
Lande verwiesen oder mit dem Tode bestraft
werden. Friedrich Wilhelm I. von PreuBen z. B.
ordnete 1725 an, sie ohne Gerichtsverfahren
zu hingen; allein die braune Hautfarbe sollte
als Beweis geniigen. Die Kreisversammlung
des Oberrheinischen Reichskreises verfiigte
1709 das Deportieren oder Hingen jedes fest-
genommenen Sinto, und die Stadt Frankfurt/
Main erlaubte in einem ErlaB die Wegnahme
von Sinti-Kindern.

Der Kette dieses unverschuldeten, tiber Jahr-
hunderte reichenden Bedrdngens der Sinti
Mitteleuropas entspricht die Judenverfolgung
jener Zeit. Antijiidische Ausnahmegesetze des
Mittelalters hielten sich bis in das 18. oder
19, Jahrhundert. Wolfgang Scheffler hat die-
sen historischen Antisemitismus u. a. folgen-
dermaBen erkldrt: ,In Notzeiten suchte die fiir
mystische Deutungen besonders aufnahmebe-
reite Welt des Mittelalters nach Erkldrungen
fir die Ursachen herrschender Mifistinde.
Seuchen (Pest), Hungersnote, Feuersbriinste,
geheimnisvolle Morde, unheilbare Krankhei-
ten usw. wurden den Fremden, den als Nicht-
christen verddchtigten Personen zur Last ge-
legt... So wurde der mittelalterliche Jude
zum Schuldigen abgestempelt und grausam
verfolgt” Derart iibertrug man auch die Ang-
ste der jeweiligen Epoche als Vorurteile auf
die fremdartige Sintibevélkerung, die eine
dunkle Hautfarbe besall und eine unversténd-
liche Sprache gebrauchte. Die Sinti hétten
Pest und Cholera iibertragen, wiren fiir die
Rattenplage verantwortlich, wiren jiidisch
versippt, raubten Kinder und iibten Kanniba-
lismus. Sie besdBen eine freiziigige oder ver-
wahrloste Moral und spionierten als Landes-
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feinde fiir Tiirken oder Tataren. Polizeiliche
und kirchliche Machttréger warfen Juden und
Sinti seit dem Mittelalter dieselben Delikte
vor: Abkehr vom Christentum, Hexerei, Be-
trug und Diebstahl zéhlten zu ihren angebli-
chen Verbrechen.

Wenigstens im ausgehenden 18. und begin-
nenden 19. Jahrhundert wurde die physische
Existenz der Sinti als ,Parias" geduldet. Wih-
rend ihres jeweils kurzfristigen Erscheinens in
Dérfern und Stddten verdienten sie sich ihren
Lebensunterhalt z. B. als Léffelschnitzer, Sche-
renschleifer, Kesselflicker, Pantoffelmacher,
Korbflechter und Musikanten. In verschiede-
nen deutschen Staaten wurden Ansiedlungs-
versuche unternommen, deren Scheitern aber
meist mit der Inhumanitét des jeweiligen An-
satzes bereits vorprogrammiert war. In Wiirt-
temberg wurden GroBfamilien gewaltsam auf-
geldst und in Einzelfamilien iiber das ganze
Land verteilt.

Als die voneinander getrennten Familien zu-
sammenziehen wollten, wurden sie in der Re-
gel von den Amtspflegern zum Weiterziehen
gezwungen. Die Manahmen Maria Theresias
und Josephs II. betrafen in Osterreich-Ungarn
mit dem deutschsprachigen Westungarn (seit
1918 Burgenland) nur den Rand des deutschen
Sprachgebiets. Die dort ansdssigen Roma wur-
den mit drakonischen Mitteln z. T. ,erfolg-
reich" zur SeBhaftigkeit gezwungen, darunter
dem Verbot des Romanes, dem Zwang zur
Mischehe mit Nichtroma und der Wegnahme
von Kindern.

Erst die Griindung des Deutschen Reiches
1871 erlaubte die langfristige Koordinierung
der antizigeunerischen Repressionen, die er-
staunlicherweise noch in der Weimarer Repu-
blik perfektioniert wurden und somit dem NS-
Staat eine Plattform fiir die dem Vélkermord
vorangehende Erfassung der deutschen Sinti
und Roma schufen. Bereits im Jahre 1871 wies
das GroBherzogliche Innenministerium Hes-
sens mit Berufung auf das Berliner Reichs-
kanzleramt die Kreisimter an, eingewander-
ten Roma die Ausstellung von Gewerbeschei-
nen zu versagen und bei heimatberechtigten
Sinti mit groBter Vorsicht vorzugehen. Im be-
nachbarten Usterreich wird 1885 bei der ,Ver-
urteilung wegen Vagabundage" die Anhaltung
zur Zwangsarbeit erlaubt. 1896 ordnete das
Deutsche Reichskanzleramt an, keine Wan-
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dergewerbescheine an Sinti und Roma mehr
auszugeben; in der preuBischen ,Anweisung
zur Bekdmpfung des Zigeunerunwesens" vom
12. Februar 1902 wird diese MaBnahme wie-
derum vornehmlich auf die Roma-Einwande-
rer beschrinkt; 1886 hatte man bereits den
Zwangstransport fiir ,Zigeuner ohne deutsche
Staatsangehdrigkeit" zur Staatsgrenze einge-
fiihrt. Das am 1.Januar 1900 angenommene
Reichsgesetz zur ,Zwangserziehung Minder-
jahriger" fand vor allem auch fiir Kinder von
Sinti- und Roma-Familien Anwendung. Als
Vorstufe moderner Datenbanken wurden 1899
in deutschen Landern Zigeuner-Nachrichten-
dienste eingerichtet, deren perfektester im
Kénigreich Bayern bereits 1904 schon 3 350
Akten i{iber Familien und Einzelpersonen ent-
hielt. Im Auftrag des Bayrischen Innenmini-
steriums gab der Kriminalrat Alfred Dillmann
1905 Richtlinien zur sogenannten ,Beseitigung
der Zigeunerplage" heraus als Zusammenf{as-
sung aller entsprechenden Verordnungen von
1816 bis 1903. Sein Miinchner ,Nachrichten-
dienst im Bezug auf die Zigeuner" avancierte
zum Zentrum der deutschen ,Zigeunerbe-
kimpfung", verschiirfte die Kriminalisierung
dieser Volksgruppe und wurde zum Vorldufer

der spiteren Zigeunerpolizeistelle Miinchey
(Weimarer Republik) und der sie ablésendey
«Reichszentrale zur Bekdmpfung des Zigeu.
nerunwesens" in Himmlers Reichssicherheits.
hauptamt in Berlin (seit 1938).

In den ersten drei Jahrzehnten des 20. Jak;.
hunderts lieB sich daher eine wachsende Ajp.
zahl von Sinti- und Romafamilien auf de;
Flucht vor Repressionen und wegen der sjc
verschlechternden Arbeitsbedingungen i
Handel und Kleingewerbe in deutschen Grof.
stddten nieder.

Im April 1926 kam die ,Lindervereinbarung
zur gemeinsamen und gleichzeitigen Bekamp.
fung der Zigeuner im Deutschen Reich" z,.
stande; am 16. Juli 1926 wurde in Miinchen das
«Gesetz zur Bekdmpfung von Zigeunern, Land.
fahrern und Arbeitsscheuen” erlassen, und ip
November 1927 wurde vom preuBischen [p.
nenministerium die Daktyloskopierung (Ent.
nahme. der Fingerabdriicke) aller Sinti und
Roma verordnet. Somit erlief bereits die erste
deutsche Republik Ausnahmeverordnungen
gegen eine ethnische Gruppe, MaBnahmen,
die mit der Weimarer Verfassung nicht zu ver.
einbaren waren.

Die Anfédnge nationalsozialistischer Zigeunerpolitik

Deutsche ,Zigeunerspezialisten" der Jahr-
zehnte vor der nationalsozialistischen Macht-
ergreifung wie der Kriminalist Dillmann oder
der ,Tziganologe" Obermayer ), der das Wan-
dergewerbe der Sinti lediglich als angeblichen
«Deckmantel fiir ihr asoziales Treiben" be-
zeichnete, bereiteten den NS-Rassetheoreti-
kern den Weg, indem sie Sinti und Roma ins-
gesamt als ,rassische" Volksgruppe zu ,Asozia-
len" oder ,Schwerkriminellen" erkldrten. Zwar
traten Zigeuner als potentielle Widersacher
im Streit um die ,Reinheit der arischen Rasse"
in den rassebiologischen Werken zundchst
nur beildufig in Erscheinung, aber stets wur-
den sie als die ,Geschwiire am makellosen
deutschen Volksk&rper” betrachtet ¥). Auch

%) Anton Obermayer, Die Zigeuner, Bekdmpfung
des Zigeunerunwesens, in: Staatslexikon, Freiburg?®
1932, S. 1596—1600, zitiert bei: Joachim S. Hohmann,
Geschichte der Zigeunerforschung in Deutschland,
Frankfurt/New York 1981, S. 124,

%) Hohmann, a.a. O, S. 99.
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ihre alternative, meist noch fahrende ,unbiir-
gerliche" Lebensweise muBte den totalitéren
NS-Staat, der zundchst seine Hauptaufmerk-
samkeit auf die jiidische Volksgruppe richtete,
herausfordern.

Mitte der dreiBiger Jahre begannen NS-Wis-
senschaftler der verschiedensten Fachrichtun-
gen, sich mit den Zigeunern zu befassen. Bei
der Analyse dieses rassenbiologischen und
rassensoziologischen Schrifttums der Jahre
1933—1938 fallt auf, wie sehr sich das ,Wissen-
schaftliche Ansehen' der Zigeuner immer
mehr verschlechterte 8. Immer wieder wurde
vor der ,Rassenmischung" als ,Verbindung mit
den Minderwertigen eines Wirtsvolkes" (K
Riidiger)?) gewarnt und dazu aufgefordert
diese ,Vermischung zweier weit auseinander-
stehender Rassen" schnellstens wissenschaft:
§) Hohmann, a.a. O, S.110.

7) K. Riidiger, Parasiten der Gemeinschaft, in: ,Volk
und Rasse', Miinchen 1938, S. 871f.
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lich zu untersuchen (Paulsen) ®). Andere NS-
Wwissenschaftler wiesen bereits Mitte der drei-
Biger Jahre auf die parallele Situation von
Ginti und Roma mit der der Juden hin: ,Der
Jude und der Zigeuner sind heute weit von
uns entfernt, weil ihre asiatischen Vorfahren
vollig andersartig als unsere nordischen Ah-
nen waren”?), und warum der NS-Staat sich
Sinti und Roma erst verhdltnismédBig spédt zu-
wandte: ,DaB sie nicht wie die Juden eine so
starke rassische Gefahr bilden, ist ihrer klei-
nen Zahl von ungefdhr 20 000 zu verdanken,
ihrer geistigen Minderwertigkeit und ihrer
asozialen Lebensweise, durch die sie nicht, wie
die Juden, in die fiihrende Schicht unseres
Volkes eindringen konnten."!'?) Doch nach
Krimer waren die ,Zigeuner" gleich den Juden
politisch gefdhrlich, denn: Mit dem Instinkt
des Untermenschen erkannten sie auch die
Schwichen des vergangenen Staates und be-
kannten sich zum Kommunismus."

Bereits erste Erlasse und Gesetze des NS-
Staates trafen die fahrende Bevélkerung des
Reiches. Das ,Gesetz zur Verhiitung erbkran-
ken Nachwuchses" (1933) richtete sich vor al-
lem gegen die Jenischen und erméglichte die
Zwangssterilisation von Angehérigen dieser
Volksgruppe. Auch die ,Mafiregeln der Siche-
rung und Besserung" (1933) trafen die Jeni-
schen ''). Das ,Gesetz gegen gefdhrliche Ge-
wohnheitsverbrecher” (24.11. 1933) sah bei
Riickfillen (z. B. Verurteilung wegen des glei-
chen Delikts) die Einweisung ins KZ vor und

*) Jens Paulsen, Biol
eunern, in: ,Rasse’,
Ee ung, Leipzig 1936, S. 14—17.
9) ﬁfsrber. in: ,Volk und Staat®, 1936, zitiert bei
Kenrick/Puxon, Sinti und Roma — Die Vernichtung
eines Volkes im NS-Staat, Reihe ,pogrom’, Géttin-
gen 1981, S. 53.
1) Robert Krimer, Rassische Untersuchungen an
den Zigeunerkolonien Lause und Altengraben bei
Berleburg, in: Archiv fiir Rassen- und Gesellschafts-
biologie einschlieBlich Rassen- und Gesellschafts-
hygiene, 31. Band, Heft 1, Miinchen 1937/38, S. 33, zi-
tiert bei Hohmann, a.a. O, S. 133.
") Die Jenischen waren eine vorwiegend fahrende
Volksgruppe, die wahrscheinlich vor allem deutsch-
stimmiger Herkunft ist, aber auch Sinti und Roma
zu ihren Vorfahren zéhlt. Thre Sprache war das Rot-
welsch. In Deutschland haben sich leider vor (Ritter)
und nach dem Kriege (Arnold) vornehmlich nur ras-
senbiologisch orientierte Forscher ihrer angenom-
men, so daB ihr Bild véllig verzeichnet ist. Uber das
Schicksal der Jenischen im Dritten Reich ist wenig
bekannt. In der Schweiz gelten die Jenischen als die
einzigen einheimischen ,Zigeuner’, ihre ,Radgenos-
senschaft der LandstraBe® gehdrt heute dem Welt-
Roma-KongreB an.
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ische Betrachtungen an Zi-
onatsschrift der nordischen

betraf viele Sinti und Roma, die im totalitdren
Staat zunehmend kriminalisiert wurden (z. B.
Verstoh gegen Meldegesetze). Das ,Gesetz
iiber Reichsverweisungen" (1934) erméglichte
die Ausweisung von Sinti und Roma, die ihre
Staatsbiirgerschaft nicht nachweisen konnten.
Bereits 1935, auf der Tagung der internationa-
len kriminalpolizeilichen Kommission in Ko-
penhagen, deutete der deutsche Vertreter an,
.unverbesserliche Zigeuner" unter das Sterili-
sationsgesetz fallen zu lassen. 1936 wurde
wahrscheinlich auf NS-deutschen Druck hin
im klerikal-faschistischen Wien die ,Interna-
tionale Zentralstelle zur Bekdmpfung des Zi-
geunerunwesens' eingerichtet. Bereits seit
1933 fanden erste Einweisungen in Sammella-
ger statt, und bereits 1936 wurden in Bayern
400 Sinti und Roma ins KZ Dachau deportiert.
Ebenfalls 1936 wurde in PreuBen die Zigeuner-
verordnung erlassen, die eine Reihe neuer
Diskriminierungsmafnahmen enthielt.

In den Niirnberger Gesetzen von 1935 (das
«Reichsbiirgergesetz’, das zwischen ,Staatsan-
gehorigen" und ,Reichsbiirgern” unterschied,
und das ,Gesetz zum Schutze des deutschen
Blutes und der deutschen Ehre", das Eheschlie-
Bungen zwischen Juden und Nichtjuden ver-
bot) wurden Zigeuner im Unterschied zu Ju-
den noch nicht ausdriicklich benannt. Aller-
dings sollten Stuckart und Globke (1936: ,in
Europa sind regelméBig nur Juden und Zigeu-
ner artfremden Blutes"!?) sowie Brandis-Mass-
feller (1936: ,in Europa kommen... als Ange-
hérige fremdartiger Volker — abgesehen von
den Juden — eigentlich nur die Zigeuner in
Betracht") dieses Versdumnis schon ein Jahr
spdter nachholen, und Schaffer fordert 1937 in
seinem Kommentar zum ,Blutschutzgesetz"
dazu auf, nicht nur das ,Eindringen von Juden-
blut’, sondern auch von ,Neger-, Zigeuner-
oder Bastardblut zu verhiiten” '%), Die Reichs-
biirgerschaft wurde Zigeunern wie Juden ab-
gesprochen; seit 1943 verloren sie auch die
Staatsbiirgerschalft, die sie als ,Artfremde” bis
dahin hatten behalten diirfen.

12) Zu Hans Globke, lange Jahre als Staatssekretdr
enger Berater Konrad Adenauers, siche auch Rein-
hard Strecker, Dr. Hans Globke, Aktenausziige, Do-
kumente, Hamburg 1961.

'3) Caesar Schéffer, Volk und Vererbung. Eine Ein-
h‘ihrunlgain die Erbforschung, Familienlehre, Rassen-
lehre, Rassenpflege und -Bev&lkemnm:i'k. Lei
ggl a.l;ad Berlin, 19379, zitiert bei Ho. a.a. 8:
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Die ,Rassenhygienische und Bevélkerungsbiologische

Forschungsstelle”

Unter den NS-Zigeunerforschern sollte die
entscheidende Rolle, niamlich die ,wissen-
schaftliche" Rechtfertigung und Vorbereitung
des Volkermordes, dem Tiibinger Nervenarzt
Dr. phil. Dr. med. habil. Robert Ritter zufallen,
unter dessen Leitung 1936 vom Reichsministe-
rium des Innern zundchst die ,Erbwissen-
schaftliche Forschungsstelle" gegriindet wur-
de, die sich ab 1937 ,Rassenhygienische und
Bevidlkerungsbiologische  Forschungsstelle"
beim Reichsgesundheitsamt in Berlin-Dahlem
nannte. Ritter hatte bereits 1935 erstmals of-
fentlich auf dem ,Internationalen KongreB fiir
Bevélkerungswissenschaft” in Berlin Position
gegen Sinti und Roma bezogen, als er dort aus
seinen ,Forschungen iiber erbbiologische Un-
tersuchungen innerhalb eines Ziichtungskrei-
ses von Zigeunermischlingen und asozialen
Psychopathen" referierte und die Zwangssteri-
lisation dieser Menschengruppe verlangte.

Bereits in dieser ersten Arbeit stellte Ritter
die ,Vermischung zwischen Zigeunern und
Einheimischen" als die Ursache von Asoziali-
tdt und Kriminalitdt dar %), eine pathologische
Wahnidee, die dann in immer neuen Modifi-
kationen von der Forschungsstelle ,wissen-
schaftlich erarbeitet” und zum Kernstiick der
NS-Rassenideologie gegeniiber Roma und
Sinti erhoben wurde.

Ritter bedauerte, daB jeder, auf den der Ver-
dacht fiel, Zigeuner zu sein, , .. bestritt, zu den
Zigeunern zu zdhlen", und sah es als die Aul-
gabe seines Instituts an, eine ,Bestandsaul-
nahme der gesamten Zigeunerpopulation in
Deutschland” vorzunehmen. Als Vorausset-
zung fiir eine endgiiltige Losung der Zigeu-
nerfrage" sollten auch alle ,Mischlinge ent-
deckt und erfaBt" werden '9). Ritter und seine
Mitarbeiter (R. Ehrhardt, E. Justin, K. Moravek)

14) Robert Ritter, Erbbiologische Untersuchungen
innerhalb eines Ziichtungskreises von Zigeuner-
mischlingen und asozialen Psychopathen, in: Bevol-
kerungsfragen, Bericht d. Internat. Kongresses fiir
Bevélkerungswissenschaft, Berlin, 26. 8—1.9. 1935,
von Hans Harmsen und F. Lohse (Hrsg.), Miinchen
1936, S. 7131f.

15) Robert Ritter, Die Bestandsaufnahme der Zigeu-
ner und Zigeunermischlinge in Deutschland, in:
Offentlicher Gesundheitsdienst, 6.Jg., 5 2. 1941,
Heft 21, S. 480,
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veroffentlichten eine Reihe von Arbeiten ung
Losungsvorschligen zur ,Zigeunerfrage’, die
die NS-Zigeunergesetzgebung mabBgeblich
formten. Als Todesurteil fiir die Jenischen z. B,
sehen Kenrick/Puxon Ritters Artikel ,Eip
Menschenschlag"” (1937) an, in dem Ritter dep
Jenischen bescheinigt, .,Abkdmmlinge" vop
Resten iiberschichteter Stédmme und damit
keine Arier zu sein'®). Diese Arbeit Ritters
iiber die Jenischen wurde u. a. geférdert von
den ,Polizeireferenten der Ministerien, dem
ev. Oberkirchenrat, dem erzbischéflichen Or.
dinariat in Freiburg und dem bischéflichen
Ordinariat in Rottenburg"'?).

Um dem Ritterschen Institut die Arbeit zu er-
leichtern, hatte Himmler als Reichsfiihrer S§
und Chef der Deutschen Polizei am 16. Maj
1938 die Uberleitung der Zigeunerzentrale
beim Polizeiprdsidium in Miinchen, die bis da-
hin {iber 19 000 Personal- und Familienakten
verfligte, zum Reichskriminalpolizeiamt Ber-
lin als ,Reichszentrale zur Bekdmpfung des Zi-
geunerunwesens’ angeordnet. Ein ErlaB des
Reichsfiihrers SS vom 16. Dezember 1938, der
Ritter die Erfassungsarbeit erleichtern sollte,
ordnete an, ,daB alle nach Zigeunerart umher-
ziehenden Personen polizeilich zu erfassen
und rassenbiologisch zu sichten" seien '®); eine
zweite Verordnung vom 17. Dezember 1939
verbot ihnen, ihren derzeitigen Aufenthaltsort
zu verlassen. Das Rittersche Institut sandte
Arbeitsgruppen von sprachkundigen, ,gene-
alogisch" und ,rassebiologisch ausgebildeten’
Mitarbeitern in alle Teile Deutschlands zur Er-
fassung von Sinti und Roma. Widerstrebende
wurden von den Mitarbeitern mit Zwangsste-
rilisation und KZ-Einweisung bedroht'?). Rit-
ters bekannteste Mitarbeiterin Eva Justin
fithrte auch Verhore bei der Gestapo durch
und Ritter selbst hat mehrfach KZs besucht, in
denen Sinti und Roma inhaftiert waren 2?). Die

’? Kenrick/Puxon, a.a. O, S. 57

7} Robert Ritter, Ein Menschenschlag. Erbérztliche
und erbgeschichtliche Untersuchungen... Nach-
kommen von Vagabunden, Gaunern und Réubern,
Leipzig 1937, S. 8.

'®) Robert Ritter (wie Anm. 15), S. 481.

%) Siegmund Wolf, GroBes Warterbuch der Zigeu-
nersprache, Mannheim 1960, S, 25.

%) Kenrick/Puxon, a.a. O, S. 58.

32



Arbeit Ritters wurde u. a. von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) unter-
stiitzt **).

Dank der Erstellung von Genealogien hatte
das Institut Ritters in den Jahren 1938 bis 1942
etwa 28 000 Sinti und Roma in Deutschland
aufgespiirt (einschlieBlich Usterreich und Su-
dentenland). Bis 1942 wurden etwa 19 000 Sinti
und Roma ,rassendiagnostisch begutachtet".
Lediglich 1079 Sinti galten als ,rassereine’,
stammesechte Vollzigeuner’, zusammen mit
500 Lalleri, wahrend die iibrigen 90% der Sinti
als Mischlinge" eingestuft wurden. 1 800 Men-
schen galten als Roma, die ,bestimmte rassi-
sche Merkmale mit den Juden gemeinsam" ha-
pen??), wihrend die 8000 burgenldndischen
Zigeuner ebenfalls als ausgesprochene
Mischlingspopulation” bezeichnet wurden.

Mit den Genealogien verfolgte Ritter das Ziel,
sog. .'/s- und '/g-Zigeuner’, die meist nicht
mehr davon wubBten, daB einer ihrer acht Ur-
grofeltern ,Zigeuner" war, und die oft (wie
viele Sinti) in der Wehrmacht dienten und vél-
lig in die deutsche Bevélkerung integriert wa-
ren, ausfindig zu machen ?%). Ritter bezeichnete
die angeblichen ,Mischlingszigeuner" als ,Trd-
ger minderwertigen Erbgutes", als ;hochgradig
unausgeglichen, charakterlos, unberechenbar,
unzuverldssig, trige, unstet und reizbar...
Ritters Hinweise auf die angebliche Gefdhr-
lichkeit dieser Menschengruppe wurde fiir
Tausende von ihnen zum Todesurteil. Festzu-
halten ist hier, daB aufgrund der ,Forschun-
gen" Ritters ,'/s- oder '/g-Zigeuner" noch in die
KZs eingeliefert wurden, wéhrend ,'/s und '/s-
Juden" in der Regel unbehelligt blieben.

Vélkermord in Deutschland und Osterreich

Der BeschluB einer am 21. September 1939 von
Heydrich (Chef des SD) einberufenen Konfe-
renz, alle Sinti und Roma des ,GroBdeutschen
Reiches' nach Polen zu deportieren, wurde
erst fiir 2 800 westdeutsche Sinti und Roma im
April 1940 verwirklicht. Auch das Angebot
Eichmanns an den SD im Oktober 1939, jeweils
jedem ,Judentransport’ aus Osterreich und
Bohmen .einige Waggons Zigeuner anzuhén-
gen’, wurde zundchst nicht in Anspruch ge-
nommen 24), Im polnischen ,Generalgouverne-
ment" wurden sie zundchst in Ghettos unter-
gebracht. Fliichtlinge aus diesen Ghettos, die
zu polnischen Roma gefliichtet waren, wurden
bei der Festnahme sofort erschossen. Im Okto-
ber 1940 wurden die Deportationen aus
Deutschland nach Polen (bis dahin 3 000 De-
portierte) gestoppt. 1941 wurden deutsche
Sinti und Roma aus den westlichen Grenzge-
bieten deportiert, im iibrigen Deutschland
richtete man eine Reihe von mit Stacheldraht
umzdunten Sammellagern ein.

Kenrick und Puxon nehmen an, daB die
Entscheidung der ,totalen Liquidierung der
Roma"... kurze Zeit nach der Wannseekonfe-
renz getroffen wurde"?¥). Am 18. September
1942 trafen sich Himmler, Thierack, Rothen-
berger, Streckenbach und Bender in Himmlers
Hauptquartier und beschlossen ,asoziale Ele-
mente aus dem Strafvollzug — Juden, Zigeu-
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ner, Russen, Ukrainer — an den Reichsfiihrer
SS zur Vernichtung durch Arbeit" auszulie-
fern. Am 16. Dezember 1942 unterzeichnete
Himmler den Auschwitz-Befehl fiir Deutsch-
lands Sinti und Roma. Ausgenommen von der
Deportation sollten vor allem wiederum die
seinrassigen” Sinti und Lalleri und die im ,zi-
geunerischen Sinne guten Mischlinge”, Wehr-
dienstleistende, mit ,Deutschbliitigen" Verhei-
ratete etc. sein; jedoch wurden diese Unter-
schiede weitgehend nicht beachtet, so daB
nach Auschwitz auch mit ,Deutschbliitigen”
Verheiratete, sogar Wehrmachtsangehorige
und Partei- und BDM-Mitglieder eingeliefert
wurden.

Der ldngere Zeit von Himmler favorisierte
Plan, die ,reinrassigen” Sinti und ,reinrassigen"”
Lalleri von der Verfolgung auszunehmen und
ihnen im Rahmen besonderer Gesetze eine ge-
wisse Bewegungsfreiheit einzurdumen, wurde
nicht realisiert. Diese Regelung scheint zuletzt
am 27. Mérz 1942 mit einer Freistellung von

1) R. Ritter (wie Anm. 15), S. 480.

#2) R. Ritter (wie Anm. 15), S. 484,

) Fritz GreuBing, Die Kontinuitit der Zigeunerfor-
schung, in: Sinti und Roma — Ein Volk auf dem
Wege zu sich selbst, Nr. 4 d. Zeitschrift fiir Kultur-
austausch, 31. Jg. Stuttgart 1981, S. 385{f.

) Simon Wiesenthal, Doch die Mérder leben, 1967,
S. 290, zitiert bei Kenrick/Puxon, a.a. O, S. 67.

#%) Kenrick/Puxon, a.a. O, S. 74.
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sonderklassifizierten Sinti vom Wehr- und Ar-
beitsdienst aufzutauchen. Innerhalb weniger
Wochen im Laufe des Jahres 1943 trafen fast
10 000 deutsche Sinti und Roma in Auschwitz
ein. Im Sommer 1944 war die Zahl der noch in
Freiheit lebenden Sinti und Roma so weit zu-
riickgegangen, daB Himmler in einem Schrei-
ben an die Obersten Reichsbehérden erklédren

konnte, daB die Zigeuner und Juden betreffen-
den Verbote auf vielen Lebensgebieten dank

der Evakuierung sich weitgehend eriibrig-
ten 26),

Nicht zuletzt dank &sterreichischer Politiker
wurde auch die Verfolgung der Sinti und
Roma Usterreichs besonders rigoros durchge-
fihrt. Der heute noch im Burgenland ansds-
sige und dort angesehene frithere Landes-
hauptmann des Burgenlandes, Dr. Tobias Port-
schy, erklirte bereits im August 1938: ,Willst
Du, Deutscher, nicht Totengridber des nordi-
schen Blutes im Burgenland werden, iiberseh
nicht die Gefahr, die die Zigeuner sind", und
forderte die Gleichstellung der Zigeuner mit
den Juden, die Einweisung in Arbeitslager und
die Sterilisation ??); und der Oberstaatsanwalt
von Graz, Meissner, verlangte 1940 ebenfalls
als ,wirksame Befreiung ... der kiinftigen ras-
sischen Entwicklung ...", alle burgenldndi-
schen Roma ,ausnahmslos zu sterilisieren"?8).

Bereits im Herbst 1939 wurden in Wien, im
Salzburger Land und in Tirol Arbeitslager ein-

Der Voélkermord im Westen

Langfristiges Ziel der nationalsozialistischen
Politik war auch in den besetzten Landern des
Westens die Internierung der Roma in Sam-
mellager und deren Abtransport zur Zwangs-
arbeit oder Liquidierung nach Deutschland
und Polen %),

In den Niederlanden waren bereits vor der
deutschen Besetzung Erfassungsmafnahmen
gegen Volksgruppen, die mit Wohnwagen her-
umzogen, gegen die ,Reizigers', die ,Burgers”
und mit ihnen die Sinti und Roma durch den
.Besluit Bevolkingsboekhouding" (1936) und
den ,Rijksidentificatiedienst” (1939) unternom-
men worden. In der niederlindischen Uffent-
lichkeit galten sowohl die Fahrenden nieder-
ldndischer wie die indischer Herkunft als ,Zi-
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gerichtet und Gruppen von burgenlandischep
Roma und 6sterreichischen Sinti dank dem
Engagement von Portschy nach Dachau, By.
chenwald, Sachsenhausen, Mauthausen ung
Ravensbriick verschickt. Allein 440 Frauen ka.
men in Ravensbriick an, von denen viele
1944/45 dort sterilisiert wurden. Am 23, Ne.
vember 1940 wurde das ,Zigeunerlager" Lak.
kenbach unter Leitung der Gsterreichischep
SS-Leute KollroB und Franz Langenmiiller
eingerichtet. Letzterer, dem der Mord an 287
Roma vorgeworfen wurde, wurde 1948 von ej.
nem Wiener Volksgericht des ,Verbrechens
der Quadlerei und MiBhandlungen von Lg.
gerinsassen” fiir schuldig befunden und z
einem(!) Jahr Gefdngnis ohne Vermégensver-
lust verurteilt. In Lackenbach waren zwischen
3000 und 4 000 Minner, Frauen und Kinder
inhaftiert; die abgebrochenen Lagertagebu-
cheintragungen enden mit der Nummer
3050%), Im Herbst 1941 gingen zwei Trans.
porte mit je 1000 Menschen in das Juden-
Ghetto von Lodz ab.

In der 12. Usterreichischen Wiedergutma-
chungsnovelle erhielten die bis heute diskri-
minierten burgenldndischen Roma Wieder-
gutmachungsleistungen, die genau der Hilfte
des Betrages fiir Insassen anerkannter Kon-
zentrationslager entsprachen. Die besondere
osterreichische Mitverantwortung an der Ver-
folgung von Juden und Zigeunern ist in Oster-
reich bis heute ein Tabu geblieben.

geuner. Im Mai 1943 wurde auf Anordnung
Rauters, SS- und Polizeifiihrer, angeordnet, das
.germanische Nomadenleben" zu beenden.
1 500 Wohnwagen wurden in 27 Lagern kon-
zentriert. Nach Ben Sijes wurden am 16. Mai
1944 auf deutschen Befehl von niederléndi-
scher Polizei 565 Personen, die ,zigeunerisch’
aussahen, in das ,Durchgangslager” fiir Juden,
Westerbork, deportiert, die ,Asozialen" von

) SPO IV DC ¢ 927/44 g. 24 zitiert bei Kenrick/Pu-
xon, a.a. 0, S. 78.

7) Selma Steinmetz, Usterreichs Zigeuner im NS-
Staat, Wien, Frankfurt, Ziirich, 1966, S. 101.

%) Kenrick/Puxon, a.a. 0., S. 79.

%) Selma Steinmetz, Die Verfolgung der burgenlin-
dischen Zigeuner, in: Ziilch, a.a. O, S. 112,

3%) Kenrick/Puxon, a.a. O, S.811f.
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den ,Zigeunern" getrennt und von den letzten
245 nach Auschwitz gesandt, von denen nur 16
Frauen und zehn Manner zuriickkehrten?!).
Kenrick gibt fiir die Niederlande insgesamt
500 Opfer an.

Nach einer Aussage im Eichmann-Prozef wur-
den auch die luxemburgischen Sinti und Roma
interniert. Aus Belgien ging im Jahr 1944 ein
Transport von 351 Personen nach Auschwitz
ab, die unterschiedlichster Staatsbiirgerschaft
waren, unter ihnen eine Gruppe, der Déne-
mark 1934 politisches Asyl verweigert hatte.
Mehrere Monate vor der deutschen Besetzung
Frankreichs stellte man Sonderausweise fiir
Sinti und Roma aus, unterstellte sie der Poli-
zeiaufsicht und richtete Arbeitslager ein.

Besonders rigoros war die Verfolgung der Ma-
nouche-Sinti im besetzten ElsaB-Lothringen,
von denen viele nach Westen fliichteten. In
beiden Zonen Frankreichs, im deutsch besetz-
ten Nordteil und im Siidteil unter der Vichy-
Regierung, wurden Sinti und Roma gejagt und
in Arbeitslagern konzentriert. Fiir 30 000 in-
ternierte Sinti und Roma war das Vichy-fran-
zosische Ministerium fiir jiidische Angele-
genheiten" unter Xavier Vallat zustindig. Die
grofe Mehrzahl der Inhaftierten wurde nach
Buchenwald, Dachau und Ravensbriick depor-
tiert, 16 000—18 000 gingen in der Vernich-
tungsmaschinerie zugrunde, Die franzésische
Mitverantwortung an dieser Verfolgung wird

in Frankreich bis heute verdrédngt oder weitge-
hend totgeschwiegen. Die franzésische Vichy-
Regierung dehnte die Verfolgung sogar auf
Algerien aus und konzentrierte im Ghetto von
Maison-Carreé in der Ndhe von Algier 700
Roma; auch in Oran und Mostagenem wurden
Roma interniert.

Das faschistische Italien lieB bereits vor
Kriegsbeginn Sinti und Roma bei Razzien fest-
nehmen und auf adriatische Inseln und nach
Sardinien deportieren. Roma und Sinti wurden
in die Armee rekrutiert und nach Albanien ge-
sandt, wohin ihnen in der Regel die Familien
Jreiwillig" folgten. Zur Vernichtung von Sinti
und Roma in Italien fiihrte erst die deutsche
Besetzung Norditaliens 1943. Auch hier wur-
den Sinti und Roma zusammengetrieben und
zur Zwangsarbeit oder in die Todeslager nach
Deutschland gesandt. Die Zahl der Ermorde-
ten wird auf 1000 geschitzt. Italienische Be-
hérden und Zivilbevolkerung haben vielfach
verfolgte Sinti und Roma, vor allem Sinti-
Fliichtlinge aus Istrien, vor den Deportationen-
geschiitzt.

In Dénemark und Finnland wurden die Roma
von VerfolgungsmaBnahmen nicht betroffen,
weil die Regierungen in dieser Frage nicht zur
Kollaboration bereit waren. In Norwegen wur-
den einige Familien der wenige Hundert An-
gehbrige zdhlenden Volksgruppe in KZs ver-
schleppt %3,

Vélkermord in Ost- und Siidosteuropa

JDaB die Nazis die totale Vernichtung aller
Roma und aller Juden beabsichtigten, wird
heute kein ernst zu nehmender Historiker
mehr leugnen”, erklirte Simon Wiesenthal an-
laBlich des I1l. Welt-Roma-Kongresses in Got-
tingen im Mai 1981%). Dieses nationalsoziali-
stische Vernichtungsprogramm, erst durch die
Niederlage des Dritten Reiches abgebrochen,
war vor allem auch fiir Ost- und Stidosteuropa
konzipiert, wo vier Fiinftel der europdischen
Roma ansdssig waren (und sind). In verschie-
denen Schriften der NS-Zeit werden die natio-
nalsozialistischen Absichten auch gegeniiber
den Roma Osteuropas deutlich formuliert. So
schrieb Fritz Ruhland 1942 in der &sterreichi-
schen ,Volkspolizeilichen Monatsschrift" fiir

35

die ,Lésung" der ,Zigeunerfrage im Siidosten":
«Zur Beseitigung dieses Hindernisses ist es ein
eisernes MuB .., zur vélkischen Denkungsart
tiberzugehen, die im Juden wie auch im Zigeu-
ner nicht nur einen Schmarotzer am Lebens-
baum des bodenstdndigen Volkes sieht, son-
dern in ihm den blutsméBigen Fremdkérper
erblickt.” Ruhland befiirwortet, daB der ,rassi-

) Ben Sijes, Verfolgirla_? van Zigeuners in Neder-
land 1940—1945, Den Haag 1977, S. 167 1.

37) Ragnhild Schliiter, Die Roma in nnrwegischen
Schulen, in: IIl. Welt-Roma-KongreB 1981, Sonder-
ausgabe der Zeitschrift ,pogrom, Nr. 80/81, 12. Jg.,
Gottingen 1981, S. 28

39) Simon Wiesenthal, in: Riickblick auf den IIL
Welt-Roma-KongreB in Géttingen, Sonderausgabe
,pogrom’, Nr. 84, 12. Jg. Géttingen 1981, S. 10.
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sche Gesichtspunkt” allein allen anderen Er-
wégungen vorangestellt werden muB ).

Der slowakische NS-Publizist Ctibor Pokorny
beschreibt 1942, nachdem der NS-Staat ldngst
mit der ,Endlésung der Judenfrage” begonnen
hatte, die Zusammenfassung der slowakischen
Roma in Arbeitslagern. Pokorny fordert in der
Slowakischen Rundschau'’, ,daB die Zigeuner-
frage, ebenso wie die Judenfrage, einer end-
giiltigen Lésung zugefiihrt werden muB"?*%);
und Dr. med. Eva Justin, Prof. Dr. med. Ritters
bekannteste Mitarbeiterin in der ,Rassehygie-
nischen und kriminalbiologischen For-
schungsstelle”, stellt nach der rassenbiologi-
schen Untersuchung nach Deutschland einge-
wanderter osteuropidischer Roma fest: ,Ein-
zelne machten einen ausgesprochen jiidischen
Eindruck, sowohl durch ihre vorwiegend
vorderasiatisch-orientalischen  kérperlichen
Merkmale als durch ihre Gestik und ihr glat-
tes und gerissenes hdndlerisches Geba-
ren."?%)

Die Zahl der gesamten Roma-Opfer des NS-
Regimes in diesen Regionen ist bis heute nur
sehr schwer feststellbar und daher umstritten.
Kenrick hélt es fiir gesichert, daB in Ost- und
Stidosteuropa 238 000 Roma ermordet wur-
den ), Allerdings weist er darauf hin, daB nie-
mand die Anzahl der Opfer der Einsatzgrup-
pen oder der GeiselerschieBungen auf dem
Balkan gezdhlt habe und daB die wirkliche
Zahl der Ermordeten wesentlich héher liegen
diirfte. In Estland und Litauen sollen nahezu
alle Roma umgekommen sein. In Lettland ver-
hungerten die ostlettischen Roma, einge-
schlossen in der Synagoge zu Ludza, zu Hun-
derten. 1942 fiel ein Drittel der lettischen
Roma — 1 500 bis 2 000 Menschen — national-

#4) Fritz Ruland, Die Zigeunerfrage im Siidosten, in:
Volkstum im Siidosten. Volkspolitische Monats-
schrift, Wien 1942, S. 163—169.
#5) Ctibor Pokorny, Zigeunerromantik im Ver-
schwinden, in: Slowakische Rundschau, 3. Jg., Nr. 1/
2, Bratislava/PreBburg, 1. 1. und 15, 1. 1942, unpagi-
niert, zitiert bei: Joachim S. Hohmann, Zigeuner und
Zigeunerwissenschaft — Ein Beitrag zur Grundla-
ﬁeniorschung und Dokumentation des Viélkermor-
Ses i;‘;! Dritten Reich', Reihe Metro, Marburg 1980,
. 24 ff.
%) Eva Justin, Die Rom-Zigeuner, in: Neues Volk.
Blitter des rassenpolitischen Amtes der NSDAP,
é‘l‘ Jg. Heft 5, Verlag Neues Volk, Berlin, Juli 1943,
. 21 .
37) Donald Kenrick, Die Vernichtung der Sinti und
Roma im NS-Herrschaftsbereich, in: Kulturaus-
tausch, a. a. O, S. 395.
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sozialistischen Massakern zum Opfer. Nur dje
Hilfte der Roma Lettlands soll iiberlebt ha.
ben 3%),

Nachdem das deutsche und tschechische
Sprachgebiet der Tschechoslowakei als Sude.
tenland und als Protektorat BShmen-Mihrep
durch das nationalsozialistische Deutschlang
besetzt wurden, flohen zahlreiche Sinti ung
Roma von dort in die Slowakei. Fiir die in ihrer
Heimat Gebliebenen wurden im August 1947
zwei KZs er6ffnet und alle Sinti und Romga
(6 000) registriert, von denen kaum einer iiber.
lebt hat. 3 500 von ihnen wurden in Auschwitz
vernichtet. In der benachbarten, von einem fa.
schistischen Regime regierten Slowakei wur.
den die Roma zwar brutal unterdriickt, aus ih-
ren Dérfern ausgewiesen und in Arbeitslagern
zusammengefaBt, aber noch nicht systema.
tisch vernichtet. Dennoch fielen einzelnep
Pogromen slowakischer und ungarischer Fa.
schisten etwa 3 000 slowakische Roma zum
Opfer. In Ungarn begannen die Massenverfol-
gungen der Roma wie die der Juden, nachdem
die deutschen Truppen im Mairz 1944 die
Macht iibernommen hatten. Deutsche und un-
garische Einheiten deportierten 31 000 Roma,
von denen nur 3 000 zuriickgekehrt sein sol-
len. Bereits ein Jahr zuvor — 1943 — hatte der
NS-Zigeunerkundler Artur Kornhuber be.
hauptet, jlidische Geschiftsleute seien maf.
geblich an der Ausbreitung des Zigeunertums
in Ungarn beteiligt und ,jiidische Geschifte-
macher" hitten eine ,Verherrlichung des Zi-
geunerideals" betrieben %9),

Die ruménische faschistische Regierung Anto.
nescu beschrédnkte ihre MaBnahmen gegen die
Roma auf die Vertreibung aus einigen Landes-
teilen in die von ruménischen Truppen besetz-
ten ukrainischen Regionen 6stlich Bessara-
biens. Allerdings hatte die ruménische faschi-
stische Zeitung ,Eroica” die ,Zigeunerfrage" zu
«Lleicher Bedeutung wie die Judenfrage" er-
klirt*?). Nach Kriegsende schidtzte eine Kom-
mission die Todesopfer bei den rumadnischen
Roma-Vertreibungen ins ukrainische Transni-
stien auf 36 000 Menschen.

3%) Einer der Uberlebenden ist der Wissenschaftler
Jan Kochanowski, heute Paris.

39) Arthur Kornhuber, Volk am Rande der Mensch-
heit — Ein dridngendes Sozialproblem Ungarns, in:
Die Auswahl, 5. Jg, Berlin 1943, 5. 265/2686, zitiert bei
Hohmann, Zigeunerverfolgung, a.a. O, S. 172,

%) Kenrick/Puxon, a.a. O., S. gé



Im von faschistischen Ustaschas regierten
Kroatien kam es zur rigorosesten Roma-Ver-

folgung Osteuropas. Eines der beriichtigtsten
Konzentrationslager war Jasenovac, in dem
bis zu 24 000 serbische, jlidische und Roma-
Kinder interniert wurden. Nur wenige der
1939 etwa 28 000 Menschen zédhlenden kroati-
schen Roma haben die ungezédhlten Massaker
der Ustaschas iiberlebt. Nach der Besetzung
Serbiens erlieBen die Militirbehérden ein
Dekret zur Registrierung der serbischen
Roma, die als ,Zigeuner" gelbe Armbinden tra-
gen muBten. In StraBen und Bussen hieB es:
Fiir Juden und Zigeuner verboten”. Ein Befehl
des deutschen Kommandanten General
Bohme vom 30. Mai 1941 enthielt u. a. als Para-
graph Nr. 18: ,Zigeuner werden wie Juden be-
handelt”. In Serbien wurden mehrfach als Re-
pressalie gegen Angriffe der ,Widerstandsbe-
wegung’ internierte Juden und Roma als Gei-
seln erschossen. Kenrick zitiert einen fiir Exe-
kutionen verantwortlichen deutschen Ober-
leutnant Walther: ,Das Erschiefien der Juden
ist einfacher als das der Zigeuner. Man muB
zugeben, daB die Juden sehr gefaBt in den Tod
gehen — sie stehen sehr ruhig —, wihrend die
Zigeuner heulen und schreien und sich dau-
ernd bewegen, wenn sie schon auf dem Er-
schieBungsplatz stehen. Einige sprangen sogar
schon vor der Salve in die Grube und versuch-
ten, sich totzustellen."*!) Im serbischen Kon-
zentrationslager Zemun wurden aus Deutsch-
land herbeorderte, speziell konstruierte mo-
bile Gaskammern eingesetzt, in denen vor al-
lem Roma-Frauen und Kinder vergast wurden.
Im jugoslawischen Mazedonien und dem alba-
nisch-bewohnten Kosovo wurde die Vernich-
tungspolitik gegeniiber den dort meist musli-
mischen Roma dank der Intervention islami-
scher Wiirdentréger dieser Regionen zugun-
sten der Roma nicht durchgefiihrt.

Die mit dem Dritten Reich verbiindeten bulga-
rischen Besatzungstruppen in Mazedonien
waren wie in Bulgarien selbst nicht an der
Durchsetzung der nationalsozialistischen Zi-

") Niirnberger Dokumente, Nokw-905, zitiert bei
Kenrick/Puxon, a. a. O, S. 90.
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geunerpolitik interessiert. Dort blieben die
Roma wie die Juden unbehelligt. In Griechen-
land scheint es kaum nationalsozialistische
MaBnahmen gegen Roma gegeben zu haben,
obwohl die jiidische Bevélkerung aus Thessa-
loniki deportiert wurde.

Polen war fiir die Nazis bereits 1940 Deporta-
tionsziel fiir 3 000 deutsche Sinti. In verschie-
denen Regionen wie Warschau und Ostro-Ma-
sowiecki wurde seit 1942 die Ghettoisierung
der polnischen Roma angeordnet. Mehrere
Roma-Gruppen fielen Massakern polnischer
und ukrainischer Faschisten zum Oplfer; allein
in Wolhynien wurden 3 000 bis 4 000 polnische
Roma erschossen. Zahlreiche polnische Roma
wurden nach Auschwitz, Belsen, Chelmno,
Maidanek und Treblinka transportiert.

Im September 1944 begann in Polen die Ver-
nichtung der meisten der in Ghettos konzen-
trierten Roma. Kenrick schétzt die Zahl der in
Polen Ermordeten auf 35000 und der in der
UdSSR Ermordeten auf 30 000. In der UdSSR
wurden die Roma vornehmlich Opfer der Ein-
satztruppen, Sonderkommandos, die vor allem
zur Vernichtung von Juden, Roma und ,poli-
tisch unerwiinschten Elementen" eingesetzt
wurden. Otto Ohlendorf, Fiihrer der Einsatz-
gruppe D, begriindete die Ermordnung der
Roma wdhrend des Niirnberger Prozesses mit
deren Spionagetitigkeit und bezog sich auf die
ausflihrliche Beschreibung von Ricarda Huch
und Friedrich Schiller in Darstellungen des
DreiBigjihrigen Krieges. Eine bisher nicht be-
kannte Anzahl von ukrainischen Roma wurde
mit jiidischen Héftlingen in Babi Jar ermordet:
JIn der Ukraine waren die Zigeuner die Opfer
der gleichen massiven und direkten Vernich-
tung wie die Juden Personen mit
schwarzen Augen und Haaren und langen Na-
sen lieBen sich, wenn moglich, iberhaupt nicht
auf der StraBe sehen. Die Zigeuner wurden in
ganzen Lagern nach Babi Jar gebracht, und of-
fenbar haben sie bis zum letzten Moment
nicht begriffen, was mit ihnen geschehen soll-
te."42)

) A. Kuznetsov, Babi Yar, London 1967, S. 100, zi-
tiert bei Kenrick/Puxon, a.a. O, S. 105.
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KZs und Menschenversuche

Kenrick und Puxon, die einzigen Autoren, die
bisher in einer Arbeit die Verfolgung von Sinti
und Roma unter dem Nationalsozialismus im
ganzen darstellten*?), gehen davon aus, daf
Sinti- und Roma-Héftlinge in fast allen Kon-
zentrationslagern des Dritten Reiches inter-
niert worden waren. Nach Auschwitz wurden
Sinti und Roma aus allen Teilen Deutschlands
(10 000) und Europas verschleppt. Kenrick/Pu-
xon geben die Zahl der Insassen des ,Zigeu-
nerlagers" mit 20 570 an — eine Zahl, die aber
nicht die Tausende enthilt, die in andere La-
ger von Auschwitz eingeliefert wurden, z. B.
auch nicht die 1 700 im Maérz 1943 sofort nach
ihrer Ankunft Ermordeten. Von den Hiftlin-
gen des ,Zigeunerlagers" sind 11 700 an Ent-
krdftung und Krankheiten gestorben, 1000
wurden am 25. Mai 1943, 4 000 im August 1944
vergast.

Mehrere Tausend waren in Bergen-Belsen in-
terniert, von denen nur wenige iiberlebten.
Zwischen 1943 und 1945 starben dort vor allem
viele Roma- und Sinti-Kinder. In Buchenwald
wurden bereits im Juni 1938 1 000 Manner und
Knaben aus Deutschland, im Herbst 1939 1400
burgenldndische Roma eingeliefert, die aus
Dachau kamen und spéter nach Bergen-Belsen
weitertransportiert wurden. Im polnischen
Chelmno sollen 5 000 polnische Roma ermor-
det worden sein, die vor allem aus dem Lodzer
Ghetto eingeliefert wurden. In Maidanek starb
eine unbekannte Anzahl von Sinti und Roma
den Hungertod. In Mauthausen enthielt eine
der wenigen aufgefundenen Listen 157 Roma-
Namen. Aus dem Vernichtungslager Treb-
linka ist die Vergasung von mindestens tau-
send Sinti und Roma bekanntgeworden.

Eine jahrelange systematische Erforschung
des Schicksals der Sinti und Roma in den Kon-
zentrationslagern kam aus Mangel an Inter-
esse von wissenschaftlicher Seite einerseits
und Mangel an finanziellen Mitteln anderer-
seits bisher nicht zustande. So blieben unsere
Kenntnisse bis heute nur vereinzelt und unzu-
reichend.

Deshalb bleibt auch die genaue Zahl der er-
mordeten deutschen und europdischen Sinti

47) Kenrick/Puxon, a. a. Q.
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im Dunkeln. Kenrick halt 277 200 Opfer fiir ge.
sichert*!), ohne die {iblicherweise genannte
Zahl von 500 000 Opfern fiir unrealistisch 2y
halten. Zwischen 40 und 75% der deutschen
Sinti und Roma, iiber die Hélfte der dsterrej.
chischen sind ums Leben gekommen. Da die
Statistiken iiber die Angehérigen von Roma.
Volksgruppen in Ost- und Siidosteuropa bis
heute um Hunderttausende differieren und sie
in den dreiBiger und vierziger Jahren so unzy.
reichend waren, daB sie als Vergleichszahlen
als véllig irrelevant betrachtet werden miis.
sen, sind Zahlenspiele rechtsradikaler und an-
derer Kreise, den Volkermord mit dem Hip.

weis auf die groBe Zahl der heute noch leben.
den Roma des Ostens anzuzweifeln, als nicht
serios anzusehen.

Zahlreiche Angehdrige dieser Volksgruppe
wurden auch Opfer medizinischer Menschen.
versuche. In Auschwitz experimentierte Dr,
med. Mengele mit Roma-Zwillingen, in Ra-
vensbriick wurden Sterilisierungseingriffe bei
Ménnern und Frauen durchgefiihrt. SS-Arzt
Dr. med. Clauberg nahm dort 1945 auch Sterili-
sierungen von 120 bis 140 Maédchen vor, Dr,
med. Horst Schumann sterilisierte im Mirz
Roma-Haftlinge in Auschwitz mit Réntgen.
strahlen und nahm Sterilisationen auch auBer-
halb des Lagers, z. B. in Stettin, an pommer-
schen Sinti vor. Im KZ Natzweiler wurden
Roma und Juden mit Typhus infiziert, in Da-
chau wurden Sinti und Roma Salzlésungen in-
jiziert, und sie wurden gezwungen, Meerwas-
ser zu trinken, in Sachsenhausen wurden sie
fiir Senfgasexperimente benutzt, in Buchen-
wald wurden Sinti und Roma mit Fleckfieber
infiziert, und es wurden Kélteschockversuche
angestellt. In Auschwitz wurden auBerdem
von Dr. med. Mengele an Sinti- und Roma-
Héftlingen Phenolinjektionen vorgenommen,
Ungezdhlte Opfer dieser Menschenversuche
kamen ums Leben oder behielten lebenslange
Schéden zuriick, fiir die sie — in der Regel —
nicht einmal materielle Wiedergutmachung
erhielten; oft genug wurden ihnen Renten ver-
weigert. Das von Ritter, Justin und anderen
empfohlene Sterilisierungsprogramm wurde

%) Donald Kenrick, Die Vernichtung der Sinti und
Roma im NS-Herrschaftsbereich, in: Kulturaus-
tausch, a.a. O, S.394.
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an verschiedenen Orten begonnen. Eine vél-
lige Perfektionierung dieses Programms kam
einerseits wegen der Kriegssituation nicht zu-
stande und wurde andererseits wahrschein-
lich dank des sich abzeichnenden Zieles der
[Endlésung" fiir Sinti und Roma {berfliissig.

Die Realitdt des nationalsozialistischen Geno-
cids an Sinti und Roma als Teil der NS-Rassen-
politik wird heute von der Wissenschalt allge-
mein nicht in Frage gestellt. Allein das Giefle-
ner Projekt Tziganologie (Zigeunerkunde) ist
mit miBverstdndlichen Thesen an die Uffent-
lichkeit getreten *), die dann auch umgehend
von der rechtsradikalen Presse als Argumen-
tationshilfe {ibernommen wurden?®). Nach
Bernhard Streck, Mitarbeiter des Projektes,
hitte es zwischen 1933 und 1945 keinen Plan
zur Beseitigung ,aller Zigeuner" gegeben. Die
These des sogenannten zweiten Genocids" sei
von dem ,neugegriindeten Verband Deutscher
Sinti" lanciert worden. Der sogenannte zweite
Genozid sei von den Massenmedien, wenn
auch als ,nicht so sehr bewuBtes Kalkiil’, als
.mogliche Entlastungsfunktion” benutzt wor-
den, um die ,Beispiellosigkeit der Judenmorde

zu relativieren”. Im {ibrigen seien die ,Zigeu-
ner" aus ,hygienischen" und ,lagertechnischen
Griinden", als ,Trdger von Bakterien und Vi-
ren”, als ,Arbeitsscheue” und aus ,sozialpoliti-
schen Griinden" vernichtet worden. Nach ei-
ner sehr heftig in der Vierteljahreszeitschrift
Tribiine gefiihrten Auseinandersetzung, an
der sich als einer der Kenner der Zigeunerver-
folgung der Wissenschafts-Publizist Joachim
Hohmann beteiligte, erneuerte Streck in der
jingsten Publikation des Projektes Tziganolo-
gie seine miBverstindlichen Thesen nicht und
spricht dort von dem nur durch das Kriegs-
ende beendeten Genozid 7).

Die noch ausstehende wissenschaftliche Be-
wiiltigung der NS-Zigeunervernichtung wird
auch auf Beispiele der Solidaritdt von Deut-
schen mit deutschen Sinti und Roma stofien:
So wurde die ostpreullische Sinti-Familie
Dambrowski, wie viele Sinti der Provinz als
Kleinbauern und Pferdehéndler voll integriert,
dank des Engagements der ostpreuBischen
Bauern ihres Heimatdorfes bei Goldap aus
dem KZ Bialystok befreit. Die Familie lebt
heute nach ihrer Flucht (1945) in den Westen
in Ostfriesland *8).

1945—1981: Das Fortwirken des NS-Rassenhygieneinstituts

Ernst Tugendhat hat die Situation, der die
Sinti dreieinhalb Jahrzehnte nach Kriegsende
in Deutschland weiter ausgesetzt waren, scho-
nungslos ausgesprochen: ,Aber nun versuche
ich mir vorzustellen, wie das Leben fiir mich
hier aussihe, wenn die Vorurteile gegeniiber
Juden nach Ausschwitz ebenso ungebrochen
fortlebten wie die Vorurteile gegeniiber den
Zigeunern. Fiir diese ist der Alptraum nicht
vorbei ... Im Dritten Reich galten wir Juden
als Untermenschen. Die Zigeuner werden
noch heute als Untermenschen zwar nicht of-
fen bezeichnet, aber empfunden und behan-
delt"%) Wie wenig das Jahr 1945 fiir diese
Volksgruppe eine Wende bedeutete, demon-
striert das Fortwirken der Ritterschen Rassen-
biologie weit in die zweite deutsche Republik

“) Bernhard Streck, Nationalistische Methoden zur
Lésung der Zigeunerfrage, in: Ethnologische Ab-
sichten, Nr, 7, Berlin 1981, S. 57{f,, und derselbe, Zur
Lésung des Zigeunerproblems, in: Tribiine, Zeit-
schrift zum Verstindnis des Judentums, Heft 78,
20, Jg., Frankfurt 1981, S. Q‘Bfi
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hinein. Im folgenden soll der Weg der ,For-
schungsunterlagen” der ,Rassenhygienischen
und Bevélkerungsbiologischen Forschungs-
stelle" bis zum Jahr 1981 verfolgt werden.

Nach Kriegsende schafften Ritter und seine
fiihrende Mitarbeiterin Justin das gesamte
Material des NS-Rassenhygieneinstituts bei-
seite. Beide nach Kriegsende in Frankfurt als
Mediziner bzw. Psychologin tdtig, wurden
strafrechtlich nicht zur Verantwortung gezo-
gen, obwohl die Frankfurter Staatsanwalt-

%) O. Miiller, V. Lynchburg, Sinti und Roma: Kein
Vélkermord, Eine Reihe von Leserbriefen an den
JKanada-Kurier”, 6. 5. 1982; siehe auch Berichterstat-
tung der ,Deutschen Nationalzeitung'.

*7) Bernhard Streck, Zigeuner in Auschwitz. Chro-
nik des Lagers B lle, in, Mark Miinzel u. Bernhard
Streck, Kumpania und Kontrolle, GieBen 1981,
S. 115,

%) Amanda Dambrowski, Das Schicksal einer ost-
preuBischen vertriebenen Sinti-Familie im NS-
Staat, in: pogrom Nr. 80/81, S. 72{f.

‘S"} Ernst Tugendhat, a.a. O, in: Ziilch, a.a O,

B 43



schaft gegen sie ermittelte *%). Die Anthropolo-
gische Sammlung (Kérpermessungen, Hand-
und FuBabdriicke, Blutgruppen etc), beste-
hend aus Karteikarten von 20 000 deutschen
Sinti und Roma, von denen Tausende aufgrund
dieser Erfassungen ermordet worden waren,
{ibergab Ritter 1947 der Tiibinger Universitats-
dozentin Sophie Ehrhardt. Frau Ehrhardt war
von 1938 bis 1942 wihrend der entscheiden-
den Vorbereitungsphase fiir Himmlers Aus-
schwitz-ErlaB leitende Mitarbeiterin Ritters *°)
und baute ihre Habilitation ,Vererbung von
Hautleistensystemen" (1950) auf diesen Doku-
menten auf. Die rassediagnostischen ,Gutach-
ten” und die Genealogien (Familienstammbéu-
me) hatte Justin der beim Bayerischen Landes-
kriminalamt neugegriindeten ,Landfahrerzen-
trale” um 1950 {ibergeben, die somit ungebro-
chen die rassistische ,Sonderbehandlung”
deutscher Sinti und Roma fortsetzen und aus-
bauen konnte%'). Die ,Landfahrerzentrale" er-
hielt dank der ,Bayerischen Landfahrerverord-
nung” (1953), die an die Sonderbestimmungen
fiir diese Volksgruppe in der NS-Zeit ankniipi-
te, de facto Bundeszustindigkeit. Die Landes-
entschidigungsdmter im Bundesgebiet stell-
ten bei Wiedergutmachungsantrigen von
Sinti und Roma Regelanfragen bei dieser Insti-
tution, die mit Hilfe von NS-Unterlagen iibli-
cherweise bescheinigte, daB die Antragsteller
nicht aus rassischen, sondern kriminalpréven-
tiven Griinden in die KZs gelangt seien*?)!

Die NS-Rassenideologie der ,Bekdmpfung des
Zigeunerunwesens' und der ,blutsméBig be-
dingten und vererbten Kriminalitdt' wurde
von fiihrenden Beamten bis in die zweite
Halfte der fiinfziger Jahre in den fiihrenden

49) Anton Franz, Romani Rose, Ranco Brandner, Zi-
eunerseelsorge und Rassenideologie. Die Bezie-
Eungen der Katholischen Zigeunerseelsorge und
des Bundesfamilienministeriums zu dem Rassehy-
jeniker Dr. med. Hermann Arnold — ein Stiick
eutscher Geschichte, in: pogrom Nr. 80/81, 8. 175.
50) Schreiben S. Ehrhardts vom 27. 8. 1980 an Prol.
Hans Booms, Prisident des Bundesarchivs in Ko-
blenz, in dem Frau Ehrhardt sich als leitende Mitar-
beiterin Ritters zu erkennen gab; siehe Sophie Ehr-
hardt, Zigeuner und Zigeunermischlinge in Ost.
preuBen, in: Volk und Rasse, Heft 3, 17. Jg, Miin-
chen 1942, S, 52—57.
-"S’) Fritz GreuBing, in: Kulturaustausch, a.a.O,
. 391,
2} Fritz GreuBing, Das offizielle Verbrechen der
2. Verfolgung, in:glﬁlch. a.a0,S.195.
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deutschen Polizeiblittern fortgeschrieben )
Die ,Bayerische Landfahrerordnung" wurde
1970 wegen Grundgesetzwidrigkeit aufgeho.
ben. Die Landfahrerzentrale arbeitete bis 197
im engen Zusammenwirken mit den anderey
Landeskriminaldmtern und machte auf dieser
Weg allen Polizeidienststellen zur Auflage,
mit Erfassungsbégen alle Sinti- und Roma-Fa.
milien, ihre Gewerbetitigkeit und ihre Reise.
wege nach Miinchen zu melden und sie erkep.
nungsdienstlich zu behandeln. Als Anfang der
sechziger Jahre gegen mutmabBliche NS-Ver.
brecher des Rassehygieneinstituts und desg
Reichssicherheitshauptamtes von der Kélner
Staatsanwaltschaft ermittelt wurde und diese
bei der Landfahrerzentrale nach Akten forsch.
te, hatten die zustindigen bayerischen Krimi.
nalbeamten zuvor — widerrechtlich — dije
,Jassediagnostischen Gutachten" und die Ge.
nealogien Prof. Dr. med. Hermann Arnold in
Landau/Pfalz iibergeben, der sie als Leiter des
dortigen Gesundheitsamtes einlagerte 54).

Gegen Ende der fiinfziger Jahre wurde Arnold
in der Bundesrepublik zum einzigen aner-
kannten ,Zigeunerfachmann" und erlangte mit
seinen rassebiologisch orientierten ,Erkennt-
nissen" wesentlichen EinfluB auf die Zigeuner-
politik der ,Caritas"5?), des ,Deutschen Vereins
fir 6ffentliche und private Fiirsorge"®) und
des Bundesfamilienministeriums, deren Bera-
ter Arnold noch bis Mitte der siebziger Jahre
war®’). Diese dominierende Rolle Arnolds

*3) Hans Eller (Kriminalamtmann, Bayr. Landeskri-
minalamt, Miinchen), Die Zigeuner — ein Problem,
in: Die Neue Polizei, Miinchen, Mai 1954; Rudoll
Uschold (Kriminalsekretédr, Sachbearbeiter fiir Zi.
geunerfragen beim Zentralamt {iir Kriminalidentifi-
zierung und Polizeistatistik des Landes Bayern)
([Landfahrerzentrale’, d. Verf) Das Zigeunerpro-
blem, in: Die Neue Polizei, Nr. 3 u. 4, Miinchen 1951;
Georg Geyer (Kriminaloberinspektor, Bay. Landes-
kriminalamt), Das Landfahrerwesen — polizeilich
gesehen, in: Die Neue Polizei, Nr. 1 u, 2, Miinchen
1957.
*4) Stuttgarter Nachrichten vom 7. 11. 1981.
%) Schreiben von Pastor Achim Muth, National-
seelsorger der Katholischen Zigeuner- und Noma.
denseelsorge, an die ,Gesellschaft fiir bedrohte Vél-
ker", Hildesheim, 7. 1. 1974; Hermann Arnold, Das
Zigeunerproblem, in: Caritas, Die Zigeuner — Aul-
agenﬂund Moglichkeiten, Nr. 6, 74. Jg., Nov. 1973,
. 28111, .
%) Franz, Rose, Brandner, in: pogrom, Nr.80/81,
S. 1711, beziehen sich auf die Tagung des ,Dt. Ver-
eins” vom 11. 6. 1976 in Frankfurt u. a. mit Hermann
Arnold.
") Schreiben des Bundesfamilienministeriums an
die ,Gesellschaft fiir bedrohte Vélker' vom 21.8
1979.
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wurde durch das jahrzehntelange Desinter-
esse der deutschen Wissenschaft an diesem
Bereich begiinstigt. Arnold, dessen Verbffent-
lichungen weitgehend auf Ritter und Justin
aufbauten, bemiihte sich noch im Oktober
1077, das Wirken beider zu rehabilitieren ).
gchon die Titel der Verdffentlichungen Ar-
nolds, etwa ,Zur Frage der Fruchtbarkeit von
Zigeunern, Zigeunermischlingsgruppen und
anderen sozialen Isolaten"*?), lassen Riick-
schliisse auf seinen wissenschaltlichen Stand-
punkt zu.

Arnold verwendet in seinen Publikationen
wissenschaftliche" Begriffe fiir Sinti und
Roma wie ,Asoziale’, ,Wildbeuter" und ,Bastar-
de", in ,Bevblkerungsbiologischen Beobach-
tungen” spricht er von ,relativ enggeziichteten
Stammeszigeunern', von ,genealogischer
Durchforstung”, von ,Eingrenzen" und ,Ziich-
tungskreisen’, dem urspriinglich ,primitiven
Wesenszug" bei ,Zigeunern" und beschiftigt
sich mit der ,Geburtlichkeit" von ,Zigeuner-
mischlingsgruppen” und deren ,entfesselter
Fruchtbarkeit"®®). Fiir erbbiologisch orien-
tierte Sozialpolitiker befiirwortete Arnold
noch 1966, .die bei sozial Minderleistungsféahi-
gen, d.h. ,Asozialen’, angeblich besonders
ausgeprigte Fruchtbarkeit zu beschrén-
ken®').

Die absolut dominierende Stellung Arnolds
als deutscher ,Tziganologe" (Zigeunerkundler)
wurde erst seit dem Sommer 1979 durch eine
deutsche Menschenrechtsorganisation, die
Gesellschalt fiir bedrohte Vélker" (GibV), und
den ,Verband Deutscher Sinti" (VDS) erschiit-
tert, als beide Organisationen mit Presseerkla-
rungen auf Arnolds Schriften und seine enge
Verbindung zu Ritter und Justin hinwiesen
und das Koblenzer Bundesarchiv aufforderten,
die Unterlagen des NS-Rassehygieneinstituts

*) Hermann Arnold, Ein Menschenalter danach —
Anmerkungen zur Geschichtsschreibung der Zigeu-
nerverfolgung, in: Mitteilungen zur Zigeunerkunde,
Beiheft Nr. 4, Mainz, Oktober 1977.

“) Hermann Arnold, Zur Frage der Fruchtbar-
keil ... in: Homo, Géttingen, Nr. 18/1978,

“) Zitierfnach folgenden drei Aufsétzen: Hermann
Arnold, Bevdlkerungsbiologische Beobachtungen
an Sippenwanderern in: Homo, Géttingen 1960;
Wer ist Zigeuner?, in: Zeitschrift fiir Ethnologie,
Band 87, Braunschweig 1962; Zur Frage der Frucht-
barkeit ... (siehe Anm. 59).

“) Hermann Arnold, Geburtenkontrolle bei soge-
nannten Asozialen, in: Stddtehygiene, Nr. 2/1966.
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gemdB seinem Rechtsanspruch sicherzustel-
len ¢2), Eines der Arnoldschen Biicher %) leitete
Ottmar Freiherr von Verschuer ein, bis 1942
Herausgeber und Schriftleiter der NS-Zeit-
schrift ,Der Erbarzt", seit 1951 Anthropologie-
Ordinarius in Miinster und Ehrenmitglied der
«Neuen Gesellschaft fiir Anthropologie"®).
Verschuer damals: ,Der Fiihrer Adolf Hitler
setzt zum ersten Mal in der Weltgeschichte
die Erkenntnisse iiber die biologischen
Grundlagen der Entwicklung — Rasse, Erbe,
Auslese — in die Tat um ... die deutsche Wis-
senschaft legt dem Politiker das Werk in die
Hand."®*) Arnold arbeitete ferner eng mit dem
Leiter der 1979 aufgelésten ,Dokumentations-
stelle der nichtseBhaften Familien der deut-
schen Akademie fiir Bevdlkerungswissen-
schalten", Prof. Hans Harmsen, zusammen, der
1935 Ritters obengenannte ,Erbbiologische
Untersuchungen” herausgegeben hatte und
Arnold bis heute als ,besten Kenner der Zigeu-
nerfrage" empfiehlt ).

Aufgrund der Besetzung des Tiibinger Univer-
sitdtsarchivs durch Mitglieder des VDS und
der Sindhi-Union wurde bekannt, daB Prof.
Ehrhardt die ,Anthropologische Sammlung”
1969 in das ,Anthropologische Institut nach
Mainz iiberfiihrt hatte, wo auch Arnold 1974,
nach seinem Ausscheiden aus dem Landauer
Gesundheitsamt, seinen Teil der NS-Rasseun-
terlagen und die etwa 20 000 ,Rassediagnosti-
schen Gutachten" deponierte®’). Sowohl Ar-
nold als auch Ehrhardt stellten seit 1966 mit
dem anthropologischen Teil des NS-Materials
Untersuchungen iiber ,Fingerabdrucksysteme
bei Zigeunern" an und wurden dabei finanziell
von der dem Bundesbildungsministerium un-
terstehenden ,Deutschen Forschungsgemein-
schaft" mit insgesamt DM 62 000 geférdert &)1

Obwohl ein Vertreter des Bundesarchivs im
Herbst 1979 den Ritterschen NachlaB bei Ar-

%%) Siehe z. B. Trierischer Volksfreund vom 15.7.
1979.

*9) Hermann Arnold, Vaganten, Komddianten, Fie-
ranten und Briganten, Stuttgart 1958.

#) Hohmann, a.a. O, S. 115.

%) Woll, a. a. O, S.24.

%) Z.B. Helga Hageliiken, Die Zigeunerforschung
im Dritten Reich, schriftl. Arbeit fiir das Lehramt an
Realschulen, Géttingen, April 1980, S. 1.

*’) Anzeige von Hermann Arnold gegen die ,Gesell-
schaft fiir bedrohte Vélker" vom 13. 1. 1980 bei der
Staatsanwaltschaft Géttingen.

") A.a. O, Stuttgarter Nachrichten.
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nold in Landau und die vollstindigen NS-Un-
terlagen beim Mainzer Anthropologischen In-
stitut eingesehen hatte, verzichtete dieses
Bundesamt seinerzeit auf Sicherstellung und
sogar auf Katalogisierung®?). Diese Nachlds-
sigkeit begiinstigte, daB auf dem illegalen
Transport der NS-Unterlagen von Mainz an
das Universitdtsarchiv in Tiibingen, von Ehr-
hardt mit nachtriglicher Zustimmung des
Bundesarchivs veranlaBt, die 20 000 ,rassedia-
gnostischen Gutachten” spurlos verschwinden
konnten. Insofern konnten nach der Instituts-
besetzung von Sinti-Repridsentanten lediglich

Institutionalisierte Diskriminierung

Die drei Jahrzehnte lange Fortfiihrung der po-
lizeilichen Verfolgung der Sinti und Roma, die
von rassebiologischem Gedankengut geprigt
war, institutionalisierte letztlich eine Politik
der Diskriminierung der Volkgsgruppe in der
Bundesrepublik nach 1945.

Am 7. Januar 1956 machte sich der Bundesge-
richtshof die NS-Argumentation zu eigen, in-
dem er in einem Grundsatzurteil erkldrte, dafi
die rassische Verfolgung von Sinti und Roma
zwischen 1933 und 1943 nicht als solche einzu-
stufen, sondern als kriminal- und spionagepré-
ventive Mafinahme zu verstehen sei’?). Diese
Entscheidung wurde erst 1965 revidiert, als
nunmehr wenigstens die nationalsozialisti-
sche ,Zigeunerpolitik" zwischen 1938 und 1945
fiir rassistisch befunden wurde. Bis 1965 waren
allerdings bereits ungezédhlte NS-Opfer’ ge-
storben, die keine Wiedergutmachungsan-
triage mehr hatten stellen kénnen — sieht man
einmal davon ab, daB der iiberwiegende Teil
der Sinti und Roma als meist analphabetische
und dank der fortgesetzten polizeilichen Dis-
kriminierungen verdngstigte Uberlebende oh-
nehin bis zum Ablauf der Wiedergutma-
chungsfristen keine Forderungen anzumelden
wagten.

Die Zerschlagung so vieler Familien im Drit-
ten Reich, die Ermordung der meisten Alte-
sten, die Behinderung der fahrenden Wirt-

%) Mitteilung von Dr. Oldenhage, Bundesarchiv, an
Fritz GreuBing, Géttingen, im Februar 1982

1) Arnold Spitta, Wiedergutmachung oder wider
die Gutmachung?, in: Ziilch, a.a. 0., S. 161.
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die Anthropologische Sammlung und die Ge.
nealogien von Tiibingen nach Koblenz iiber.
fiihrt werden. Die verschwundenen Gutachtep
wiiren der einzige Nachweis fiir die mutmaf;.
che Beteiligung der heute noch lebenden NS.
Rasseforscher Dr. A. Wiirth und Prof. R. Ehr.
hardt an der direkten Beihilfe zum Valker.
mord gewesen. Aufgrund einer Anzeige des
.Verbandes Deutscher Sinti" im Februar 1987
sollten die Staatsanwaltschaft Stuttgart ungd
das Bundesinnenministerium nach diesem
verschwundenen Teil der Ritterschen NS-Ras.
seakten fahnden.

nach 1945

sten, die Behinderung der fahrenden Wirt.
schaftsweise von Kleinhdndlern und Hand.
werkern durch polizeiliche MaBnahmen nach
1945 und durch die von Konzentration und Ra.
tionalisierung gepragte Entwicklung der deut.
schen Volkswirtschaft nach 1945 fiihrte zur
Abdringung vieler Sinti- und Roma-Gemein-
schaften in Obdachlosensiedlungen und auf
Wohnwagendauerplitze. Diese hdufig uner-
traglichen Wohnbedingungen wurden — sieht
man von zwei erfreulichen Ausnahmeprojek-
ten ab”') — bis 1979 iiberwiegend hingenom-
men, einige Stddte wie Bonn und Gelsenkir-
chen suchten sich ihrer Sinti-Gemeinschaften
sogar mit problematischen Mitteln zu entledi.
gen’?). Uber die ganze Bundesrepublik ver.
breitete Campingplatzverbote und Schilder,
die das Betreten verschiedener Gastwirtschaf-
ten und Restaurants verboten, waren weitere
Tatbestinde der Diskriminierung?). Die in
Randgebiete abgedringten Sinti und Roma
wurden dann der Sozialhilfe iiberantwortet
Der Umstand, Sozialhilfeempfinger zu sein,

") Sozialdienst katholischer Ménner e. V., 1966—
1979, Zigeuner-Projekt Kéln-Lengerich, auf dem
Ginsterberg, Kéln 1979, und Hans-Peter Mehl
u. Adoli Dettling, Die Freiburger Zigeuner — Aul
der Suche nach einer neuen ldentitit, in: Freiburger
Stadthefte Nr. 25, Freiburg 1978,

’?) .Bei Hinweisen gegen Zigeuner wird auf
Waunsch Vertraulichkeit zugesichert — Rassenpoli-
tik der Stadtverwaltung Gelsenkirchen’, in: Zilch,
a.a. 0, S. 24111

7%) Fritz GreuBing, Reifit die Schilder herunter, Zi-
geuner melden sich auf dem Evangelischen Kir
chentag zu Wort, in: Bundesrepublik Deutschland:
Biirgerrechte fiir Roma (Zigeuner), pogrom Nr.68
10. Jg. Oktober 1979, S. 10.
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wurde dann wiederum gegen die ganze Volks-
gruppe gewandt, so als z. B. das Bundesfami-
lienministerium am 4. November 1980 erklr-
ie: JDer Anteil der Sozialhilfeempfénger bei
Zigeunern und Landfahrern ist etwa zehnmal
poher als bei der librigen Bevdlkerung”. 7 500
der den Sozialimtern bekannten rund 12 000
Zigeuner erhielten Sozialhilfe, das seien
§3%7). Die Gesamtzahl deutscher Sinti und
Roma (ohne Gastarbeiter) ist jedoch vier mal
<0 hoch wie vom Ministerium angegeben, so
dab die Zahl der Sozialhilfeempfanger ledig-
lich 15% der Volksgruppe betrdgt, und das
noch angesichts des hohen Anteils von KZ-

Geschadigten.

Die Zahl der in der Bundesrepublik anséssigen
Sinti und Roma wird heute auf 50 000 (ohne
Gastarbeiter) geschitzt. Zu ihnen gehéren die
iberlebenden deutschen Sinti und Roma, in
Deutschland gebliebene osteuropédische KZ-
[nsassen, Roma, die seit 1945 aus Polen, Un-
garn, Ruménien und der Tschechoslowakei in
die Bundesrepublik fliichteten, und die Nach-
kommen aller dieser Gruppen. Nach West-
deutschland gefliichtet sind auch nahezu alle
riiher in den deutschen Ostgebieten ansissi-
gen liberlebenden Sinti und Roma und die Lal-
leri aus dem Sudetenland. Aus der sowijeti-
schen Zone Deutschlands und spédteren DDR
sind bis auf einige Hundert?) alle Sinti und
Roma in die Bundesrepublik gefliichtet, weil
die dort zunehmend errichteten totalitdren
Strukturen die traditionelle wirtschaftliche
Unabhidngigkeit von Handwerk und Kleinge-
werbe zerstérten. Dazu kommen mindestens

30000 als tiirkische, spanische, griechische

oder jugoslawische Gastarbeiter eingewan-
derte Roma, die in Gastronomie und Industrie
beschéftigt sind.

Uber Deutschland und Europa hinaus gewan-
nen drei Initiativen der Sinti- und Roma-Ver-
binde das Interesse der Uffentlichkeit: die er-
ste Gedenkkundgebung im ehemaligen Kon-
zentrationslager Bergen-Belsen mit der Prasi-
dentin des Europdischen Parlamentes, Simone
Veil, zur Erinnerung an die 500 000 im Dritten
Reich ermordeten Sinti und Roma (gemeinsam
organisiert mit der ,Gesellschalt fiir bedrohte
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Hunderte von fiir staatenlos erkldrten deut-
schen Sinti und Roma haben nach 1945 ihren
deutschen PaB nicht zuriickerhalten, weil sie
als KZ-Uberlebende {iber keinerlei Papiere
mehr verfiigten. Weiteren Hunderten von
deutschen Staatsbiirgern und Angehdrigen
dieser Volksgruppe wurde nach Kriegsende —
z.B. in Kéln — weit bis in die fiinfziger und
sechziger Jahre der deutsche PaB entzogen,
und sie wurden zu Staatenlosen erklirt?s). Im
Unterschied zu polnischen oder ungarischen
Fliichtlingen wird bis heute vielen jahrzehnte-
lang in Deutschland ansiéssigen Roma-Fami-
lien z. B. aus Polen die deutsche Staatsbiirger-
schaft verweigert79),

Die Blirgerrechtsbewegung

Vélker") im Oktober 1981, der Hungerstreik
der Sinti im ehemaligen KZ Dachau im April
1980 und der IIL Internationale Roma-Welt-
KongreB mit Roma-Reprédsentanten aus 28
Staaten in Goéttingen im Mairz 1981, die Ro-
mani Rose zu ihrem Vizeprisidenten wihl-
ten.

Seit Mitte 1979 ist der ,Verband Deutscher
Sinti" in der ganzen Bundesrepublik als ent-
schiedener Interessenvertreter der Sinti und
Roma bekanntgeworden. Zahlreiche Journali-
sten in Presse, Funk und Fernsehen haben
iiber die Initiativen dieses Verbandes berich-
tet und hdufig dessen Behauptungen iiber
Fille von Diskriminierung und Benachteili-
gung bestdtigt. Die plétzliche, beachtliche Pu-
blizitdt, die der ,Verband Deutscher Sinti"

heute in der Uffentlichkeit genieBt, erklirte

dessen Vorstandsmitglied und Pressesprecher
Romani Rose folgendermaBen: ,Als ich 1978
die Unterstiitzung der ,Gesellschaft fiir be-
drohte Vélker' fiir unsere Sache und fiir un-
sere Biirgerrechtsarbeit finden konnte, erga-
ben sich fiir uns wichtige Kontakte zu Bundes-

’4) Frankfurter Allgemeine Zeitung, 5. 11. 1980.

%) Sieghart Ott, Die unwillkommenen Deutschen,
in: Ziilch, a.a. O, S. 2271f, und Sozialdienst katholi-
scher Minner, Bei Hitler waren wir wenigstens
noch Deutsche, in: Ziilch, a.a. O, S. 2371f.

¢) Aufgrund von Informationen zahlreicher Roma
aus Polen und anderen Ostblockldndern.

") Aufgrund von Informationen von Sinti-Fliicht-
lingen aus der DDR; als héchste Zahl werden 3 000
Sinti angegeben.
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politikern (wie z. B. zu Bundesjustizminister
Vogel und zu Abgeordneten in Bonn und in
den Landtagen), zu Parteien, Kirchen, zu ver-
schiedenen Organisationen und im Herbst
1979 {iber Frau Simone Veil die Verbindung
zum Europaparlament in StraBburg. Mit dieser
Unterstiitzung der ,Gesellschaft fiir bedrohte
Vélker' war es dem ,Verband Deutscher Sinti’
34 Jahre nach dem Krieg endlich moglich,
seine Anliegen und Forderungen in die Ulf-
fentlichkeit zu bringen und zahlreiche Journa-
listen in Funk, Fernsehen und Zeitungen und
vor allem immer mehr Sinti fiir unsere Biirger-
rechtsarbeit zu interessieren."”?)

Im Laufe der Jahre 1979/80 hat sich der ,Ver-
band Deutscher Sinti" dann bundesweit eta-
blieren  kénnen, wdhrend gleichzeitig
regionale Sinti- und Roma-Vereine gegriindet
wurden, zum Teil gemeinsam mit Nicht-Sinti,
die anldBlich einer Tagung der Friedrich-Nau-
mann-Stiftung Ende Juni 1980 in Kiel dem
.Verband Deutscher Sinti" das Vertrauen fiir
seine iiberregionale Biirgerrechtsarbeit aus-
‘sprachen und sich hinter das Memorandum
des Verbandes als einen Forderungskatalog
an Bund und Lénder stellten und gegenseitige
Konsultationen vereinbarten. Den neu ent-
standenen Sinti- und Roma-Verbinden kommt
neben der iiberregionalen Biirgerrechtsarbeit
besondere Bedeutung zu, weil sie entspre-
chend der jeweiligen Situation am Ort gegen
die alltdgliche Diskriminierung vorgehen und
die lokalen Belange der Sinti wirksam vertre-
ten kénnen. Im Februar 1982 schlossen sich
die genannten Verbidnde zum Zentralrat Deut-
scher Sinti und Roma zusammen, der seither
wirksam bundesweit fiir die Interessen der
deutschen Sinti und Roma eintritt (1. und 2.
Vorsitzende Romani Rose und Lolotz Birken-
felder).

Inzwischen wurden eine Reihe der im Memo-
randum niedergelegten Forderungen erfiillt.
Der friithere Bundeskanzler Schmidt, Bundes-
prasident Carstens und der ehemalige Opposi-
tionsfithrer Kohl haben Sprecher des Zentral-
rates zu Gespriachen empfangen und den Vél-
kermord &ffentlich anerkannt und bedauert.
Erste Schulbiicher wurden diesem Teil der

%) Romani Rose, Sinti und Roma im ehemaligen KZ
Bergen-Belsen, hrsg. vom Verband Deutscher Sinti
und der Gesellschaft fiir bedrohte Vélker, Reihe
pogrom, 1980, S. 15f.
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Vergangenheitsbewidltigung gedffnet. Dije
Wiedergutmachung wurde wiederaufgenom.
men, jedoch véllig unzureichend auf 5 000 DM
pro Antragsteller beschrinkt. Eine Bundes.
tagsdebatte zur Lage der Sinti und Romg
wurde angesetzt. Einige der schlimmstey
Ghettos wurden aufgeldst, Wohnungen zyr
Verfiigung gestellt, in einigen Stadten wurdey
Hauser fiir Sinti-Familien gebaut. Vom Bup.
desinnenminister wurden Richtlinien fiir dje
Einbiirgerung und Wiedereinbiirgerung erlas.
sen.Verschiedene Bundesldnder erlieBen neye
Anweisungen fiir 6ffentliche Campingplitze,
Haltepldtze fiir ambulante Héndler werdep
von einigen Stddten geplant; CDU- wie SPD.
regierte Bundesldnder und die Bundesregie.
rung haben von den Sinti-Roma-Verbinden
gefiihrte Beratungszentren eingerichtet.

Die Biirgerrechtsbewegung hat engagierte
Fiirsprecher in den Parlamenten der Linder
und im Bundestag gefunden, Sprecher der jii-
dischen Gemeinden und der ,Gesellschaften
fiir christlich-jlidische Zusammenarbeit" sind
offentlich fiir die Belange der Volksgruppe
eingetreten. Verschiedene Biirgerinitiativen
fiir Sinti und Roma wurden ins Leben gerufen;
im Rahmen der evangelischen Kirchen ist ein
erfolgreich wirkender Arbeitskreis unter Prof,
Meueler entstanden. Nach dem gemeinsamen
Auftreten des katholischen Bischofs von Hil-
desheim mit dem Zentralrat im ehemaligen
KZ Bergen-Belsen im September 1982 wurde
auch das bisher dank der katholischen Zigeu-
nerseelsorge belastete Verhdltnis zur katholi-
schen Kirche entkrampft.

Auf Initiative der Sozialreferentin der ,Katho-
lischen Zigeuner- und Nomadenseelsorge'”)
hatten sich ndmlich Sprecher ,nichtorganisier-
ter Sinti-Gruppen" aus dem Schwarzwald und
Kéln im Mai und April 1982 an die Offentlich
keit gewandt und sich von verschiedenen For-
derungen der Verbdnde und ,deren Holo-
caustgeschrei” distanziert, weil Forderungen
nach Wiedergutmachung und Anerkennung
des Genozids zukiinftig starkere Diskriminie-
rungen nach sich ziehen wiirden #’). Der Spre-
cher der Hamburger ,Roma- und Sinti-Union’,

") Rundbrief von Silvia Sobeck, Sozialreferentin

der ,Katholischen Zigeuner- und Nomadenseelsor-
ge, Koln, vom 2. 5. 1982,

&) .Droht der Biirgerkrieg unter den ZigeunernT,
Hannoversche Allgemeine, 6.5, 1982,
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dko Kawczynski, hat immer wieder darauf
I;il':-lgem.rie-snen. daB die Angste so vieler Ange-

noriger seiner Volksgruppe, auch nur den Ho-
Jocaust in der Offentlichkeit zu erwihnen, die
Einschiichterung und Unterdriickung von
Sinti und Roma seit 1945 illustrieren®'). Die
Sprecher der Kélner Gruppe griindeten jedoch
im Sommer 1982 einen Landesverband der
Sinti in Nordrhein-Westfalen und schlossen
sich dem Zentralrat an. Dennoch werden von
verschiedenen Sinti Positionen, die der Ver-
pandsarbeit skeptisch bis ablehnend gegen-
iiberstehen, durchaus weiter vertreten, und
der Zentralrat beansprucht nicht, alle Sinti
und Roma der Bundesrepublik zu vertreten,
wohl aber, sich gegen jede Diskriminierung
von Angehorigen der Volksgruppe zu wen-
den.

Ein ungeldstes Problem deutscher Sinti und
Roma bleibt — nach Ansicht des Zentralrates
— die Diskriminierung der Volksgruppe
durch verschiedene Polizeidienststellen in
vielen Teilen der Bundesrepublik. Besondere
polizeiliche Aufmerksamkeit erfihrt eine fah-
rende Gruppe von 1 000 bis 2 000, meist staa-
tenlosen Roma hauptsdchlich jugoslawischer
Herkunft, denen selbst die Ausstellung von
Fremdenpdssen und in den meisten Fillen der
lingere Aufenthalt in deutschen Stadten ver-
wehrt wird #2), Die so verstdndlicherweise im
Verhiltnis zur tibrigen deutschen Bevdlke-

#) Zur Arbeit der ,Rom u. Cinti-Union™: ,Bericht zur

Lage der Rom und Cinti in Hamburg’, E. Patrin,

Hamburg 1982.

%) Fritz GreuBing, Die Vertreibung der fahrenden”

Roma aus Jugoslawien und ihre Heimatlosigkeit in

;Ve?*t‘europa, in: pogrom Nr.92, Sept—Okt. 1982,
.8

rung und den deutschen Sinti und Roma {iber-
proportionale Einbruch-Diebstahls-Kriminali-
tit dieser Gruppe fiihrt immer wieder zu gro-
tesken polizeilichen Ubertreibungen einer-
seits (alle ungeklirten Diebstdhle einer Re-
gion werden diesen Menschen untergescho-
ben) und polizeilicher Willkiir gegeniiber al-
len Sinti- und Roma-Familien (kollektive Poli-
zeirazzien ohne Hausdurchsuchungsbefehl
gegen alle Angehorigen der Volksgruppe in
einer Siedlung, eines Platzes oder eines Stadt-
teils) andererseits.

Besonders demprimierend sind von Lokalre-
daktionen iibernommene Polizeiberichte ),
die Diebstahls- und Einbruchs-Kriminalitét
mit der Volksgruppe insgesamt in Verbindung
bringen. Der Zentralrat hat diese Praktiken
mit dhnlichen polizeilichen Aktionen in der
Weimarer Republik gegen staatenlose Ostju-
den zum Beispiel des Berliner Scheunenvier-
tels verglichen®). Diese jiingste Entwicklung
droht neue Ressentiments aufzubauen und
vielen guten Willen auf seiten der Parteien,
der Kirchen, der jlidischen Gemeinden und
der Sinti und Roma wieder zu neutralisieren.
Hier kann nur eine konstruktive rechtliche
und soziale Hilfe fiir die staatenlosen Roma
und eine sorgfdltige Berichterstattung der
Presse sowie klare Anweisungen der politisch
Verantwortlichen an die Polizeibehérden Ab-
hilfe schaffen.

) Um einen besonders aggressiven, gegen die ge-
samte Vol ppe gerichteten Artikel auszuwéh-
len, sieche Frank Horeni, ,Kinder, die auf Diebestour

geschickt werden®, FAZ 30. 3. 1982,
#) Eike Geisel, Im Scheunenviertel, Berlin 1981.

Fiir Hinweise zur Thematik der nationalsozialisti-
schen .Z:’:Feuneﬂorschung' danke ich Kirsten Mar-
tins, Heidelberg, und Markus List, Stuttgart.
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Woligang Scheffler: Zur Entstehungsgeschichte der ,Endlésung”
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 43/82, S. 3—10

Die Geschichte der Judenvernichtung in der Zeit des nationalsozialistischen Staats gehort
zu den gravierendsten Ereignissen gesamtdeutscher und ésterreichischer Geschichte die-
ses Jahrhunderts, deren Folgen weit iiber unsere Zeit hinausreichen, Das Unbehagen, das
mitunter {iber eine kurzfristige, tagespolitische Ausniitzung des Themas geéduBert wird, be-
trifft vornehmlich die Verwechslung der ,Vergangenheitsbewiltigung" mit Fragen zeithi-
storischer Forschung.

Eines der zentralen Themen der Forschung zu diesem Komplex gilt der Frage, wann Hitler
seinen EntschluB zur Massenvernichtung des européischen Judentums faBte und ihn in die
Realitdt umzusetzen begann. Die Entscheidung tiber die Deportierung der Juden im deut-
schen Machtbgrelch’nach dem Osten fiel zu einem ZeitpunEt, zu dem Hitler sich auf dem
Héhepunkt seiner Siegeserwartung wiihnte, Mit dem Befehl zur Ausrottung der sowjeti-
schen Juden und seiner Realisierung war es nur eine Frage der zeitlichen und organisatori-
schen Gegebenheiten, wann mit der Durchfiihrung der ,Endlésung der Judenfrage” insge-
samt begonnen werden konnte. Zwei bis drei Monate nach der Beauftragung Heydrichs mit
der Gesamtplanung wurde mit der Realisierung der Vernichtung begonnen. Alle wesentli-
chen Entscheidungen {iber die Verwirklichung der Massenvernichtung fielen in den Mona-
ten Mérz/April sowie Juli bis Oktober/November 1941.

Adalbert Riickerl: Vergangenheitsbewiltigung mit Mitieln der Justiz
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 43/82, S. 11—25

Knapp 50 Jahre nach der sogenannten Machtergreifung durch die Nationalsozialisten und
nahezu 38 Jahre nach dem spektakuldren Zusammenbruch ihres auf Unterdriickung und
Terror gegriindeten Herrschaftssystems versuchen deutsche Strafverfolgungsorgane und
Gerichte immer noch Straftaten zu ahnden, die vor mehr als einem halben Menschenalter
auf ausdriickliche Anordnung der damaligen Obrigkeit oder doch zumindest mit deren
wohlwollender Duldung gescﬁehen sind. Junge Menschen, junge Staatsanwidlte und Rich-
ter versuchen heute trotz des Unverstdndnisses und des ogl genug deutlich artikulierten
Widerstandes eines Teiles unserer Gesellschaft, gestiitzt und zugleich gebunden durch ein
in diesem besonderen Fall ihren Handlungsspielraum stark einengendes Gesetz, Vorgidnge
aus jiingster Vergangenheit kritisch zu bewerten und soweit méglich strafrechtlich zu ahn-
den — einer Vergangenheit, die sich in der Regel zeitlich nicht mehr mit ihrer eigenen, son-
dern mit der ihrer Viter und GroBviter deckt.

Die Griinde dafiir, daB dies alles heute noch zu geschehen hat, sind mannigfaltig. Uber meh-
rere Jahre hinweg andauernde einengende gesetzliche Mainahmen der Siegerméchte, das
Fehlen je%.l:::her rfahrung auf dem (g.':ebiet der Strafverfolgung solcher Verbrechen, gele-
entlich aber auch mangelndes personelles oder politisches Engagement, sich mit diesen
ingen ernsthaft auseinanderzusetzen, haben dazu gefiihrt, daB mit einer systematischen
Verlolgung nationalsozialistischer Straftaten erst Ende der fiinfziger Jahre, d. h. mit einer
Verspitung von etwa 15 Jahren begonnen wurde.

Die Ergebnisse der seitdem gefiihrten Ermittlungs- und Strafverfahren, soweit es dabei um
die Feststellung strafrechtlich relevanter individueller Schuld geht, muBten vor allem als
Folge der mit fortschreitender Zeit stdndig wachsenden Beweisschwierigkeiten immer un-
befriedigender erscheinen. Sie geben AnlaB zu der Frage, welche Art von Strafzweck mit
der Bestrafung der NS-Verbrecher heute noch zu erreichen ist und welcher Wert solchen
Verfahren unter dem Gesichtspunkt einer allgemeinen BewubBtseinsbildung zugesprochen
werden kann.



	Impressum
	Zur Entstehungsgeschichte der „Endlösung"
	I. Die Organisation des Vernichtungsprogramms 
	II. Die Wannseekonferenz 
	schaftliche Struktur des Landes dauernd in 

	Vergangenheitsbewältigung mit Mitteln der Justiz
	I. 
	II. 
	III. 
	IV. 
	V. 
	VI. 
	VII. 

	Sinti und Roma in Deutschland. Geschichte einer verfolgten Minderheit
	Vorbemerkung 
	Sechs Jahrhunderte in Deutschland 
	Die Anfänge nationalsozialistischer Zigeunerpolitik 
	Die „Rassenhygienische und Bevölkerungsbiologische Forschungsstelle" 
	Völkermord in Deutschland und Österreich 
	Der Völkermord im Westen 
	Völkermord in Ost-und Südosteuropa 
	KZs und Menschenversuche 
	1945— 1981: Das Fortwirken des NS-Rassenhygieneinstituts 
	Institutionalisierte Diskriminierung nach 1945 
	Die Bürgerrechtsbewegung 


